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Beginn: 15.02 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Die Sitzung ist erdffnet. Bitte nehmen Sie
Platz.

Bevor wir in die heutige Tagesordnung einsteigen,
mochte ich gern Glickwiinsche aussprechen. Die-
se richten sich an unseren Kollegen Karl-Heinz
Warnholz, der heute Geburtstag hat. Im Namen
des ganzen Hauses herzlichen Gliickwunsch und
alles Gute.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Und bevor wir gleich mit der Aktuellen Stunde be-
ginnen, teile ich lhnen noch mit, dass die Fraktio-
nen, abweichend von der Empfehlung des Altes-
tenrats, vereinbart haben, TOP 3b, das ist die
GroRe Anfrage der GRUNEN Fraktion, Drucksache
20/6815, zu vertagen.

Dann kommen wir zur

Aktuellen Stunde

Funf Themen sind Uberraschenderweise angemel-
det worden, und zwar von der CDU-Fraktion

Elbphilharmonie: Alle Zeit fir den Birger-
meister — RUcksichtsloser Zeitdruck und
Maulkorb flirs Parlament

von der GRUNEN Fraktion

Neue Studie zur Elbvertiefung: Dem Fluss
droht der Oko-Kollaps — Senat darf Gefah-
ren nicht langer ignorieren

von der FDP-Fraktion

Sich selbst Uberlassene Schulen: Senator
Rabe provoziert Schulnotstand durch Unta-
tigkeit

von der Fraktion DIE LINKE

Keine Gefalligkeitsgutachten mehr, sondern
Ruckkauf der Netze und Einstieg in eine Re-
kommunalisierung

und von der SPD-Fraktion

Quote ausgebremst: CDU und FDP verhin-
dern Chancengleichheit und Gleichberechti-
gung far Frauen

Wir beginnen mit dem ersten Thema, zu dem der
Abgeordnete Wersich das Wort hat.

Dietrich Wersich CDU: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Herr Birgermeister, lhr Um-
gang mit dem Parlament in Sachen Elbphilharmo-
nie ist inakzeptabel.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN, der
FDP und der LINKEN)

Ihr dramatischer Kurswechsel, die mangelnde
Transparenz, eine nicht begrindete Kostenexplosi-
on und jetzt der Zeitdruck mussen uns Abgeordne-
te kritisch und misstrauisch machen.

(Dirk Kienscherf SPD: Mussen Sie gerade
sagen, Herr Wersich!)

Das ist auch gut so, denn wenn wir diese kritische
Haltung nicht hatten, dann wirde die Demokratie
nicht funktionieren.

(Beifall bei der CDU, vereinzelt bei der FDP
und bei Dr. Anjes Tjarks GRUNE)

Und den Zeitdruck hat allein Olaf Scholz zu verant-
worten. Sie selbst haben sich immer mehr Zeit als
angekindigt genommen und immer neue Fristen
gesetzt, weil die Sache so schwierig sei. Sie haben
von Anfang an gesagt, das Parlament hatte bis
30. Juni Zeit — Ubrigens ohne mit uns Ricksprache
zu halten —, allerdings unter der Voraussetzung,
dass die Vertrdge am 28. Februar fertig werden
wilrden. Das ware vielleicht auch gegangen. Tat-
sachlich hat sich aber Ihr eigener Zeitplan um Uber
40 Tage bei den Vertradgen verzdgert.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Stimmt Uber-
haupt nicht!)

Die Aktenvorlage ist 70 Tage spater erfolgt als von
uns gefordert, alles auf Kosten der parlamentari-
schen Kontrolle. Und jetzt soll unsere Beratungs-
zeit von 120 auf nur noch 60 Tage halbiert werden.
Meine Damen und Herren, das geht nicht. Hier
reicht es nicht, wenn Olaf Scholz sagt, der Herr
gibt und der Herr nimmt. Sie glauben offenbar, das
Parlament brauche Ihre weise Entscheidung nur
noch abzunicken. Das funktioniert nicht, und das
ist auch keine demokratische Kontrolle.

(Beifall bei der CDU)

Angesichts der massiven Fehlleistung von HOCH-
TIEF, angesichts der dort offenbar mangelnden
Kompetenz und angesichts der wiederholt gezeig-
ten Unzuverlassigkeit hatte jeder private Unterneh-
mer HOCHTIEF langst rausgeschmissen und
Schadensersatz gefordert.

(Beifall bei der CDU — Dirk Kienscherf SPD:
Hatten Sie ja machen kdnnen! Sie haben ja
gar nichts hingekriegt! — Zurufe aus dem
Plenum)

Aber nicht so Scholz.
(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja!)

Er hat das eineinhalb Jahre lang angedroht, hat
dann aber plétzlich vor Weihnachten diesen
180-Grad-Kurswechsel gemacht.

(Zuruf von Ekkehard Wysocki SPD)
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(Dietrich Wersich)

Dies ist ein Kursschwenk, den er uns bis heute
nicht erklaren konnte, ohne jede Eigenkritik an sei-
nem Zickzack-Kurs und ohne Bekenntnis zur eige-
nen Verantwortung der Misswirtschaft in den ver-
gangenen eineinhalb Jahren.

(Beifall bei der CDU)

Und dann ist die SPD auch noch stolz auf Trans-
parenz. In der Scholz-Presseerklarung heildt es,
Sie sorgten gleichzeitig fiir Klarheit bei der tatsach-
lich erfolgten Kostenentwicklung. Es ist flr uns ei-
ne politische und moralische Verpflichtung, fir die-
se Klarheit zu sorgen. Doch was ist die Realitat?
Die Kosten werden aufgefiihrt, aber es fehlt jede
Begrindung, warum diese Kosten so gestiegen
sind. Ich nenne nur ein Beispiel.

Der Planer bekommt, wie wir jetzt wissen, nicht nur
35 Millionen Euro mehr, sondern er soll fur die Zeit,
in der der Bau stillstand, weitere 17,5 Millionen
Euro bekommen. Allein der Architekt soll mit Gber
100 Millionen Euro vergutet werden. Was ist die
Ursache? Welcher Schaden ist durch wessen Feh-
ler entstanden? Der Blirgermeister muss das erkla-
ren, er hat doch die politische und moralische Ver-
antwortung. Er muss seine Entscheidung begriin-
den, warum die Stadt jetzt auf allen Kosten sitzen
bleibt und warum HOCHTIEF und der Planer ihre
vollen Kosten aus Steuergeld erstattet bekommen.
Das muss doch erklart werden.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN und bei
Robert Blasing und Finn-Ole Ritter, beide
FDP)

Es ist aber auch inakzeptabel, dass der Senat die
Alternativen zu dieser Entscheidung verschweigt.
Er unterdriickt sogar die Informationen. Ich habe in
einer Schriftlichen Kleinen Anfrage zwei einfache
Fragen gestellt.

"Wie hoch sind nach Auffassung der stadti-
schen ReGe die gerechtfertigten Mehrkos-
ten von HOCHTIEF gegeniber der Verein-
barung aus dem Nachtrag 4?"

Ich habe auch gefragt:

"Wie hoch sind nach Auffassung der stadti-
schen ReGe die Anspriiche der Stadt ge-
genlber HOCHTIEF jeweils aus Vertrags-
strafen und Schadensersatz?"

Darauf antwortet der Senat:

"Die mafgeblichen Einschatzungen stellen
Betriebs- und Geschéaftsgeheimnisse der
ReGe dar, deren Vertraulichkeit unabhangig
von einer gegebenenfalls erfolgenden Zu-
stimmung der Blrgerschaft zur Neuordnung
gewabhrleistet werden muss."

Meine Damen und Herren! Der Senat will diese
wichtigen Fakten nicht nur jetzt, nicht nur uns, son-
dern auf Ewigkeit der Offentlichkeit vorenthalten,
und das ist Unterdriickung von wichtigen Informa-

tionen. Wie wollen Sie denn da entscheiden kon-
nen, ob diese Alternative die richtige ist und ob es
nicht besser gewesen ware, man beendete das mit
HOCHTIEF.

(Beifall bei der CDU)

Der gesamte Akteninhalt ist unter absoluten Daten-
schutz gestellt worden. Ich kann nur fir mich sa-
gen, dass ich dieses Maulkorb-Papier nicht unter-
schreibe. Aufgrund unseres heutigen Wissensstan-
des bin ich zusammen mit meiner Fraktion nicht si-
cher, ob nicht das Scheitern dieser Vertrage am
Ende fir Hamburg die billigere und bessere L6-
sung ware.

(Dirk Kienscherf SPD: Na, das ist aber ge-
wagt!)

Das ist aufzuklaren. — Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat jetzt Frau
Dr. Vértes-Schitter.

Dr. Isabella Vértes-Schiitter SPD:* Sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Dass sich mit dem Senatsbeschluss von
gestern die Gewichte in der heutigen Debatte ver-
schieben wiurden, ist klar. Ich will zunachst von
ersten Einschatzungen zu der Drucksache, die uns
gestern zugeleitet wurde, absehen, und auf eine
Beflirchtung unseres Ersten Blirgermeisters einge-
hen, die mal mehr und mal weniger selbstkritisch
auch von verschiedenen Mitgliedern dieses
Hauses in Diskussionen zum Thema Elbphilharmo-
nie gedulert wurde.

Es geht um einen méglichen Akzeptanzverlust der
in demokratischer Verantwortung stehenden Politik
vor dem Hintergrund negativer Erfahrungen mit
grof3en Bauprojekten. Damit geht es auch um un-
sere gemeinsame Verantwortung, der wir vor allem
dadurch gerecht werden kénnen — und ich hoffe,
Sie teilen diese Einschatzung —, dass wir das Pro-
jekt Elbphilharmonie zu einem Erfolg flihren und
weiteren Schaden begrenzen.

(Beifall bei der SPD)

Das heil’t keinesfalls, dass ich oder ein anderes
Mitglied unserer Fraktion Sie um unkritische Zu-
stimmung zur Neuordnungsvereinbarung bitten,
wie im Vorfeld unterstellt wurde. lhnen als Opposi-
tion nicht das Recht zuzugestehen, den Zeitplan
als zu eng zu kritisieren, ware anmafend und
sachlich falsch, denn es ist lhre Pflicht, dies zu tun.
Und tatsachlich ist der Zeitplan fir uns alle eine
grofRe Herausforderung. Aber niemand will die par-
lamentarische Kontrolle aushebeln, und selbst "die
tageszeitung" kommt zu dem Schluss, dass der
Termin 30. Juni angemessen und keineswegs er-
presserisch sei, da der Blrgermeister vorab Uber
die Vertragsinhalte informiert habe.
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(Dr. Isabella Vértes-Schiitter)

Sie haben sicherlich wahrgenommen, dass auch
wir es als Argernis empfunden haben, dass es zu
Verzdgerungen bei der Information des Parlaments
gekommen ist. Bis heute, das ist schon im Vorfeld
deutlich geworden, bleibt es bei grundlegenden
Unterschieden in Fragen der politischen Zuschrei-
bung von Mehrkosten, der Beurteilung von Mehr-
kostenrisiken oder der in der Senatsmitteilung vor-
genommenen Bewertung mdglicher Handlungsal-
ternativen.

Aber mit dem vorliegenden Vertragswerk und der
Mitteilung des Senats haben wir nun endlich die
Moglichkeit, zu einer mit Fakten unterfiitterten Dis-
kussion und Prifung dieser Fragen zu kommen.
Damit ist auch die Grundlage geschaffen, die wei-
tere Diskussion nicht mehr nur in der Aktuellen
Stunde zu fuhren, sondern dort, wo sie zunachst
hingehért, namlich im Fachausschuss und im
Haushaltsausschuss mit der Anhérung von Sach-
verstandigen, einer umfanglichen Befragung von
Senatsvertretern und detaillierter Priifung der Ver-
trage und gegebenenfalls auch mit einem beglei-
tenden Gutachterverfahren.

Es ist meine Hoffnung, weg von den bisherigen
Reflexen hin zu einer I6sungsorientierten Diskussi-
on zu kommen. Dazu gehdrt auch anzuerkennen,
dass der Vorschlag des Senats wenigstens eine
Chance ist, die Hangepartie des Projekts Elbphil-
harmonie endlich zu beenden.

(Beifall bei der SPD)

Auch wenn wir in der abschliefenden Beurteilung
des Vertragswerks am Ende nicht Gbereinkommen
sollten, mdchte ich doch dafir werben, dass wir
uns in ndchster Zeit auf einen Beratungsfahrplan
einigen. Das ware ein politisches Signal — und das
ist wirklich meine feste Uberzeugung —, das keiner
der hier vertretenden Fraktionen zum Schaden ge-
reicht. — Vielen Dank fir Ihre Aufmerksamkeit.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort erhalt nun Herr
Kerstan.

Jens Kerstan GRUNE: Frau Présidentin, meine
Damen und Herren! Der SPD-Alleinsenat hat eine
Drucksache vorgelegt, mit der er eine Neuordnung
des Projekts Elbphilharmonie vornehmen will und
die auch einen Nachtrag 5 beinhaltet, namlich fi-
nanzielle Nachforderungen gegentber HOCHTIEF.
Das ist in der langen Geschichte des schwierigen
Projekts Elbphilharmonie in dieser Stadt das fiinfte
Mal, dass so etwas passiert. Dieser Nachtrag un-
terscheidet sich allerdings in einem Punkt von allen
anderen vor ihm. Kein anderer Hamburger Senat
vor dem Senat von Olaf Scholz hat jemals HOCH-
TIEF eine so hohe Summe an finanziellem Nach-
schlag gewahren wollen wie dieser Nachtrag, den
Olaf Scholz jetzt vorschlagt.

(Dirk Kienscherf SPD: Wollen wir das mal
zusammen rechnen?)

Das ist ein Thema, Uber das der Burgermeister
nicht gern redet, denn er mochte lieber den Ein-
druck erwecken, dass das doch nur die Folge da-
von ist, dass er versucht, Probleme zu l6sen, die
Vorgangersenate verursacht haben.

(Beifall bei den GRUNEN)

Das ist allerdings nur ein Teil der Wahrheit, denn
worlber dieser Blrgermeister nicht gern spricht,
ist, dass ein betrachtlicher Teil dieser Nachforde-
rungen im grolReren zweistelligen Millionenbereich
einzig und allein auf den Entscheidungen dieses
Birgermeisters beruht, auf einer verfehlten und
letztendlich gescheiterten Verhandlungsstrategie,
die in dieser Stadt 15 Monate Baustopp verursacht
haben.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Da muss man
hier nur mal reinschauen, dass das nicht
stimmt!)

Das ist eine Wahrheit, die auch in dieser Debatte
eine Rolle spielen muss.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU und bei
Finn-Ole Ritter und Katja Suding, beide
FDP)

Wenn sich der Bau um mehr als 15 Monate verzo-
gert, treibt das naturlich die Kosten nach oben. In
dieser Drucksache steht kein einziges Wort dar-
Uber und keine einzige Zahl dazu, wie hoch diese
Summe ist, die einzig und allein auf den Entschei-
dungen dieses Blrgermeisters beruht. Das ist kei-
neswegs die Transparenz, von der der Birger-
meister immer so vollmundig spricht. Diesem An-
spruch, den er selbst erhebt, ist er in dieser Druck-
sache nicht gerecht geworden.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Dietrich
Wersich CDU)

Es gibt in dieser Drucksache auch keinerlei Bezif-
ferung, dass der Preis fir die Stadt noch deutlich
héher ist als diese Mehrkosten, die in der Drucksa-
che stehen. Dieser Senat beziffert in der Drucksa-
che nicht, wie hoch die Summe der Forderungen
eigentlich ist, die die Stadt gegentiiber HOCHTIEF
hat, und auf die dieser Senat freiwillig verzichtet
hat. Auch das ist ein Punkt, der keine Transparenz
schafft und der auch nicht akzeptabel ist, wenn
man heute bewerten soll, ob das ein guter Vor-
schlag fir die Stadt ist oder nicht. Auch hier, Olaf
Scholz, sind Sie |hren eigenen Ansprichen an
Transparenz, Klarheit und Wahrheit nicht nachge-
kommen.

(Beifall bei den GRUNEN, vereinzelt bei der
CDU und bei Martina Kaesbach FDP)

Der Birgermeister erzahlt gern die Geschichte,
dass, ware am 14. Dezember ein Fax eine Stunde
spater eingetroffen, dieser Senat die Vertrage mit
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HOCHTIEF gekiindigt und einen Plan B ins Werk
gesetzt hatte. Wenn man dieser Geschichte
glaubt, dann muss man eines sagen: Wenn man
bewerten will, ob diese Vertrage, die uns heute
vorliegen, die bessere Losung sind als das, was
Sie damals tun wollten, namlich HOCHTIEF zu
kindigen, dann muss das Parlament diesen Plan
B kennen. Aber den haben Sie uns nicht vorgelegt.
Und wir als Parlament haben jetzt die Aufgabe,
uns diesen Plan B mihsam aus Akten, die uns
jetzt zur Verfigung gestellt werden, aus Aufsichts-
ratsprotokollen, aus Gesprachsnotizen und Ver-
merken selbst zusammenzuschustern. Auch das
ist ein unzumutbares Verfahren gegeniber dem
Parlament,

(Dirk Kienscherf SPD: Ach!)

den Volksvertreterinnen und -vertretern, wenn wir
beurteilen sollen, ob diese Alternative die bessere
fir Hamburg ist als diejenige, die Olaf Scholz ur-
springlich einmal bewertet hat.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU und der
FDP)

Diese Aufgabe ist umfangreich, und man kann sie
nicht mal so eben in ein paar Wochen erledigen,
wenn dieser Senat sich weigert, uns diese Sachen
klar und nachvollziehbar selbst vorzulegen.

Das Datum 30. Juni, von dem der Blrgermeister
sagt, wir missten uns daran halten, ist keineswegs
eine Forderung von HOCHTIEF. HOCHTIEF selbst
sagt namlich keineswegs, entweder entscheide
das Parlament bis zum 30. Juni oder sie wirden
die Vertrage kundigen. Es war dieser Burgermeis-
ter, der diese Forderung in den Vertragen haben
wollte. Das hat er uns am Rande der letzten Bur-
gerschaftssitzung selbst gesagt. Der Grund daflr
war, dass jetzt schnell gearbeitet werden solle und
durch weitere Verzdgerungen noch mehr Kosten
entstehen wirden. Der gleiche Blrgermeister, der
15 Monate Bauverzdgerung hingenommen hat, der
zwei Monate langer verhandelt hat, sagt jetzt, dass
das Parlament nicht mehr als vier oder sechs Wo-
chen Beratungszeit bekommen kénne, das sei zu
teuer. Das ist Arroganz und Missachtung des Par-
laments. Ich erwarte von einer Regierungsfraktion,
dass sie ihre eigene Rolle als Parlamentarier und
auch die des Parlaments mit seiner Budgethoheit
ernst nimmt und diesem Ansinnen des Burger-
meisters entgegentritt und sagt, dass diese zwei
Monate bis zum 30. August gebraucht werden.
Und wenn wir uns hier einig sind, dann wird das
auch so sein zum Wohle der Stadt, damit wir in
Ruhe prifen kdénnen. Ich kann Sie nur auffordern,
liebe Kollegen von der SPD, gehen Sie diesen
Weg, es spricht nichts dagegen auller einer selbst-
herrlichen Ansage des Blrgermeisters. — Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU und bei
Norbert Hackbusch DIE LINKE)

Prasidentin Carola Veit: Frau Suding hat nun das
Wort.

Katja Suding FDP: Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Herr Blrgermeister,
das war gestern ein wirklich toller Auftritt von Ihnen
vor der Landespressekonferenz;

(Beifall bei der SPD)

nicht ganz angemessen jedoch, wie wir gleich ho-
ren werden. Nach jahrelangem Chaos,

(Dirk Kienscherf SPD: Jahrelang, jahrelang!)

nach 1000-prozentigen Kostensteigerungen und
viel Frust in der ganzen Stadt kommen Sie herein
und erklaren einfach mal ganz unbekiimmert, dass
jetzt alles gut werde, nur die Blirgerschaft als Par-
lament und Haushaltsgesetzgeber misse sich
noch ganz rasch ihrer Verantwortung bewusst wer-
den, dann wiirde alles ganz wunderbar und wir be-
kamen — ich zitiere — "ein sehr schénes Gebaude",
ein sehr schones Gebaude fir immerhin knapp
800 Millionen Euro.

(Dirk Kienscherf SPD: Ja, wir waren es
nicht!)

Da trostet es wenig, dass der Erste Blrgermeister
nach bestem Wissen und Gewissen ausschliefen
kann, dass es noch zu weiteren Kostensteigerun-
gen kommen wird. Es sind circa 800 Millionen Euro
fur die Stadt und damit fir den Steuerzahler,

(Dirk Kienscherf SPD: Das sagen Sie mal
Herrn Wersich!)

die nach dem jetzigen Planungsstand fir die Elb-
philharmonie bis zum Jahre 2016 gezahlt werden
mussen. Das sind circa 800 Millionen Euro, fir die
die Blrgerschaft als Haushaltsgesetzgeber verant-
wortlich ist.

Herr Blrgermeister, dieser Verantwortung muss
das Parlament auch gerecht werden kénnen. Ge-
rade deshalb dirfen wir Abgeordnete nicht einmal
eben im Schweinsgalopp die Hand heben und ei-
ner Vereinbarung ohne sorgfaltige Prifung zustim-
men. Das gilt auch und gerade fiir die SPD-Mehr-
heit.

(Beifall bei der FDP und bei André Trepoll
und Dietrich Wersich, beide CDU)

Uns allen ist klar, dass es sich bei dem Vertrag um
ein hochkomplexes Ergebnis handelt, dem viele
schwierige Verhandlungen und Abwé&gungen vor-
angegangen sind. Und fir diesen Abwagungspro-
zess haben sich die Verhandlungspartner viel Zeit
genommen, mehr vermutlich, als von lhnen selbst
angenommen.

Ich will auch nicht grundsatzlich kritisieren, dass es
Verzdgerungen gab. Es ist richtig, Entscheidungen
gut vorzubereiten. Wie man es namlich nicht
macht, hat uns dieser Senat auch schon sehr ein-
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drucksvoll vor Augen gefihrt, zum Beispiel mit der
Eckpunktevereinbarung aus dem Sommer 2012.
Das sollte damals der ganz grofle Wurf sein. Es
hat sich aber herausgestellt, dass die Vereinba-
rung kaum das Papier wert war, auf dem sie ge-
druckt wurde. Kaum war die Tinte trocken, wollte
sich niemand mehr an das Vereinbarte erinnern.

Meine Damen und Herren! Es scheint — und ich sa-
ge ganz bewusst, es scheint — bei den aktuellen
Vertragen nicht der Fall zu sein. Aber wir wissen
es eben nicht. Seit einigen Tagen erst kennen wir
die Vertrage. Erste Akten, etwa 30 Prozent der an-
gekindigten Ordner, stehen uns seit dem 17. be-
ziehungsweise 18. April zur Verfiigung. Gestern,
nachdem uns die Senatsdrucksache avisiert wur-
de, gab es dann einen weiteren Schwung von
88 Ordnern, und heute folgten angeblich die letz-
ten Unterlagen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Nicht zu verges-
sen, es sind die 171 Ordner!)

Eine vollstandige Ubersicht lag uns allerdings bis
kurz vor der Sitzung noch nicht vor.

Dieses Parlament hat das Recht, vor allem aber
auch die Pflicht, diese Akten ganz genau zu pri-
fen. Wir missen namlich nachvollziehen, was den
Ausschlag gab fur die Entscheidung, die Zusam-
menarbeit mit HOCHTIEF, gegen den ausdrickli-
chen Rat der ReGe, fortzusetzen. Wir miissen pri-
fen, ob die Zusammenarbeit mit allen Partnern nun
endlich auf einer verlasslichen Grundlage ful3t, und
wir missen ebenfalls priifen, ob weitere, vor allem
finanzielle Risiken fir die Stadt dann auch wirklich
ausgeschlossen werden kénnen. Bei all diesen
Punkten heif3t es: Grundlichkeit vor Schnelligkeit.

(Beifall bei der FDP)

Wir wollen nicht blockieren, wir wollen auch nicht
verzogern, und es geht auch nicht um einen Re-
flex, wie Sie sagten, Frau Vértes-Schitter, sondern
wir mussen und wollen unserem verfassungsge-
mafen Auftrag der Regierungskontrolle im Interes-
se der Hamburgerinnen und Hamburger gerecht
werden.

(Dirk Kienscherf SPD: Dann tun Sie mal
was!)

Wir stehen namlich mit dem Beschluss uber die
Neuordnungsvereinbarung am wichtigsten Punkt
seit der Grundsatzentscheidung fir den Bau der
Elbphilharmonie. Und in den letzten Monaten ist da
vieles extrem holprig gelaufen. Der Termin fur die
Einigung mit HOCHTIEF wurde von Ende Februar
auf Anfang April verschoben. Die Birgerschafts-
drucksache sollte erst Anfang Marz vorliegen,
dann Anfang April, und jetzt hat sie uns erst
gestern am frihen Abend erreicht. Der Termin, zu
dem die Birgerschaft Uber die Neuordnungsver-
einbarung beschlieBen soll, ist aber immer noch
der 30. Juni. Der wurde nicht nach hinten verscho-

ben. Der Bilrgermeister hat seinen Zeitplan also
immer wieder korrigiert zulasten des Parlaments.

Herr Birgermeister, das ist fahrlassig. Und das
machen Sie bei einem Projekt, das seit 2003 im-
mer wieder mit unglaublichen Kostensteigerungen,
mit Fehlplanungen und Fehleinschatzungen, mit
mangelhafter Ausfiihrung und nicht eingehaltenen
Zusagen fur Kopfschitteln in Hamburg und in ganz
Deutschland gesorgt hat. Meine Fraktion fordert
Sie deshalb auf, dem Parlament Zeit bis nach der
Sommerpause zu lassen.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei den
GRUNEN und bei Norbert Hackbusch und
Christiane Schneider, beide DIE LINKE)

Ich sage lhnen an dieser Stelle aber dennoch fiir
die FDP-Fraktion zu: Selbstverstandlich werden wir
die Akten, die Vertrage und die Drucksachen mit
grélter Sorgfalt prifen. Ich sage lhnen aber auch,
dass die Zeit fur einen angemessenen parlamenta-
rischen Beratungsverlauf sehr, sehr knapp ist.
Wenn Sie den Zeitplan nicht entscharfen, dann
werden wir Ihnen heute auch nicht zusagen kon-
nen, ob wir uns in der kurzen Zeit davon Uberzeu-
gen kénnen, dass dieses Mal alles richtig gemacht
wurde. Ich habe groRe Zweifel daran. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Jetzt hat Herr Hack-
busch das Wort.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Die Burgerschaftsfrakti-
on der LINKEN hat sich immer intensiv und sehr
gut mit den Vertragen, die bisher im Zusammen-
hang mit der Elbphilharmonie etwas zu tun hatten,
auseinandergesetzt. Ich moéchte Sie deswegen
noch einmal daran erinnern, was die Elbphilharmo-
nie eigentlich fur diese Stadt bedeutet. Das hat der
Parlamentarische Untersuchungsausschuss doch
gezeigt. Es ist nicht nur ein Inbegriff von Geldver-
schwendung in dieser Stadt geworden, sondern es
ist auch ein Inbegriff — und das zeigen die Beratun-
gen des Untersuchungsausschusses — der Arro-
ganz der Macht und der Unfahigkeit der politisch
Verantwortlichen geworden.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist erschreckend, was wir dort gehdrt haben,
namlich dass die Leute sich nicht mehr erinnern
kénnen an die maflgeblichen Entscheidungen im
Zusammenhang mit der Elbphilharmonie. Sie erin-
nern sich nicht mehr, warum sie sich fir was ein-
gesetzt haben bei einem so grofen Projekt. Das ist
einer der erschreckendsten Momente im Bereich
der politischen Macht in dieser Stadt. Es ist er-
schreckend, dass wir nicht in der Lage sind, die
Leute momentan noch irgendwie zur Verantwor-
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tung zu ziehen, die damals diesen Mist verzapft
haben.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD — Dirk
Kienscherf SPD: Das stimmt!)

Ich denke, dass wir das einvernehmlich in dieser
Stadt feststellen missen. Aber unter diesen Vor-
aussetzungen finde ich es erschreckend, dass die
SPD und der Senat uns nicht genug Zeit geben,
uns von unserer Seite aus kritisch mit den neuen
Dingen, die dort vorliegen, auseinandersetzen zu
konnen. Sie wissen doch alle, dass die Zeit, die wir
momentan dafiir haben, nicht ausreicht.

Der Parlamentarische Untersuchungsausschuss
hat gesagt, dass eines der wichtigsten Momente
sein werde, unabhangige Gutachter zu beauftra-
gen, die, unabhangig von dem, was der Senat
sagt, und unabhangig von dem, was HOCHTIEF
sagt, sich eine Meinung bilden kénnen. Wir mis-
sen uns namlich noch an eines erinnern: Peinlich
sind nicht nur diejenigen, die die Verantwortung
gehabt haben, peinlich war auch noch die Ent-
scheidung der Biirgerschaft damals, diesem Ver-
trag einstimmig zuzustimmen und nachher dann zu
sagen, es hatte keine Opposition gegeben. Das ist
auch ein sehr peinlicher Moment, mit dem wir sehr
vorsichtig umgehen missen. Hieraus missen wir
als Parlament gemeinsam lernen.

(Beifall bei der LINKEN)

Von daher fordern wir unabhangige Gutachten, un-
abhangig vom Senat. Wir als diejenigen, die Uber
das Geld entscheiden, wollen auch die Mdglichkeit
haben, uns ein eigenstandiges Bild dariber zu ma-
chen. Wenn wir das ordentlich abarbeiten, dann
reichen diese Wochen nicht aus. Bis dahin be-
kommt man doch kein verniinftiges Gutachten.

(Beifall bei der LINKEN und bei Jens Ker-
stan GRUNE)

Das weil} der Burgermeister doch eigentlich auch.

Der Burgermeister hat uns selber gesagt, dass es
am Ende noch einmal schwierig wurde und am
28. Februar nicht unterschrieben werden konnte,
weil noch viele Aspekte zu berlicksichtigen gewe-
sen seien. Herr Blrgermeister, die haben auch wir
zu bericksichtigen. Sie haben lhren Zeitplan nicht
einhalten kdnnen und das geht nun zulasten der
Burgerschaft und der Demokratie. Ich finde, das ist
ein riesiges Problem; auf die inhaltlichen Dinge will
ich gar nicht weiter eingehen. Der 30. Juni war lhre
Entscheidung, Sie wollten diesen Termin. Fassen
Sie den Mut, uns genug Zeit zu geben. Fassen wir
den Mut, die Auswirkungen der Elbphilharmonie
auf diese Stadt so zusammenzufassen, dass wir
die Demokratie starken, dass wir das unabhangig
kontrollieren kénnen und uns nicht durch einen
Zeitplan wieder in die nachste Falle locken lassen,
denn das war bisher immer das Problem.

(Beifall bei der LINKEN)

Die wichtigste Auswirkung des Parlamentarischen
Untersuchungsausschusses, der Sie immer zuge-
stimmt haben, war zu sagen: Es hat immer Zeit-
druck gegeben, wir waren nie in der Lage, alles in
Ruhe zu beachten. Jetzt haben wir den Zeitdruck
wieder. Sie fangen genauso schlecht an, wie die
Birgerschaft es damals gemacht hat.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun der
Erste BUrgermeister.

Erster Biirgermeister Olaf Scholz: Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Gestatten Sie
mir einen kurzen Ausflug in die griechische Mytho-
logie.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Das letzte
Mal war es falsch!)

Apollon wurde von seiner Geliebten — sie hiefl3 Ko-
ronis — betrogen; diese Nachricht Uberbrachte ihm
ein weiller Singvogel. Zur Strafe farbte Apollon
dessen Gefieder schwarz und verdammte ihn zum
Krachzen. Ich hoffe, dass ich einigermal’en unge-
farbt aus dieser Veranstaltung herauskomme.

Es ist doch Tatsache, dass Uber die tatsachlichen
Kosten, die mit dem Projekt Elbphilharmonie zu-
sammenhangen, von Anfang an nie vollstandig
und im Zusammenhang berichtet und diskutiert
worden ist. Das andern wir mit der Drucksache, die
der Senat der Birgerschaft gestern vorgelegt hat,
zum allerersten Mal.

(Beifall bei der SPD)

Als wir in der Birgerschaft dariber diskutiert ha-
ben, dass die Kosten der Elbphilharmonie bei mehr
als 300 Millionen Euro liegen wirden, hatte man
bei Offenlegung samtlicher Zahlen und Fakten be-
reits von einem Betrag von 500 Millionen Euro
sprechen missen. Das ist ein paar Jahre her. Zu
dieser Zeit hat man sich aber noch dariiber Gedan-
ken gemacht, ob die Darstellung der Preise auch
dadurch moglich ist, dass man den kommerziellen
Teil herausrechnet und die Kosten fir die ReGe
und die Extrakosten fiir die Architekten nicht mit
einkalkuliert. Ich glaube, das war fur das gesamte
Projekt keine gute Grundsatzentscheidung. Sicher-
lich ware die Situation eine ganz andere gewesen,
hatte man damals, als es um das Weiterfihren des
Projekts Elbphilharmonie ging, gewusst, dass ge-
wissermalen eine halbe Milliarde Euro zur Debatte
stand.

Meine Damen und Herren! Wir missen uns jetzt
sehr sorgfaltig und systematisch mit dem ausein-
andersetzen, was wir haben. Der Senat hat bis zur
letzten Minute verhandelt. Wir haben im Dezember
eher dazu geneigt zu kiindigen — nicht, weil wir das
fur die bessere Lésung gehalten haben, sondern
weil wir der Meinung waren, es sei nicht mehr
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moglich, gemeinsam mit HOCHTIEF das Projekt
zu Ende zu fihren. Wir hatten nach den Erfahrun-
gen in der Vergangenheit gekindigt, wenn wir die
fur uns entscheidende Bedingung, die wir unbe-
dingt durchsetzen wollten, nicht hatten durchset-
zen kénnen. Wir wollten nicht, wie bei Nachtrag 4,
eine Generalquittung fir die Vergangenheit mit
lauter offenen Posten, die nur dazu fihren, dass
es wieder teurer wird, sondern wir wollten eine Ge-
neralquittung auch fir die Zukunft. Wir wollten,
nachdem wir alles durchdacht und verhandelt ha-
ben, sicher sein kdnnen, dass es den nachsten
Nachtrag nicht geben wird. Wir wollten nicht noch
einmal erleben, dass HOCHTIEF, kaum dass die
Birgerschaft ihre Entscheidung getroffen und der
Senat die Vertrage abgeschlossen hat, mit dem
nachsten Claim Management beginnt und wieder
neue Nachforderungen im Raum stehen.

Das ist, ich sage es ausdricklich, eine grof3e Her-
ausforderung, denn dafiir muss unser Vertrags-
partner gemaf den ihm seit Februar vorliegenden
Vertragen, die sich in dieser Hinsicht nicht geéan-
dert haben, akzeptieren, dass er mit seinen umfas-
senden Garantien und Gewahrleistungen daflr
haftet, dass die Architekten, die in Zukunft unter
seiner Regie arbeiten werden, in der Vergangen-
heit keine Fehler gemacht haben. Er muss sogar
fur Planungsfehler der Stadt haften. Auch das woll-
ten wir, damit keine Situation entstehen kann, in
der wir unter Druck gesetzt werden kdnnen, entwe-
der mehr zu bezahlen oder mit Bauzeitverzégerun-
gen und weiteren Stillstdnden rechnen zu missen.
An diesem Punkt haben wir immer wieder neu ge-
arbeitet, weil wir genau das erreichen wollten.

Am Ende hat es bei unserer Entscheidung, Sie
kénnen es der Drucksache entnehmen, eine Ab-
wagung der Risikobeurteilung fiir die Zukunft gege-
ben. Wir haben uns gefragt, was flr uns das Beste
ist, und natlrlich hoffen wir, weil wir es uns so
schwer gemacht und wir so sorgfaltig Gberlegt ha-
ben, dass wir Sie davon Uberzeugen kdnnen, dass
unsere Entscheidung richtig ist.

Wir haben, das finden Sie in den Akten und in der
Drucksache, kalkulieren lassen, was es auf Basis
dessen, was wir heute wissen, wohl kosten wird,
das Projekt Elbphilharmonie zu Ende zu bauen.
Unsere Gesellschaften, die ReGe und die Bau KG,
haben uns Zahlen dazu geliefert. Diese Zahlen
stehen in der Drucksache, sodass Sie nachvollzie-
hen kdnnen, wie wir auf sie gekommen sind. Wir
wissen, dass das Unternehmen, mit dem wir die
Vertrage schlieRen, etwa auf die gleichen Betrage
gekommen ist; auch das finden Sie in der Drucksa-
che und Ubrigens auch in den Unterlagen, die Sie
einsehen kénnen. Wenn Sie sich beides anschau-
en, dann werden Sie sehen, dass alle ungefahr auf
die gleichen Summen kommen fiir das, was es
kostet, die Elbphilharmonie real zu bauen, Hand-
werker zu beauftragen, Bausubunternehmer tatig
werden zu lassen, Material zu bestellen und so

weiter. Da ist es aus meiner Sicht relativ egal, wel-
che der beiden Kalkulationen nun die héhere oder
niedrigere ist und ob die Selbstkalkulation in einem
etwas héheren Betrag geendet hatte; fir das, was
jetzt kommt, kostet es etwa das Gleiche.

Es ist aber etwas dabei, das einen sehr bedriickt
machen kann; Herr Wankum hat das einmal in ei-
nem Gesprach die Softkosten genannt. Auch diese
sind sehr sorgfaltig in der Drucksache aufgefihrt,
zum Beispiel 50 Millionen Euro fir die Planungs-
leistungen der Architekten fir das letzte Drittel, das
noch gebaut werden muss. Wenn Sie bedenken,
dass wir immer darauf bestanden haben — und ge-
genuber unserem Verhandlungspartner auch
durchgesetzt haben —, dass das bisher Gebaute
242 Millionen Euro wert ist und nicht die von
HOCHTIEF geforderten tUber 300 Millionen Euro,
und wenn Sie sich den Betrag der letzten Nach-
trag-4-Runde anschauen, dann sehen Sie, dass
dies ein groRer Teil dessen ware, was allein fir die
Planungen noch zu zahlen gewesen ware.

Fir unsere Entscheidung, die wir als Senat und
Birgerschaft miteinander zu treffen haben, ist das
natdrlich ein Punkt, Gber den man sehr lange
nachdenken muss. Denn wenn flr das letzte Drittel
ungefahr 50 Millionen Euro Planungsleistungen zu
veranschlagen sind — und da ist es nicht wichtig,
ob es 40 Millionen oder 60 Millionen sind, es geht
einfach um die schiere Menge fiir das letzte Drit-
tel —, dann ist es wahrscheinlich, dass selbst, wenn
alle auf Grundlage dessen, was sie jetzt wissen,
die Kosten richtig hochrechnen, doch noch Dinge
auftauchen, auf die man jetzt noch nicht kommen
kann, und es am Ende fiir den, der das zu zahlen
hat, noch einmal teurer wird. Das ist ein grof3es Ri-
siko, und ich habe mir als Verantwortlicher in die-
ser Stadt naturlich Gedanken dartber gemacht,
was passiert, wenn genau das in einem Jahr ein-
tritt, obwohl jetzt alle ehrlich der Meinung sind, das
werde nicht geschehen — Sie werden keine andere
Auskunft bekommen. Was passiert aber, wenn es
doch geschieht und es noch einmal teurer wird,
wenn vielleicht die Baukosten um 100 Millionen
Euro oder mehr steigen und die von irgendjeman-
dem schon einmal in den Raum geworfene Sum-
me von 1 Milliarde sich gewissermalen realisiert?

(Dora Heyenn DIE LINKE: Da landen wir!)

Das ist die Frage, mit der ich mich auseinanderge-
setzt habe, mit der der Senat sich auseinanderge-
setzt hat und mit der Sie sich auch auseinander-
setzen mussen. Vor diesem Hintergrund scheint es
mir richtig zu sein zu sagen, dass wir diese absolut
unabdingbare, in alle Richtungen durchdachte und
durchverhandelte Garantie bekommen haben, ist
es wert, sich so zu einigen. Denn wenn wir selber
bauen wirden, nachdem wir gekundigt hatten,
kénnte uns genau das passieren. Wir mussten
nicht nur das Selberbauen in den nachsten zehn
Jahren erst einmal vorfinanzieren, sondern es



4440 Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 58. Sitzung am 24. April 2013

(Erster Biirgermeister Olaf Scholz)

kénnte auch noch teurer werden. Naturlich wiirden
wir dann hoffen, dass wir irgendwann so viel wie
moglich von irgendeinem Gericht zurlickbekom-
men. Aber dass das eine gute Idee ware, hat jen-
seits dieses Plenarsaals noch kein Abgeordneter
zu mir gesagt. Alle, mit denen ich gesprochen ha-
be — und ich habe mit sehr vielen Abgeordneten
aus den unterschiedlichsten Parteien gesprochen,
insbesondere die Mitglieder des Untersuchungs-
ausschusses haben solche Andeutungen ge-
macht —, haben immer gesagt, macht es erstens
nicht selbst und zweitens wird das vor Gericht nicht
so toll ausgehen, wie ihr denkt. Da kann doch nie-
mand hier sagen, die einfachste aller L6sungen sei
eine Kindigung und Schadensersatzklage, dann
wirde es ganz billig. Mein Geflhl ist, dass das
eher eine ganz billige Nummer ist, und das sollte
man nicht machen.

(Beifall bei der SPD)

Ich méchte noch einmal ausdriicklich festhalten:
Das ist unsere Abwagung. Und weil diese unbe-
dingte Garantie so umfassend ist, haben wir sie
auch erst ganz zuletzt bekommen mit immer wie-
der neuen Vorschlagen, die uns gemacht worden
sind. Sie kdnnen sie einsehen und den Verande-
rungsprozess nachvollziehen; dies war wirklich erst
am Ende so. Trotzdem bleibt das eine schwere
Entscheidung, wir haben uns aber so entschieden.

Dass die Umsetzung eines solchen Angebots in
Vertrage keine einfache Wegstrecke ist, haben Sie
gesehen. Wir haben bis in den Februar hinein ge-
braucht, um den Vertrag Gber die Neuordnung zu
verhandeln. Und fir alle anderen Vertrage, die vie-
len Anlagen und die Technikalien haben wir auch
viel ldnger gebraucht, Gbrigens nicht, weil das na-
turgegeben so viel Zeit kosten wirde. Wenn alles
immer so unterschrieben worden ware, wie es un-
sere Leute vorgelegt haben, dann hatten wir viel
schneller ein Ergebnis erzielt. Aber ich gebe gern
zu, dass da echt verhandelt worden ist bis in die
Nachte hinein. Ich bin denjenigen sehr dankbar
— Staatsrat Hill und Herrn Margedant aus der Kul-
turbehdrde, den Geschéaftsfuhrern der ReGe, Herrn
Peters und Herrn Heyne —, die das fir die Stadt
gemacht und mit einem unglaublichen persoénli-
chen Einsatz tage- und nachtelang vorangetrieben
haben und immer wieder Uberlegt haben. Da sind
Entscheidungen geféllt und Kompromisse ge-
schlossen worden. Deswegen sage ich an dieser
Stelle: Schénen Dank an diese vier, die sich so viel
Mihe gegeben haben.

(Beifall bei der SPD)

So wie die Sache jetzt ist, geht es nur mit best-
moglicher Transparenz. Darum haben wir uns ent-
schieden, die lange Zeit geheimnisumwitterten
Vertrage bis zum Nachtrag 4 6ffentlich zu machen,
sie ins Internet zu stellen und fir alle zuganglich zu
machen. Dazu mussten wir Gbrigens mit unseren

Vertragspartnern verhandeln, weil sie dem zustim-
men mussten.

Ich habe unseren Verhandlungspartnern schon
letztes Jahr gesagt, dass wir die neuen Vertrage
offentlich machen werden, nicht nur fiir die Blrger-
schaft, sondern fiir jeden einsehbar. Wir werden
die Vertrage ins Netz stellen, damit jeder selber
Uberprifen kann, ob sich das, was man in der Zei-
tung liest, im Radio hért, im Fernsehen sieht und
das, was im Internet diskutiert wird, als richtig er-
weist. Denn Transparenz ist das Einzige, was uns
dabei hilft, die Akzeptanz der Offentlichkeit herzu-
stellen, von der Frau Vértes-Schitter zu Recht ge-
sprochen hat. Diese Akzeptanz ist etwas, um das
wir kdmpfen mussen, weil es so viel Geld ist, das
wir als Hamburgerinnen und Hamburger gemein-
sam ausgeben. Es muss auch unsere Sache sein,
und wir missen wollen, dass das funktioniert und
angenommen wird. Deshalb ist diese Transparenz,
um die wir uns bemihen, eine unbedingte Voraus-
setzung dafiir, dass es am Ende gutgeht.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Wir sind alle in unge-
heuren Zwangen. Diese Zwange werden in der
Drucksache dargestellt, man kann alles nachlesen.
Jede Frage, die hier gestellt worden ist, wird ir-
gendwann nicht mehr wiederholt werden kénnen,
weil die Antworten schon in der Drucksache ste-
hen. Das kann man nicht an einem Tag lesen,
aber in zwei Tagen hatte man schon sehen kon-
nen, dass die Antworten auf die immer wieder ge-
stellten Fragen schon gegeben worden sind. Die
Zwange sind da, das fertig zu bekommen und Si-
cherheit zu erreichen.

Ich hatte mir sehr gewilnscht, diese Verhandlun-
gen so abzuschliel3en, dass wir friiher zu einem
Ende gekommen waren und man das alles schon
friher hatte betrachten konnen; das sage ich aus-
driicklich. Allerdings ist die Kernidee seit Dezem-
ber bekannt, und wie diese Kernidee umgesetzt
werden soll, die vertragliche Neuordnung, das
weill man seit Februar. Ich gehe davon aus, so viel
Respekt habe ich vor jedem Abgeordnetem und je-
der Abgeordneten dieses Hauses, dass alle, die
sich fir dieses Thema interessieren, sich mit die-
sem Vertrag schon auseinandergesetzt und auch
andere gefragt haben, was sie davon halten und
ob das wohl gut ist. Dass ich dazu nichts gehdort
habe, hat mich ein bisschen beruhigt, weil ich na-
turlich auch Uberlege, ob wir alles richtig gemacht
haben. Man kann ja nicht davon ausgehen, dass
alles gelungen ist, nur weil so viele mitgearbeitet
haben. Ich nehme an, die meisten vermuten, dass
das verninftig konstruiert sein wird, denn es ist
schon zu viel Zeit ins Land gegangen, als dass
sich sonst nicht schon jemand gemeldet hatte, wo-
bei ich nicht ausschlieflen will, dass nicht noch je-
mand kommt und sagt, alles gehe anders. Aber
das Vorliegende ist das eigentliche Konstrukt. Da-
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zu gibt es unendlich viele Anlagen, in denen es um
sehr technische Fragen geht, wie zum Beispiel be-
stimmte Leitungen gefiihrt werden oder welche
Sachverstandigen benannt werden. Diese Anlagen
sind hilfreich, um zu verstehen, was wir vereinbart
haben, aber sie betreffen nicht mehr die Kernver-
standnisfrage, die mit dem Grundvertrag, den Sie
alle seit Februar kennen, schon vorliegt.

Ich will noch einmal wiederholen: Wir unterliegen
Zwangen, auch der Senat unterliegt Zwangen, das
vernlUnftig und gut hinzubekommen, und ich weil}
auch um die Bedeutung, die solche Zeitzwange
haben. Sie kdnnen sicher sein, dass die Tatsache,
dass ich seit 1998 Abgeordneter gewesen bin
— nach der hamburgischen Senatsverfassung bin
ich es nicht mehr — und bis zum Frihjahr des Jah-
res 2011 immer als Abgeordneter gearbeitet habe,
dazu fOhrt, dass ich ein tiefes Verstandnis fur die
Situation des Parlaments und seiner Abgeordneten
habe. Zudem habe ich auch als Bundesminister
und als Parlamentarischer Geschaftsfiihrer einer
Bundestagsfraktion die Frage, wie man so etwas
handhaben kann, aus verschiedenen Perspektiven
bewertet. Ich will deshalb nicht mit markigen Wor-
ten schlieen, sondern lhnen sagen, dass ich lhre
Zwange verstehe. Wir unterliegen alle gemeinsam
Zwangen, und ich wirde mich sehr freuen, wenn
Sie sich die Mihe machen kénnten und sich die
Zeit nahmen, das zu dem vorgesehenen Zeitpunkt
abzuschlieRen, weil das fir die Klarheit im Projekt
eine grol3e Hilfe ware.

Wir arbeiten jetzt in einer Schwebesituation. Diese
Schwebesituation will ich noch einmal erlautern,
weil sie aus meiner Sicht eine gewisse Bedeutung
hat fir das, was wir tun. Diese Schwebesituation
funktioniert,

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: ... seit zwei
Jahren! — Gegenruf von Dr. Andreas Dressel
SPD: Nee, nee! — Norbert Hackbusch DIE
LINKE: Na gut, seit anderthalb Jahren!)

seitdem alle glauben, wir wirden uns wohl einigen.
Als wir die Eckpunktevereinbarung geschlossen
hatten, war die ldee — das steht in der Drucksache,
diejenigen, die hineingeschaut haben, haben es
schon gelesen —, dass die Architekten und das Un-
ternehmen so zusammenarbeiten, wie sie es auch
jetzt tun, aber ohne eine rechtliche Neuordnung,
und dass aller Streit ums Geld spater durch ein
Schiedsverfahren geldst wird. Dann wurde aber
deutlich, dass erstens HOCHTIEF kalte Fllke be-
kommen hat und zweitens eine Zusammenarbeit
von HOCHTIEF mit den Architekten nicht funktio-
nieren kann, weil jeder denkt, das Eingehen auf
einen Vorschlag der anderen Seite werde dazu
fihren, dass er beim Schadensersatzprozess
schlecht dasteht. Erst seitdem die Parteien mitein-
ander sprechen und das Vertrauen wachst, dass
es wohl gutgehen wird, 6ffnen sich alle. Dadurch
ist es beispielsweise Uberhaupt erst mdglich gewe-

sen, dass die Architekten, die immer noch in der
Vertragskonstruktion aus alten Zeiten an uns ge-
bunden sind, und HOCHTIEF die technischen An-
lagenentwurfe fir den Vertrag gemeinsam erstellt
haben und wir sie dann gewissermal3en durch un-
sere Leute noch einmal in unserem Sinne veran-
dern konnten. Das ist die erste Offnung gewesen,
und hatten die Architekten und HOCHTIEF nicht
darauf vertraut, dass es den Vertag am Ende gibt,
hatten die das gar nicht machen kénnen. Nur weil
jetzt alle das Vertrauen haben, dass der Vertrag
zustande kommt, hat das geklappt.

Jetzt haben wir eine neue Qualitat der Zusammen-
arbeit, es wurden gemeinsame Blros bezogen.
Aber der letzte Schritt, die Datenintegration auf
den Computern, trauen sich alle erst dann zu,
wenn der Vertrag zustande gekommen ist. Jetzt
befindet sich jeder in der Situation, das muss man
ganz nichtern sagen, dass im Falle eines Schei-
terns, wenn das Parlament am Ende eine andere
Entscheidung trifft, als der Senat es vorschlagt,
plétzlich das, was man dem anderen erzahlt hat,
gegen einen verwendet werden kann.

(Anja Hajduk GRUNE: Das sollen wir doch
jetzt nicht glauben!)

Sie kennen das gewissermalfien aus den Fernseh-
filmen: Alles, was Sie jetzt sagen, kann gegen Sie
verwendet werden. Das lasst sich auf die wirt-
schaftlichen Interessen aller Parteien anwenden,
denn wenn der Vertrag nicht zustande kommt, be-
ginnt die Zeit der Schadensersatzprozesse, und
dann ware das Know-how gewissermalien schon
vorangetragen. Das spricht aus meiner Sicht daflr,
diesen Zeitraum nicht allzu lange auszudehnen,
um es ganz héflich zu sagen.

Ich komme noch einmal darauf zurliick — und das
sage ich ganz unaufgeregt, weil ich glaube, dass
Ruhe und Contenance schon etwas ist, was flr ein
solches Projekt von grofter Bedeutung ist —, dass
man versuchen sollte, sich die Zwange anzuschau-
en und sich auf sie einzulassen. Wir sagen nicht,
dass das leicht ist. Ich weil3, dass das nicht ganz
einfach ist fiir die Blrgerschaft und ihre Abgeord-
neten, die sich intensiv einarbeiten wollen. Aber ich
bitte Sie, mitzuhelfen, damit wir das mit der Elbphil-
harmonie so hinbekommen, wie Frau Vértes-
Schutter es eingangs gesagt hat. — Schénen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Birgermeister, ich
muss Sie darauf hinweisen, dass Sie das Vierfa-
che der Redezeit in Anspruch genommen haben,
die den Abgeordneten in der Aktuellen Stunde zu-
steht.

Nunmehr hat das Wort Herr Wankum.

Andreas C. Wankum CDU: Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine Damen und Herren! Liebe Kol-
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legin Vértes-Schiitter, sehr geehrter Herr Blrger-
meister, |hre beiden Reden waren ordentlich im
Ton, haben aber die Fragen, die die Vorredner der
Oppositionsfraktionen aufgeworfen haben, in kei-
ner Weise beantwortet.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN, der
FDP und der LINKEN)

Und ich habe nur berechtigte Fragen gehdrt, Herr
Blrgermeister, keine billigen Nummern und keine
Spielchen.

Sehr geehrter Herr Birgermeister! Auch ich verste-
he, dass Sie Zeit gebraucht haben, um diese Ver-
trage zu verhandeln. Wir flihlen uns geehrt, dass
Sie uns zutrauen, in vielen Dingen offensichtlich
von schnellerer Auffassungsgabe zu sein als die,
die diese Vertrage verhandelt haben.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN, der
FDP und der LINKEN)

Teilweise mag das stimmen, denn eines haben wir
aus dem Untersuchungsausschuss gelernt: Immer
dann, wenn zeitliche Repressionen ins Spiel ge-
kommen sind — bei der Ausschreibung, bei der
Vergabe, beim vierten Nachtrag —, hat das, und
das sehen wir ganz selbstkritisch, im Desaster ge-
endet. Ich frage mich gerade bei dem Respekt,
den ich trotz aller Unterschiede in der politischen
Auffassung vor lhnen habe, warum Sie so auf die
Zeit drangen. Da fallt mir eigentlich kein vernunfti-
ger Grund ein.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Gucken Sie doch
mal in den Vertrag!)

— Sehr geehrter Herr Dressel, ich habe in den Ver-
trag geschaut. Wir leben in einer Demokratie. Man
hatte dem Vertragspartner klarmachen kénnen,
dass man die Zeit bis zum 30. September oder bis
zum 30. August braucht.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN, der
FDP und der LINKEN)

Ich frage mich, warum Dinge als geheim qualifiziert
werden und wir nicht Uber sie sprechen kdnnen.
Haben Sie vielleicht Angst davor, dass wir, wenn
wir die Frist Uber den 30. Juni hinaus verlangern,
Dinge entdecken, die dann im bevorstehenden
Bundestagswahlkampf nach den Sommerferien ei-
ne Rolle spielen?

(Zurufe von der SPD — Dr. Andreas Dressel
SPD: Das ist jetzt echt unterste Schublade!)

— Ich scheine irgendwie einen Nerv bei lhnen ge-
troffen zu haben, so wie Sie sich aufregen.

(Beifall bei der CDU)

Die Elbphilharmonie ist ein Projekt fur Hamburg.
Wenn wir die Neuordnung mittragen sollen, dann
bitten wir Sie nicht zuletzt in lnrem eigenen Interes-
se und um aufzuklaren, ob verninftig verhandelt
worden ist, erstens um Transparenz Uber die Kal-

kulation der Alternativen inklusive der falligen Ver-
tragsstrafen und des Schadensersatzes, zweitens
um Aufhebung des umfassenden Datenschutzes
aller Akteninhalte, um die Voraussetzung fir eine
offentlich nachvollziehbare Diskussion zu schaffen,
drittens um eine unabhangige baufachliche, juristi-
sche und wirtschaftliche Expertenanalyse des
Nachtrags 5 im Auftrag der Birgerschaft und vier-
tens um eine 6ffentliche Anhérung dieser Experten
sowie der handelnden Akteure von HOCHTIEF,
Herzog & de Meuron und der ReGe. Und wir bitten
Sie um ausreichend Zeit

(Juliane Timmermann SPD: Und was ausrei-
chend Zeit ist, bestimmen Sie?)

fur die parlamentarische Kontrolle durch Verschie-
bung der Beschlussfassung auf meinetwegen En-
de August, dann liegen wir vor der Bundestags-
wahl. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Herr
Dr. Dressel.

Dr. Andreas Dressel SPD: Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich will gerne versuchen,
noch die eine oder andere Frage zu beantworten.
Uber eine, lieber Kollege Wankum, habe ich mich
sehr gewundert. Bei dieser schwierigen Fragestel-
lung einen wahltaktischen Zusammenhang mit der
Bundestagswahl herzuleiten, ist nun wirklich abwe-
9ig.
(Beifall bei der SPD)

Daraus wird eher andersherum ein Schuh. Jeder
weill doch, dass das bei den Summen, um die es
geht, eine absolut unpopulare Entscheidung ist. So
gesehen hatte der Senat mit dem Vertragsschluss
und der Drucksache bis zum 23. September war-
ten missen, damit sie keine Rolle spielen. Nein, es
ist dann fertig, wenn es fachlich gerechtfertigt ist,
dies vorzulegen, und genau so hat es der Senat
gemacht.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben jetzt das erste Mal volle Kostentranspa-
renz. Deshalb bin ich auch Giber manche Oppositi-
onsaulerung etwas verwundert, denn das war
nicht immer so. Schauen Sie doch einmal in die
Drucksache, die wir seit gestern vorliegen haben.
Auf den Seiten 14 und 15 ist flr jeden nach Legis-
laturperioden sortiert zum Nachlesen aufgefiuhrt,
wann welche Kosten angefallen sind und wann
sich bei welcher Position welche Kostenexplosio-
nen ereignet haben. Sie werden feststellen, dass
wir am Ende der 19. Wahlperiode, in der wir als
SPD-Fraktion nicht die Regierungsverantwortung
hatten, schon bei einer halben Milliarde Euro la-
gen. Hier ist endlich die volle Kostentransparenz
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hergestellt, auch fir lhren Teil der Verantwortung,
liebe CDU-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen ist es auch ein bisschen putzig, dass
der Kollege Kerstan gestern in der Pressemitteilug
sagte, im Dezember habe es noch 575 Millionen
Euro gekostet, jetzt seien es plotzlich 789 Millio-
nen. Da hilft ein Blick in die Drucksache. Jetzt ha-
ben wir die Klarheit, wann welcher Kostenpunkt
angefallen ist und wann er wie zu Buche schlagt.
Wir sind es den Buirgerinnen und Burgern dieser
Stadt schuldig, dass sie endlich eine Schlussrech-
nung bekommen, was auf den Steuerzahler zu-
kommt.

(Beifall bei der SPD — Erster Vizeprasident
Frank Schira ibernimmt den Vorsitz.)

Auf die Transparenz hat der Blrgermeister eben
schon hingewiesen. Ich weil} nicht, wie es bei an-
deren Grof3projekten in Deutschland ausschaut.
Ich habe nicht nachgesehen, wie es beim Berliner
Flughafen ist, ob es da auch eine Homepage gibt,
auf der alle Vertragsdetails aufgelistet sind. Ich fin-
de es bemerkenswert, dass wir alles ins Netz ge-
stellt haben, die Vertrage und die Anlagen dazu.
Wir haben sogar — diese Transparenz hatte es fri-
her besser auch schon gegeben — die alten Vertra-
ge ins Netz gestellt, damit jeder in dieser Stadt
nachlesen kann, wie sich das entwickelt hat; auch
das gehort zur Transparenz.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben eben zwischen den Fraktionsvorsitzen-
den besprochen, wie wir auf einen Fahrplan kom-
men kdénnen. Ich will ausdricklich betonen, was
Frau Vértes-Schutter gesagt hat: Unsere Hand
bleibt ausgestreckt. Wir wollen bis zum 30. Juni ein
Maximum an Beratung und Beteiligung ermdgli-
chen. Wir haben seit heute Mittag, 11 Uhr, alle Ak-
ten vorliegen. Sie haben alle Unterlagen, und wir
kénnen Sachverstandige anhéren. Wir wollen alles
im Detail Uberprifen. Alles soll auf den Tisch, und
wir kdnnen so viele Sondersitzungen machen, wie
es gewlnscht wird, das ist alles keine Frage. Aber
ich mdchte noch einmal betonen, was der Burger-
meister gesagt hat. Wenn Sie einmal in den Ver-
trag schauen, dann werden Sie sehen, dass am
30. Juni dieses Vertragswerk hinfallig sein kann.
Es gibt die Frage vom Schwebezustand. Bei die-
sem Thema bin ich nicht sicher, ob nicht, wenn ei-
ne Frist ablauft und nichts passiert, dann irgendje-
mand der vielen Beteiligten in diesem Verfahren
sagt, er habe noch etwas. Bei dem Vorlauf als Bur-
gerschaft zu riskieren, dass dieses ganze Ver-
tragswerk am Schluss gegen die Wand fahrt, diese
Verantwortung kann die Blrgerschaft nicht Gber-
nehmen.

(Beifall bei der SPD — Katja Suding FDP:
Wer riskiert hier was?)

Wir haben lhnen vorhin die Bereitschaft erklart
— darliber werden wir am Montag um 15 Uhr weiter
sprechen —, alles méglich zu machen, was mit dem
30. Juni konform geht. Wir kénnen eine Menge
machen. Ich kann lhre Kritik verstehen, aber ich
teile sie nicht. Wenn Sie gestern um 19 Uhr das er-
ste Mal den Vertrag gesehen héatten, dann wirde
ich sagen, dass das alles nicht geht.

(Andreas C. Wankum CDU: Dann hatten Sie
auch vorher die Schriftlichen Kleinen Anfra-
gen beantworten kdnnen!)

Das ist aber nicht der Fall. Seit dem 28. Februar
liegt der Vertragsentwurf vor. Wir haben uns in ei-
nem Blrgermeistergesprach Uber die Inhalte infor-
mieren kénnen und als Fraktionsvorsitzende alles
fragen kdnnen; dann ist er ins Netz gestellt wor-
den.

(Katja Suding FDP: Das stimmt doch gar
nicht!)

Seit Anfang Marz konnten sich alle Blrger dieser
Stadt und darliber hinaus und auch die Abgeord-
neten damit beschaftigen. Deshalb fangen wir
nicht bei null an, sondern die Vorbereitungszeit hat
in Wahrheit Anfang Méarz begonnen, auch fur die-
ses Parlament.

(Beifall bei der SPD)

Wir reichen die Hand flr einen ordentlichen Bera-
tungsfahrplan, aber es muss dann auch eine Ent-
scheidung geben, und dieser muss sich das Parla-
ment stellen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau Hajduk
hat das Wort.

Anja Hajduk GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen, sehr geehrter Herr Blrgermeister! lhre
Begriindung fir den Termin 30. Juni, der im Ver-
trag gelandet ist, wie wir alle sehen kénnen, und
wohl schon geplant war, als Sie lhre eigenen Ver-
zdgerungen noch nicht einschatzen konnten — klei-
ner Hinweis, dariber hatte man einmal nachden-
ken kdénnen —, gipfelte gerade darin, dass nunmehr
eine schwierige Hangepartie entstehe, namlich ob
die SPD-Fraktion der absolut regierenden SPD in
Hamburg dem Birgermeister bei diesem Vertrag
folgen wolle oder nicht. So eine schwache Begrun-
dung gegenuber der Opposition in dieser Frage
war wirklich zum Schmunzeln, um es freundlich
auszudrucken.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU, der
FDP und der LINKEN - Dirk Kienscherf
SPD: Das ist doch Schwachsinn, totaler
Blddsinn!)
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Sie haben kein Argument in der Sache gebracht,
warum dieses Datum fir den Fortlauf der Elbphil-
harmonie zwingend ist, sondern Sie haben leider
deutlich gemacht, dass Sie es im Grunde nicht so
wichtig nehmen, ob die Opposition mitmacht.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das stimmt doch
gar nicht!)

Weil das ein schwerer Vorwurf ist, will ich diesen
auch begrinden.

Wir haben im Januar den Antrag auf Aktenvorlage
gestellt. Sie haben sehr reflexhaft darauf reagiert,
dass Sie das in den Verhandlungen stéren wirde
und nicht gut sei. Wir haben damals schon gesagt,
dass wir mit der Aktenvorlage insbesondere errei-
chen wollten, die Abwagungen fiir die Ob-Ent-
scheidung im Dezember nachvollziehen zu kén-
nen.

Herr Burgermeister, Sie haben etwas grindlich
missverstanden. Wenn Sie sagen, dass Sie bisher
keine Kritik zu den Vertragsunterlagen gehort ha-
ben und keine Belege haben, dass es Zweifel gibt,
dass die Kernidee richtig ist, dann haben Sie nicht
verstanden, warum wir ein Aktenvorlageersuchen
gemacht haben. Dabei geht es nicht nur um die
Vertragsdetails, sondern um die Grundabwagung,
und dazu legen Sie uns erst seit einer Woche die
Unterlagen vor. Das miissen Sie sich vor Augen
halten, um unsere Reaktion zu verstehen.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU und der
FDP)

Naturlich wird es am Ende des Tages nicht nur
darum gehen, dass wir uns Uber ein Verfahren
streiten und darum, ob das langer oder kirzer
geht, obwohl es unter Transparenzgesichtspunk-
ten flr das Parlament schon sehr wichtig ist, wenn
sich die Beratungszeit halbiert, Herr Dressel. Es
wird darum gehen, ob es nicht Hinweise gibt — und
da gebe ich Ihnen recht, Herr Blrgermeister, diese
sind vielleicht im PUA erst in den letzten Monaten
entstanden —, dass es baufachlich angezeigt ist,
dass sich die Stadt nicht so zurlickzieht, wie sie es
jetzt tut, und dass deswegen die Grundabwagung,
es nicht allein zu machen oder sich im Zweifel von
HOCHTIEF zu trennen, zu diesem Zeitpunkt viel-
leicht nicht mehr Gberzeugend ist. Deswegen wol-
len wir dazu eine baufachliche Priifung haben. Das
ist fr uns ein wichtiger Gesichtspunkt, den wir ab-
wagen wollen.

Die Drucksache habe ich noch nicht in Ruhe stu-
diert, aber einige Dinge sind uns natirlich schon
aufgefallen. Es wird nicht quantifiziert, obwohl es
quantifiziert ist, und zwar mit einem deutlichen
dreistelligen Millionenbetrag, auf welche Anspri-
che und Kosten wir verzichten auch in dem Sinne,
dass wir sie einklagen kdénnten. Sie tun das immer
ab, das sei vielleicht nicht leicht erreichbar. Aber
es handelt sich hier konservativ geschatzt um
einen in jedem Fall dreistelligen Millionenbetrag.

Sie haben gesagt, dass Sie mit diesem Vertrags-
werk auch eine Generalquittung fir die Zukunft
ausverhandelt haben. Die Grundidee kdnnen wir
nachvollziehen, aber es ist unsere Pflicht zu pri-
fen, ob diese Quittung den richtigen Preis hat. Wir
haben Hinweise darauf, dass die Summe, die
HOCHTIEF bekommt, 1:1 den Vorstellungen von
HOCHTIEF aus dem letzten Herbst entspricht.
Dann ist die These erlaubt, ob wirklich gut verhan-
delt wurde.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der CDU)

Wir haben auch Hinweise darauf, dass Sie die jet-
zige Grundkonstruktion, die gewahlt wurde, von
der Grundsache her schon im Winter 2011 hatten
verhandeln kénnen. Die Darstellung in der Druck-
sache auf Seite 4 unten ist falsch, dass erst im
Herbst in den Gesprachen mit dem Blirgermeister
diese Einigungsgrundlagen geschaffen worden
seien.

Wir haben schwerwiegende Punkte vorzutragen,
und deswegen kann ich Ihnen nur sagen, dass die
Alternative, diese Grundentscheidung im Zweifel
anders zu fallen, nicht nur eine bilige Nummer
war, wie Sie gesagt haben, sondern der Weg, den
Sie bis zum Oktober 2012 beschreiten wollten. Sie
haben in der Drucksache nicht klar dargelegt,
warum Sie diesen Weg verlassen haben, und inso-
fern haben wir noch einiges zu beraten. Ohne Gut-
achten zu dieser Grundfrage, Herr Dressel, wird es
nicht gelingen, dass das Parlament das ausrei-
chend beurteilen kann, und deswegen bitte ich Sie,
uns diese Zeit zu geben.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Dietrich
Wersich CDU und Norbert Hackbusch DIE
LINKE)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Herr Blasing
hat das Wort.

Robert Blasing FDP: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Herr Erster Burger-
meister, Sie haben ein Talent dafir, Ihr Senats-
handeln als Abfolge von Zwangslaufigkeiten im
Weltenlauf darzustellen, die in gewisser Weise al-
ternativios sind. Ich sage lhnen offen als Entgeg-
nung, dass parlamentarische Demokratie so ein-
deutig nicht funktioniert.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Seit Tagen wuhlen sich die Mitarbeiter der Fraktio-
nen durch die vorgelegten Akten. Der letzte Stol
kam um 15.02 Uhr hereingeflattert.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Um 11 Uhr ex-
akt!)

Mit fallt es mittlerweile schwer zu entscheiden, was
offentlich und was nichtoffentlich ist. Mir rattert die
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Schere im Kopf, um das noch auseinanderhalten
zu kénnen. Es ist insofern wichtig, dass die Debat-
te auch mit den Details, die notwendig sind, ins
Hohe Haus gehort und vor dem Parlament debat-
tiert wird.

Die vorgelegte Drucksache 20/7738, die ich mir in
der zur Verfiigung stehenden Zeit zu Gemiite ge-
fuhrt habe, ist im Kern ein wortreicher Versuch, die
einsame Entscheidung des Ersten Biirgermeisters
als objektive Wahrheit zu plausibilisieren.

(Beifall bei der FDP und bei Karin Prien
CDU)

Zwar wurden augenscheinlich die Geburtsfehler
des Dreiecksverhaltnisses in der Drucksache ge-
heilt, aber die Restzweifel — ich bin Mitglied des
Parlamentarischen Untersuchungsausschusses —,
die Punkte, wo es vielleicht kleine Einfallstore und
Lucken gibt, kénnen Sie nicht einmal selber aus
der Welt schaffen. Sie haben gestern bei der Pres-
sekonferenz gesagt, dass die Gefahr des Claim
Management nach Moglichkeit beseitigt wurde. Es
gibt zwar nie eine hundertzehnprozentige Sicher-
heit, aber dieser Satz macht mich doch sehr hell-
hoérig, und das Parlament ist an dieser Stelle gefor-
dert.

(Beifall bei der FDP)

Dass Sie Ihr Versprechen mit dem grof’en Nach-
schlag im Grunde schon gebrochen haben, brau-
che ich eigentlich nicht zu wiederholen, und dass
der Klageverzicht fur HOCHTIEF, den Sie eingear-
beitet haben, einer vollstdndigen Exkulpation von
HOCHTIEF gleichkommt, ist schon oft gesagt wor-
den. Die Gretchenfrage allerdings ist die Bewer-
tung des Alternativszenarios. Die ReGe und die
Bau KG waren schon drauf und dran zu kiindigen,
sie waren fest entschlossen. Dann gratschten Sie
in Person des Ersten Birgermeisters, Herr Scholz,
dazwischen und sagten, wir schauen noch weiter
und verhandeln wieder. Der ReGe-Chef Heribert
Leutner ist dann zurlckgetreten. Das muss man
ernst nehmen, und auch wir als Hohes Haus mus-
sen das ernst nehmen. Daruber kénnen wir nicht
lapidar hinweggehen, sondern diese Dinge mus-
sen eindeutig durchleuchtet und restlos aufgeklart
werden.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU und den GRUNEN)

Das Hohe Haus hat in dieser Legislaturperiode viel
Geld, Zeit und Kraft investiert, um seine Glaubwr-
digkeit in Bezug auf den Nachtrag 4 wiederherzu-
stellen. Es hat einen Parlamentarischen Untersu-
chungsausschuss eingerichtet, und ich stelle fest,
dass der Senat aus Schaden nicht klug geworden
ist.

(Beifall bei der FDP)

Stattdessen wird das praktiziert, was die SPD-
Fraktion dem damaligen Senat immer vorgeworfen

hat: Die Sache wird im Schweinsgalopp durchge-
peitscht.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Der Vergleich
hinkt! Der Zeitplan war damals ganz anders,
da haben wir die Akten nach dem Beschluss
bekommen!)

Da kommt der "Hoppla-hier-komme-ich"-Birger-
meister nach dem Motto "Friss oder stirb", aber so
geht es nicht.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Ich habe Ihnen sehr aufmerksam zugehort. Der
Gipfel Ihrer Rede kam zum Schluss, als Sie im
Grunde gesagt haben, dass ab jetzt alles gegen
Sie verwendet werden kann. Das lauft am Ende
auf eine Erpressung des Parlaments hinaus.

(Zurufe von der SPD: Oh!)

Diesen unverhohlenen Erpressungsversuch, Herr
Blrgermeister, werden wir nicht akzeptieren.

(Beifall bei der FDP)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau Heyenn
hat das Wort.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Herr Blrgermeister, Sie haben
in lhrer Rede davon gesprochen, dass nun alles
anders sei. Ich kann lhnen nur sagen, dass vieles
auch gleich ist, denn mir ist einiges bekannt vorge-
kommen. Es ist nicht das erste Mal, dass dieser
Senat ein Vertragswerk vorlegt, zum Beispiel mit
E.ON und Vattenfall, und gleichzeitig ein Termin
genannt wird, bis zu dem dieses Parlament dem
Vertragswerk zuzustimmen hat. Das darf man nicht
machen. So geht man nicht mit dem Parlament
um, schon gar nicht, wenn man die absolute Mehr-
heit hat.

(Beifall bei der LINKEN)

Es gibt noch etwas, das mir sehr bekannt vor-
kommt. In der letzten Legislaturperiode hatten wir
teilweise eine andere Regierung,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Teilweise — vollig
andere, da bestehen wir draufl)

und dort wurde immer von einem Festpreis gespro-
chen. Es dauerte kein halbes Jahr, und dieselben
Leute haben gefragt, wie wir so naiv sein kénnten
zu glauben, dass es bei Bauten dieser Art Fest-
preise geben kénne. Es gab natirlich keinen und
stattdessen den nachsten Aufschlag. Nun habe ich
mit Interesse in Ihrer Drucksache gelesen, dass es
einen neuen Begriff gibt: Globalpauschalfestpreis.

(Dietrich Wersich CDU: Der gilt auch in
Amerikal)
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Das ist ja sehr glaubwiirdig. Die Einnahmen sind
gegengerechnet, und dieser Globalpauschalfest-
preis liegt jetzt bei 789 Millionen Euro. Auf die Fra-
ge, ob die Kosten nun ein flr alle Mal begrenzt sei-
en, haben Sie, Herr Burgermeister — ich zitiere aus
dem "Hamburger Abendblatt" — gesagt:

"Ich glaube, dass wir das sichergestellt ha-
ben."

Konkret ist etwas anderes. Sie haben gesagt, dass
Sie jetzt etwas Konkretes haben, aber die Salami-
Taktik, von der Herr Kerstan gesprochen hat,
scheint sich fortzusetzen.

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE)

Sie haben selbst die Frage aufgeworfen, ob es um
eine Milliarde oder um weniger als eine Milliarde
geht. Ich mdchte diese Frage in den Zusammen-
hang mit dem stellen, was sonst in der Stadt disku-
tiert wird. Es ist noch nicht lange her, dass wir eine
Haushaltsdebatte hatten und um jede 10 000 Euro
fir Selbsthilfegruppen und Trager von sozialen
Einrichtungen gekampft haben,

(Dirk Kienscherf SPD: Das wissen wir doch
alles! Machen Sie doch mal einen Alternativ-
plan!)

und jetzt geht es darum, hier und dort noch einmal
100 Millionen Euro hinterherzuwerfen. So geht das
auf keinen Fall.

(Beifall bei der LINKEN)

Immer wieder wird darauf hingewiesen, dass das
Parlament das Budgetrecht habe. Das haben wir,
aber bitte schén nicht nur auf dem Papier. Die Ab-
geordneten missen auch die Zeit haben zu prifen,
ob es kostengtinstiger gewesen ware, HOCHTIEF
zu kundigen. Diese Zeit haben wir jetzt nicht.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das stimmt doch
gar nicht!)

Herr Burgermeister, Sie sprechen davon, dass Sie
mit groRer Sorgfalt vorgegangen sind — wir schat-
zen das Engagement der Beteiligten auch sehr
hoch ein — und dass Sie sicher sein wollen, dass
jetzt alles so funktioniert, wie Sie denken. Genau
das wollen die Abgeordneten auch, und daflr
brauchen wir Zeit.

(Dirk Kienscherf SPD: Setzen Sie sich mal
hin!)
— Wer hat das eben gesagt?

(Dirk Kienscherf SPD: Ich! — Zurufe aus dem
Plenum: Nachsitzen!)

— Ganz genau.

Dann haben Sie noch einmal auf die Drucksache
verwiesen, Herr Birgermeister, und dass Sie der
Burgerschaft viele Informationen zur Verfligung
stellen wirden. In einer Risikobeurteilung in der
Drucksache machen Sie deutlich, dass es gar nicht

anders gehe, als den Vertrag mit HOCHTIEF fort-
zusetzen. Ich habe mir diese Risikobeurteilung
mehrfach durchgelesen, und das ist eine Einschat-
zung, die man glauben kann oder nicht — nachvoll-
ziehen kann man das mit den gelieferten Daten
aber Uberhaupt nicht.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Letzten Endes mindet Ihre Risikobetrachtung dar-
in, dass die juristischen Auseinandersetzungen
womadglich lange dauern wirden, sehr teuer waren

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wie bei den Net-
zen!)

und wir deswegen mit HOCHTIEF weiterbauen
missten. Diese Drohgebarde werden wir in den
nachsten Wochen wahrscheinlich mehrfach erle-
ben. Das kenne ich schon von Moorburg, und bei
den Netzen werden Sie das auch wieder aus der
Mottenkiste holen.

Frau Kisseler hat in einer denkwirdigen Diskussi-
on Uber die Elbphilharmonie gesagt: Keine Spiel-
chen mehr. Wir méchten auch nicht, dass Spiel-
chen mit dem Parlament gespielt werden. Und
wenn Sie sagen, Herr Dressel, dass Sie eine Hand
ausstrecken, dann frage ich mich, was fiir eine
Vorstellung Sie davon haben. Wir haben zu wenig
Zeit. Sie haben die Sachzwange selbst geschaf-
fen, indem Sie das Datum dort hineingeschrieben
haben, und wenn Sie wirklich lhre Hand aus-
strecken und wollen, dass ausreichend Zeit fur das
Parlament bleibt, das Budgetrecht wahrzunehmen,
dann lassen Sie unabhangige Gutachter zu. Stim-
men Sie dem zu und geben Sie dem Parlament
mehr Zeit bis zum 30. August.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Senatorin
Kisseler hat das Wort.

Senatorin Barbara Kisseler: Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Einige von
Ihnen haben das folgende Zitat gestern schon im
Rahmen der LPK von mir gehért. Ich wiederhole
mich ungern, aber es passt immer noch, und des-
wegen bekommen Sie es jetzt auch zu hoéren:

"Stets gilt es zu bedenken, dass nichts
schwieriger durchzufiihren, nichts von zwei-
felhafteren Erfolgsaussichten begleitet und
nichts gefahrlicher zu handhaben ist als eine
Neuordnung der Dinge."

Man kdnnte meinen, Niccold Machiavelli habe
1515 schon eine Elbphilharmonie gebaut. Was wir
in den vergangenen Monaten in schwierigen Ver-
handlungen erreicht haben, in denen wir haufig nur
noch zweifelhafte Erfolgsaussichten gesehen ha-
ben und mehrmals kurz vor einer Kiindigung stan-
den, ist nichts anderes als eine — allerdings echte
— Neuordnung der Dinge. Ich wiirde mich freuen
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und es ware dem Thema angemessen, wenn wir
heute lber den Inhalt genau dieser Neuordnung
debattieren wirden. Die Mdglichkeit dazu besteht
spatestens seit dem 1. Marz, als wir den Entwurf
der Neuordnungsvereinbarung offentlich gemacht
haben.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe Verstandnis dafir, dass Sie sich weniger
Zeitdruck bei den Beratungen wiinschen, und Sie
kénnen mir glauben, dass auch ich mir gewlnscht
hatte, dass wir manch eine Verhandlung mit unse-
ren Projektpartnern mit weniger Druck und frei von
vorgegebenen Rahmenbedingungen hatten fuhren
kénnen. Aber wir missen uns immer wieder vor
Augen halten, dass wir dieses Projekt nicht bei null
starten. Dank der bisherigen — gelinde gesagt —
mangelhaften Projektstruktur haben wir seit Mona-
ten Stillstand auf der Baustelle — ein teurer und fir
den Bau negativer Zustand, den wir alle moglichst
schnell auflésen sollten.

(Beifall bei der SPD)

Das wird uns aber erst dann vollstandig gelingen,
wenn die Neuordnung vollumfanglich wirksam wer-
den kann. Auch dies ist ein Grund, warum ich mich
freuen wurde, wenn wir mdglichst schnell in die da-
zugehorige Beratung einsteigen kénnten. Ubrigens
wirde ich mich in der Gesamtdiskussion, Herr
Wersich, mit dem Begriff der moralischen Verant-
wortung etwas vorsichtiger verhalten.

(Beifall bei der SPD)

Was die Mdoglichkeiten zur zeitlich angemessenen
Lektlire betrifft, mochte ich daran erinnern, dass
wir lhnen jeden Schritt im Zuge der Neuordnung
ausfluhrlich und offen kommuniziert haben.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben bereits im Dezember dargelegt, wes-
halb wir bereit sind, mit HOCHTIEF weiter Uber ei-
ne Neuordnung des Projektes zu verhandeln. Wir
haben das Angebot Offentlich vorgestellt und ins
Internet gestellt. Wir haben Anfang Marz den Ent-
wurf der Neuordnungsvereinbarung veroffentlicht
und direkt, nachdem die Zustimmung unserer Ver-
tragspartner vorlag, auch alle unterzeichneten Ver-
trage. Seit gestern finden Sie diese mit sdmtlichen
Anlagen fur jeden zuganglich im Internet. Seit heu-
te, das ist schon mehrfach gesagt worden, liegen
zudem alle Akten zur Neuordnung vor. So viel
Transparenz war noch nie bei einem vergleichba-
ren Projekt.

(Beifall bei der SPD)

Was die Kostentransparenz des Projektes betrifft
und die Kommunikation dazu, so haben wir die
575 Millionen Euro, die HOCHTIEF erhalt, nie als
abschlieBende Gesamtsumme bezeichnet, son-
dern im Gegenteil schon im Dezember angekun-
digt, mit der jetzt vorliegenden Drucksache endlich

volle Transparenz Uber die wirklichen Gesamtkos-
ten auch aus der von Ihnen, meine Damen und
Herren der Opposition, mitzuverantwortenden Ver-
gangenheit vorzustellen.

(Beifall bei der SPD)

Naturlich wissen wir, dass die Entscheidung Uber
die Neuordnung keine einfache ist — wer sollte das
besser wissen als wir — und dass es gute Argu-
mente braucht, der Offentlichkeit nach dieser ge-
samten Projektgeschichte zu erklaren, weshalb wir
bereit sind, unseren Projektpartnern jetzt zu ver-
trauen und nochmals tber 200 Millionen Euro aus-
zugeben, um den Bau zu einem gllcklichen Ende
zu fuhren. Da dies erklarungsbedurftig ist und in
diesem Projekt schon viel Vertrauen verspielt wur-
de, waren die Verhandlungen in Teilen so schwie-
rig, und es ist uns sehr wichtig gewesen, mit neuer
Transparenz fir neues Vertrauen zu werben.

(Beifall bei der SPD)

Es ist moglicherweise bihnenwirksam, aber nicht
hilfreich, wenn man mit starken Worten Katastro-
phenszenarien entstehen lasst, die keinerlei reali-
stischen Hintergrund haben.

(Beifall bei der SPD — Andreas C. Wankum
CDU: War ja ziemlich nah dran!)

Wir sollten uns nun auf die Beratungen in den Aus-
schissen konzentrieren und Uber den Inhalt dieser
Neuordnung debattieren. Ich bin nach wie vor zu-
versichtlich, dass Sie sehen werden, dass wir nicht
nur hart, sondern auch gut verhandelt haben, dass
wir fur die Stadt die beste Neuordnung der Dinge
erreicht haben und lhnen einen guten Weg fur den
Fertigbau der Elbphilharmonie aufzeigen koénnen.
Bitte helfen Sie uns dabei. Sie sind genauso wie
der Senat und diese Regierungsfraktion fur dieses
Gesamtprojekt, das Uber Hamburg und das Selbst-
verstandnis dieser Stadt sehr viel aussagt, verant-
wortlich. Erinnern Sie sich bitte daran.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Herr Wersich
hat das Wort.

Dietrich Wersich CDU: Frau Kisseler, wenn man
Ihre Rede heute und lhre Rede vom August 2011
nebeneinander halt, in der Sie HOCHTIEF mit mar-
kigen Worten frontal angegriffen und gesagt ha-
ben, keine Spielchen mehr, kein Euro mehr, jetzt
wird weiter gebaut, dann sieht man, welchen
schmerzhaften Lernweg der Senat gegangen ist.

(Beifall bei der CDU, der FDP, den GRU-
NEN und bei Norbert Hackbusch DIE LINKE
— Dr. Andreas Dressel SPD: Und das steht
Ihnen noch bevort)

Was jedoch fehlt, ist jedes Wort zur eigenen Ver-
antwortung fiir diesen Kurs in den vergangenen
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anderthalb Jahren. Wenn der Birgermeister im
Brustton der Uberzeugung sagt, dass eine Kiindi-
gung keine gute Idee sei, dann fragt sich doch je-
der in der Stadt, warum er dann anderthalb Jahre
mit dieser Kiindigung gedroht hat.

(Uwe Kol3el SPD: Damit es gut wird!)

Wenn man ankindigt, dass man den Weiterbau
bekommt und nicht mehr zahlt, dann muss man
sich jetzt aber an dem Ergebnis messen lassen,
dass man jede Forderung von HOCHTIEF erfillt
hat, 200 Millionen Euro draufzahlt und eine fiinfjah-
rige Bauzeitverlangerung hat. Da ist nichts mit "Kei-
ne Spielchen mehr" und dem Kindigungsszenario,
das anderthalb Jahre vertreten worden ist.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN und der
FDP)

Frau Kisseler, ich nehme grol3e Worte wie "morali-
sche Verpflichtung" nicht gern in den Mund,

(Dirk Kienscherf SPD: Koénnen Sie gar
nicht!)

insofern geht Ihre Kritik an mir fehl. Ich habe aus
der Erklarung des Blrgermeisters zitiert, lhrer ge-
meinsamen Presseerklarung, wo Sie von der politi-
schen und moralischen Verantwortung, Transpa-
renz zu schaffen, gesprochen haben. An diesem
eigenen Malstab habe ich Sie gemessen.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN und der
FDP)

Was ist denn lhr groRes Pfund der Transparenz?
Sie sagen, es seien erstmalig die Kosten zusam-
mengestellt worden.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja!)

Meine Damen und Herren! Haben Sie alle nicht
den Abschlussbericht des Parlamentarischen Un-
tersuchungsausschusses vom Januar 2011 zur
Kenntnis genommen? Dort sind die Kosten um-
fanglich ermittelt worden.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das hatte in Ih-
rem Bericht schon stehen miissen!)

Was sich seitdem geandert hat, sind Gber 200 Mil-
lionen Euro Mehrkosten. Diese listen Sie auch auf,
aber Sie bleiben jede Begriindung dafir schuldig,
wer die Schuld an diesen Mehrkosten tragt und
wer diese Fehler gemacht hat.

(Beifall bei der CDU und den GRUNEN
— Zurufe von der SPD: Sie, Sie!)

Fir die SPD ist es einfach: Wir sind an den Mehr-
kosten der letzten anderthalb Jahre schuld. Das
kann niemand als ernsthaften Beitrag zur Frage
der Elbphilharmonie verbuchen.

(Beifall bei der CDU und den GRUNEN)

Sie haben uns nach wie vor die beiden wichtigen
Fragen zur Transparenz nicht beantwortet, ndmlich

was die Stadt selbst glaubt, was die berechtigten
Mehrkosten nach Nachtrag 4 und die berechtigten
Schadensersatzforderungen der Stadt gewesen
waren.

Herr Blrgermeister, Sie haben uns eben die Un-
wahrheit gesagt, vielleicht symptomatisch. Sie ha-
ben davon gesprochen, dass fiir den Planer noch
50 Millionen Euro anfallen wirden. Wenn ich lhre
eigene Drucksache lese und das hore, was Sie
bisher gesagt haben, dann sind es 35 Millionen
Euro, aber in der Drucksache selbst stehen 15 Mil-
lionen Euro, die wahrend des Konfliktes in den
letzten anderthalb Jahren entstanden sein sollen.
Das ist doch der Punkt: Wenn die Stadt heute be-
reit ist, jeden Euro zu ibernehmen, der durch den
Baustillstand entstanden ist, dann Ubernimmt die
Stadt doch die komplette Haftung fiir alle Fehler,
die die Planer, HOCHTIEF und andere gemacht
haben. Sie kaufen sich doch mit einem politischen
Preis von 200 Millionen Euro frei, damit Sie mog-
lichst wenig Arger in der Stadt haben.

(Beifall bei der CDU und den GRUNEN — Dr.
Andreas Dressel SPD: Das ist doch Blod-
sinn!)

Das missen Sie erklaren, und das missen wir
Uberprifen.

Am Ende der Debatte bleibt noch ein grof3er Wi-
derspruch bestehen. Hat dieser Vertrag Risiken?
Einerseits sagen Sie, das sei aufgrund des Sorg-
lospakets so teuer. Dann lese ich in Ihrer Presse-
mitteilung von gestern, dass Sie, Herr Blirgermeis-
ter, sagen:

"Auch die weiteren, noch vor uns liegenden
Schritte zur Fertigstellung werden nicht
leicht."

Und Frau Kisseler sagt:

"Der Bau der Elbphilharmonie bleibt jedoch
eine grolRe Herausforderung."

Was gilt denn nun? Ist das ein Rundum-Sorglos-
Paket oder lauern hier doch noch Risiken fir die
Stadt? Das ist doch vollig unerklart geblieben.
Auch hier missen Sie dem Parlament reinen Wein
einschenken.

(Dirk Kienscherf SPD: Sie haben uns das
eingebrockt! Unglaublich!)

Wenn Sie es nicht tun, dann missen wir es her-
ausfinden, denn das sind wir der Stadt schuldig.
Es geht einfach um viel zu viel Geld. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Herr Dr.
Dressel hat das Wort.
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Dr. Andreas Dressel SPD: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Ich méchte nur noch zwei, drei
Satze dazu sagen. Ich bin etwas verwundert, Herr
Wersich, dass Sie sagen, wir hatten alle Forderun-
gen von HOCHTIEF erflllt. Ich glaube, es reicht
ein Blick in den Vertragsentwurf und in die Druck-
sache und in das, was wir in den vergangenen Mo-
naten offentlich besprochen haben, um festzustel-
len, dass das mitnichten der Fall ist. Das muss
man hier einmal festhalten.

(Beifall bei der SPD)

Die Wabhrheit ist, dass wir erst Mitte Dezember,
das hat der Birgermeister vorhin ausgefihrt, Gber-
haupt etwas Annahmefahiges von HOCHTIEF vor-
liegen hatten, weil sie sich da erst auf eine Grund-
lage zubewegt haben, von der aus man in konkre-
te Vertragsgesprache gehen konnte. Deswegen
war es richtig, HOCHTIEF deutlich zu sagen, wo
es nicht weiter geht, und dass wir ein annahmefa-
higes Angebot brauchen, auf dessen Grundlage
man zu vernunftigen Vertragen kommen kann. Das
hat der Birgermeister hier ausgefiihrt. Was Sie ge-
sagt haben, hat mit der Realitdt dieses Projekts
wenig zu tun.

(Beifall bei der SPD)

Zur Transparenz ist schon alles gesagt worden. Ich
will nur noch auf eine Sache eingehen, weil dieses
Thema eine Geschichte hat. Wir als SPD-Fraktion
prufen natlrlich immer, wie wir uns damals verhal-
ten haben und wie wir uns heute dazu verhalten.
Wir diskutieren bei uns richtig dartber.

(Finn-Ole Ritter FDP: Seit wann das denn?)

Ich kann Ihnen das nicht ersparen. Die Transpa-
renz beim Nachtrag 4 bestand darin, dass wir die
Akte nach dem Burgerschaftsbeschluss bekom-
men haben.

(Dirk Kienscherf SPD: Richtig!)

Sie haben seit heute Mittag, 11 Uhr, die Akte voll-
standig vorliegen. Dieser Wahrheit missen Sie
sich stellen, Herr Wersich.

(Beifall bei der SPD)

In dieser langen Diskussion, es ist nun schon
16.30 Uhr, habe ich aus keiner Fraktion eine wirkli-
che Alternative vernommen.

(Zurufe aus dem Plenum — Andreas C. Wan-
kum CDU: Darum geht es doch gar nicht!)

— Worum geht es bitte sonst als darum, am
Schluss eine Entscheidung zu treffen, ob man mit
HOCHTIEF weitermachen oder einen Plan B ver-
folgen will. Zu einem solchen Plan B habe ich bis-
her keinen Vorschlag gehort.

(Zuruf von Dietrich Wersich CDU)

— Schauen Sie einmal in die Drucksache, Seite 8
fortfolgende. Bis Seite 8 missten Sie eigentlich

schon gekommen sein seit gestern. Dort ist von
der Abwagung des Kiindigungsszenarios die Re-
de. Schauen Sie auch in die Akten.

Bei aller Hitzigkeit dieser Debatte finde ich es an-
gemessen, dass wir es uns als Parlament mit die-
ser Entscheidung nicht einfach machen.

(Glocke)

Erster Vizeprasident Frank Schira (unterbre-
chend): Herr Dr. Dressel, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage von Herrn Wersich?

Dr. Andreas Dressel SPD (fortfahrend): Nein, er
kann sich gleich noch einmal melden.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Nee, das kann er
nicht!)

Ich komme zum Schluss. Wir haben die Pflicht,
verantwortlich miteinander zu beraten und verant-
wortlich zu entscheiden. Wir haben alle in unter-
schiedlichen Funktionen Verantwortung fur dieses
Projekt Ubernommen. Nach zwei parlamentari-
schen Untersuchungsausschissen,

(Andreas C. Wankum CDU: Einer lauft
noch!)

nach vielen Kostenexplosionen, Fehlern, Pannen
und so weiter sind wir in der Pflicht, gemeinsam
verantwortlich zu beraten und zu entscheiden. Ich
glaube, dass wir eine ordentliche Beratungsgrund-
lage haben. Ich richte noch einmal die Bitte an Sie
alle, dass wir uns am Montag auf einen Fahrplan
verstandigen, der eine ordentliche Beratung bis
zum 30. Juni ermoglicht. Unser Angebot, eine sol-
che Beratung zu ermdéglichen, steht. Dann missen
wir aber zu einer Entscheidung kommen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau Hajduk
hat das Wort.

Anja Hajduk GRUNE: Herr Prasident, sehr geehr-
te Damen und Herren! Lieber Herr Dr. Dressel, Ihr
Wort in von mir aus auch Gottes Ohren. Einen ver-
ninftigen Beratungszeitplan fir diese Entschei-
dung, die in ihrem Ausmal} besonders ist und von
ihrer Bedeutung von lhnen selbst hochgewurdigt
wird, kdnnen Sie mit uns finden. Wenn auch Sena-
torin Kisseler betont, dass Sie uns in die Pflicht
nehmen wollen — ich finde, das ist bei der Ge-
schichte dieses Projekts keine unangemessene Er-
wartung —, dann bleibt es kleinlich, wenn Sie die-
ses hochstselbst gesteckte Ziel 30. Juni nicht
selbstkritisch bedenken. Bitte erlauben Sie sich
diese selbstkritischen Bedenken, denn in der Sa-
che ist vom Birgermeister und auch von der Sena-
torin nichts Bedeutsames dagegen gesagt worden.
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(Beifall bei den GRUNEN, der CDU und der
LINKEN)

Zu diesem Projekt gehéren natirlich viele Zeitpha-
sen in verschiedener Verantwortung, Frau Senato-
rin, das ist richtig. Es gehort aber auch lhre Amts-
zeit dazu, und einen derart langen Baustillstand
hat es vorher nicht gegeben. Die Kosten dieses
Baustillstands werden wahrscheinlich locker einen
zweistelligen Millionenbetrag ausmachen. Sie mis-
sen schon damit leben, dass wir fragen, warum
das mdglicherweise unabwendbar war. Es ist mir
aber noch viel wichtiger, eine andere Sache zu be-
tonen. Herr Dr. Dressel, vielleicht habe ich es nicht
deutlich genug gesagt. Ich habe es schon dem
Burgermeister gegeniber geaulert, als ich stell-
vertretend beim Gesprach mit den Fraktionsvorsit-
zenden dabei war. Fir uns stellt sich in der Tat die
Frage neu, ob |hre Entscheidung in der Sache
richtig ist. Deswegen haben wir auch hier zur Sa-
che gesprochen. Ich kann an einem relativ kurzen,
aber sehr markanten Beispiel deutlich machen,
dass die Argumentation von Blrgermeister Scholz
nicht tragt. Wenn er sagt, die Kosten von ungefahr
200 Millionen Euro — lassen Sie es 10 Millionen
Euro mehr oder weniger sein, hat er wohl damit
andeuten wollen — seien gleich hoch, egal ob wir
weiterbauen oder den Preis HOCHTIEF zugeste-
hen, dann kann ich nur feststellen, dass diese Aus-
sage nicht richtig ist. Sie lassen in dieser Argumen-
tation wissentlich weg, dass es einen strittigen
dreistelligen Millionenbetrag gibt und wir uns dann
mit HOCHTIEF juristisch einlassen kdnnen.
HOCHTIEF hat verlangt, dass es dieses Claim Ma-
nagement gibt und dass dafiir bei der ReGe viel
Geld investiert wurde. Dass Sie diesen Betrag ein-
fach so fahren lassen wollen, geht nicht auf. Ihr
Kostenvergleich ist nicht ehrlich. Er ist nicht nur
kurz zusammengefasst, obwohl Sie sich daflr in
einer Aktuellen Stunde durchaus Zeit genommen
haben, sondern er ist schlicht und ergreifend
falsch.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU und der
FDP)

Ich méchte zu Frau Kisseler und zum Thema
Transparenz noch Folgendes sagen. Wir haben
Uber die Eckpunkte und Ihre Berichtsdrucksache
zum Thema Elbphilharmonie parallel zu den Haus-
haltsverhandlungen getagt; das war im September
und im Oktober. Wir haben im Haushaltsaus-
schuss mit dem Senat dariber gesprochen, wie
wichtig ein Schiedsverfahren ist und warum auch
das ein wichtiger Eckpunkt ist. Ich will es gern
noch einmal nachlesen, aber ich kann mich nicht
daran erinnern, dass Sie uns dariiber, auch nicht
in vertraulicher Sitzung, unterrichtet haben, dass
Sie mittlerweile auf einer total anderen Geschafts-
grundlage tatig waren. HOCHTIEF hatte namlich
zwischenzeitlich offiziell das Eckpunktepapier ab-
gelehnt. Sie waren aber noch auf der alten Ge-
schaftsgrundlage aus dem Sommer und Herbst

2011 unterwegs. Sie haben es damals nicht fiir no-
tig befunden, auch in vertraulicher Sitzung nicht,
das schon einmal gegeniber den Oppositionsfrak-
tionen deutlich zu machen. Dazu kann ich als Op-
positionsabgeordnete nur sagen: Wir haben mehr
als einen Grund, uns bei lhren Transparenzver-
sprechen sehr, sehr skeptisch zu verhalten. Das
tun wir auch, weil das unsere Pflicht ist. Deswegen
bitte ich Sie zu Uberdenken, wie es mit dem Trans-
parenzversprechen, insbesondere gegenuber der
Opposition, die auch zu Vertraulichkeit fahig ist,
bestellt ist. Bei diesem Beratungsverlauf Uber die
Elbphilharmonie ist langst nicht alles so golden,
wie Sie uns glauben machen wollen. Geben Sie
sich einen Ruck und laden Sie uns wenigstens zu
einer langeren Beratungszeit ein. In der Sache
sind wir noch keineswegs Uberzeugt. — Schénen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der CDU)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Herr Hack-
busch hat das Wort.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Die Debatte hat uns ge-
zeigt, dass die Arroganz der Macht bei der SPD
kraftig Nahrung gefunden hat.

(Juliane Timmermann SPD: Oh, das hat
mittlerweile schon so einen Bart!)

Ich will das anhand von zwei Punkten deutlich ma-
chen. Der eine ist der Zwischenruf gerade und vor
allem die Aussage von Frau Kisseler nach dem
Motto: Jetzt setzt euch doch einfach mal hin, arbei-
tet die Akten auf und seid fleiBig genug. Das ist ei-
ne Unverschamtheit gegeniber den Parlamentari-
ern,

(Beifall bei der LINKEN und bei Jens Ker-
stan GRUNE)

die sich Gber Hunderte von Stunden im PUA damit
auseinandergesetzt haben, die sich sehr fleiRig mit
den verschiedensten Themenbereichen auseinan-
dergesetzt haben. Ich empfinde das uns gegen-
Uber einfach als eine Unverschamtheit.

(Beifall bei der LINKEN und bei Jens Ker-
stan GRUNE)

Es kann doch nicht wahr sein, dass ohne ein Argu-
ment eine Beratungsfrist bis 30. August ausge-
schlagen wird. Wir haben nicht gesagt, dass wir
keine Zwange wollen. Was ist denn das fur ein Ar-
gumentationsniveau? Eine Frist bis zum 30. Au-
gust hatte uns in die Lage versetzt, das normal zu
behandeln. Dazu wurde kein einziges Argument
gebracht. Herr Scholz hat nur gesagt, das gefalle
ihm nicht und er mochte, dass es maéglichst schnell
zu Ende gebracht wird.
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(Dr. Andreas Dressel SPD: Das stimmt doch
nicht!)

Das ist der Burgerschaft gegentber nicht wirdig.

(Beifall bei der LINKEN, den GRUNEN und
bei Dietrich Wersich CDU)

Ich will Ihnen auch sagen, was passieren wird. Sie
wissen doch selbst, wie das mit Aktenbergen ist,
vor denen wir gegenwartig stehen und wo wir
Schwierigkeiten haben, uns zu orientieren. Ich ge-
be offen zu, dass ich kein Baufachmann bin und es
erstaunt mich, wie der Blrgermeister hier auftritt.
Ich habe ein bisschen den Eindruck, dass er meint,
der gréRte Burgermeister und gleichzeitig der
groRte Bauspezialist der Stadt zu sein.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Bob der Bau-
meister!)

Den Anspruch habe ich an mich nicht. Ich bin der
Meinung, dass ich als Parlamentarier externes
Wissen und externe Beratung haben muss. Um
das verninftig organisieren zu kdénnen, reicht der
Zeitplan nicht aus. Deswegen finde ich es richtig,
diesen Zeitplan zu verandern.

(Beifall bei der LINKEN und bei Heidrun
Schmitt GRUNE)

Schon dass der Burgermeister uns dargestellt hat,
HOCHTIEF wirde das Claim Management mog-
lichst gering halten, zeigt mir, dass er wohl doch
nicht der grof3te Bauspezialist ist. Claim Manage-
ment gehort zum Bauunternehmen einfach exi-
stenziell dazu, das machen die immer. Sie werden
vielleicht nicht in der Lage sein, den Preis zu erh6-
hen. Dann werden sie sich Uberlegen — Herr Wan-
kum wird lhnen dazu etliche Tricks verraten kon-
nen —,

(Heiterkeit bei der LINKEN)

stattdessen vielleicht die Qualitdt zu verschlech-
tern. Wir haben viele Dinge genau zu kontrollieren
und riesigen juristischen Beratungsbedarf von Bau-
spezialisten, die sich damit auseinandersetzen.
Das ist meiner Meinung nach absolut notwendig.
Ich werde das Uberhaupt nicht machen kdénnen,
und das gebe ich auch ehrlich zu.

(Dirk Kienscherf SPD: Na, das ist ja super!)

Frau Kisseler, Ihr Zitat hat mich nattrlich noch viel
skeptischer gemacht. Wie kommen Sie dazu, Ma-
chiavelli in diesem Zusammenhang zu zitieren? Ei-
ner seiner wichtigsten Aussagen ist nicht nur "Der
Zweck heiligt die Mittel". Er hat auch gesagt, Tau-
schung lohne sich,

(Beifall bei der LINKEN, vereinzelt bei der
CDU und bei Jens Kerstan GRUNE und An-
na-Elisabeth von Treuenfels FDP)

das reiche, um die Macht zu erhalten. Daflr war er
der Spezialist. Wie kdnnen Sie auf Machiavelli ver-
weisen? Wir werden noch skeptischer. Wir brau-

chen auf jeden Fall zwei Monate, spatestens nach
diesem Zitat.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der CDU, den GRUNEN und der FDP)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Herr Blasing
hat das Wort.

Robert Blasing FDP: Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen
und Kollegen, ich will es am Ende der Debatte kurz
machen. Frau Kisseler — Herr Hackbusch hat es
schon gesagt —, dass Sie Machiavelli offensichtlich
verinnerlicht haben, merkt man nicht nur an lhrem
Zitat, was mdglicherweise gut in lhren Kontext
passt.

(Ekkehard Wysocki SPD: Kommen Sie wie-
der auf den Teppich!)

Es zeigt sich in diesem Kontext Ihr gesamter Habi-
tus.

(Beifall bei der FDP)

Sie stellen sich hier hin, verkaufen das als grof3e
Erfolgsstory — ohne Irrungen und Wirrungen, ohne
jeglichen Selbstzweifel, ohne ein Wort des Bedau-
erns in Richtung Parlament oder der Bevolkerung.
Das ist im Grunde schon fast Autismus, Frau Kis-
seler, das muss ich einmal so nett sagen. Wir ha-
ben eine weitreichende Entscheidung zu treffen.

(Dirk Kienscherf SPD: Sie missen mal zu-
héren, das hilft!)

— Regen Sie sich doch einmal ab.

Ich Uberlege immer, wie das eigentlich bei den
Hamburgerinnen und Hamburgern ankommt.

(Dirk Kienscherf SPD: Sie als Splitterpartei,
das ist doch ein Witz!)

Nach dem Vorlauf, den das Thema Elbphilharmo-
nie hat,

(Ksenija Bekeris SPD: Wo Sie nicht dabei
waren!)

geht es im Kern um die Glaubwiurdigkeit des Parla-
ments und um die Akzeptanz des Projekts Elbphil-
harmonie. Was Sie als Senat an dieser Stelle prak-
tizieren, ist dazu geeignet, genau das Gegenteil fur
diese beiden Aspekte zu generieren.

(Beifall bei der FDP)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Meine Da-
men und Herren! Die Redezeit der Aktuellen Stun-
de ist erschopft.
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Wir kommen dann weiter zum Tagesordnungs-
punkt 21, Drucksache 20/7594, Bericht des Haus-
haltsausschusses: Gesetz iber den Mindestlohn in
der Freien und Hansestadt Hamburg und zur An-
derung des Hamburgischen Vergabegesetzes.

[Bericht des Haushaltsausschusses iber die
Drucksache 20/5901:

Gesetz liber den Mindestlohn in der Freien und
Hansestadt Hamburg und zur Anderung des
Hamburgischen Vergabegesetzes (Senatsan-
trag)

— Drs 20/7594 -]

Hierzu liegen lhnen als Drucksachen 20/7724,
20/7743, 20/7770 und 20/7772 zwei Antrage der
Fraktion DIE LINKE sowie je ein Antrag der CDU-
Fraktion und der GRUNEN Fraktion vor.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Mindestlohn- und Vergabegesetz: Wirksame
Kontrolle des Senats und Sicherheit fiir die Be-
schiftigten des offentlichen Personennahver-
kehrs

— Drs 20/7724 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Stadtischen Mindestentgeltsatz durch Tarifpart-
ner festsetzen, nicht durch den Senat

— Drs 20/7743 -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Sofortprogramm Mindestlohn
— Drs 20/7770 -]

[Antrag der GRUNEN Fraktion:

Gesetz iiber den Mindestlohn der Freien und
Hansestadt Hamburg und zur Anderung des
Hamburgischen Vergabegesetzes

— Drs 20/7772 -]

Wer wiinscht das Wort? — Herr Schwieger.

Jens-Peter Schwieger SPD:* Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Das vorge-
legte Landesmindestlohngesetz zeigt klar, dass
Senat und SPD-Fraktion einen deutlichen Schwer-
punkt auf gute Arbeit und faire Arbeitsbedingungen
in Hamburg setzen.

(Beifall bei der SPD)

Wir handeln, wo sich die Bundesregierung ihrer
Verantwortung fir die Beschaftigten entzieht.

(Beifall bei der SPD)

Rund 70 000 Beschaftigte in Hamburg haben
einen Stundenlohn von unter 8,50 Euro, Tendenz
steigend. Rund 36 000 Hamburgerinnen und Ham-
burger sind trotz Erwerbstatigkeit auf erganzende
Leistungen nach dem SGB Il angewiesen, Ten-
denz steigend. Nach meinen Recherchen betrugen
2011 die Ausgaben, die Stadt und Arbeitsagentur

fir aufstockende Leistungen bei Erwerbstatigkeit
aufwenden mussten, 150,5 Millionen Euro
— 150,5 Millionen Euro dafir, dass Arbeitgeber
nicht bereit sind, auskdmmlichen Lohn zu zahlen.
Diesen Fehlentwicklungen auf dem Arbeitsmarkt
treten wir mit dem Landesmindestlohngesetz und
der Anderung des Vergabegesetzes entgegen.

(Beifall bei der SPD)

Der im November vorgelegte Gesetzentwurf wurde
in der Folgezeit in zwei zustandigen Ausschissen
sowie in einer Offentlichen Anhoérung diskutiert.
Jetzt ist es Zeit, Nagel mit Képfen zu machen.

(Beifall bei der SPD)

Wir, die SPD-Fraktion, stehen hinter dem heute
vorgelegten Gesetzentwurf. Mit der heutigen Ver-
abschiedung des Landesmindestlohngesetzes und
der Anderung des Vergabegesetzes wollen wir ein
Stick Gerechtigkeit auf dem Arbeitsmarkt herstel-
len.

(Beifall bei der SPD)

Hamburg Ubernimmt Verantwortung und eine Vor-
bildfunktion. Hamburg stellt einen Mindestlohn von
8,50 Euro fir die Beschaftigten der Stadt, fir die
Beschaftigten in offentlichen Unternehmen und fiir
die Beschaftigten von Einrichtungen und Tragern,
die Leistungen fur die Stadt erbringen, sicher, also
Uberall dort, wo wir die rechtlichen Mdglichkeiten
dazu haben. In Zukunft gilt: Mindestens 8,50 Euro
fur alle Beschéaftigten der Stadt Hamburg, mindes-
tens 8,50 Euro fir alle Beschaftigten in o&ffentli-
chen Unternehmen und mindestens 8,50 Euro fur
alle Beschaftigten von Zuwendungsempfangern.

(Beifall bei der SPD)

Das ist der erste Baustein flir gute und gerechtere
Arbeit in Hamburg und ein gutes und wichtiges Si-
gnal fur alle Beschéaftigten in unserer Stadt. Durch
die Anderungen im Vergabegesetz fiinren wir
einen weiteren wichtigen Baustein fiur gute und
faire Arbeitsbedingen in Hamburg ein. In Zukunft
werden nur Unternehmen mit Offentlichen Auftra-
gen bedacht, die einen Mindestlohn von 8,50 Euro
fur ihre Beschaftigten garantieren. Hier, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, ist Politik in der Verantwor-
tung, und wir haben mit der Veranderung des Ver-
gabegesetzes die politische Verantwortung wahr-
genommen.

(Beifall bei der SPD)

Wir schieben Lohndumping mit offentlichen Gel-
dern einen Riegel vor. In Zukunft gilt: Mindestens
8,50 Euro fir alle Beschaftigten von Unternehmen,
die offentliche Auftrage erhalten.

Mit den angesprochenen MafRnahmen schutzen
wir auf Hamburger Ebene einen Teil der Beschaf-
tigten vor Niedrigstlohnen, aber viele Beschaftigte
genielRen diesen Schutz trotz Landesmindestlohn-
gesetz und Anderung des Vergabegesetzes nicht.
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Diesen Menschen wirde nur ein allgemeiner ge-
setzlicher Mindestlohn helfen, aber CDU und FDP
blockieren weiterhin einen allgemeinen gesetzli-
chen Mindestlohn auf Bundesebene. Die Hambur-
ger SPD und der Hamburger Senat werden sich
auch weiterhin fir einen allgemeinen gesetzlichen
Mindestlohn auf Bundesebene einsetzen. Wir ste-
hen fiir gute Arbeit zu fairen Bedingungen.

(Beifall bei der SPD)

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Hamburg
ist seiner Verantwortung mit der Vorlage eines
Landesmindestlohngesetzes, der Anderung des
Vergabegesetzes und der Richtlinie fur Leiharbeit
gerecht geworden. Lassen Sie mich kurz zu den
vorliegenden Erganzungs- und Anderungsantré-
gen der Opposition Stellung nehmen. Allen ge-
meinsam ist die Forderung nach einer Kommissi-
on, die zusammentritt, um eine Angleichung des
Mindestlohns herbeizufiihren. Die CDU nennt die-
se sogar Tarifkommission. Dazu wird der Kollege
Rose nachher aus gewerkschaftlicher Sicht ent-
sprechend Stellung nehmen.

(Tim Golke DIE LINKE: Falscher Dampfer!)

— Wenn Sie voéllig auf dem falschen Dampfer sind,
dann Uberlasse ich das gern dem Kollegen Rose.

Nach unserer Auffassung ist eine derartige Kom-
mission nicht nétig, weil nach dem Vorschlag des
Senats vor dessen Entscheidung tber eine Anpas-
sung die Wirtschafts- und Sozialpartner angehdrt
werden sollen, wie Ubrigens auch im Entstehen
dieses Gesetzes schon geschehen und mit den
Partnern abgesprochen. DIE LINKE beantragt, ei-
ne Regelung fiir den OPNV aufzunehmen. Diese
ist aufgrund der Hamburger Besonderheit, alle
OPNV-Anbieter gehéren der FHH, mangels An-
wendungsbereich nicht ndtig. DIE LINKE beantragt
eine Vergabekommission. Dieses kann sowohl
vom personellen Aufwand her als auch aus rechtli-
chen Bedenken heraus — ich sage nur, Beteiligung
von NGOs — nicht unterstiitzt werden. Die GRU-
NEN legen einen Antrag vor, der schon im Aus-
schuss keine Mehrheit gefunden hat. Deshalb wer-
den wir den auch hier ablehnen.

(André Trepoll CDU: Das ist ja eine Welt-
klassebegriindung!)

An DIE LINKE: Ich habe lhrer Pressemitteilung
entnommen, dass Sie den Antrag ablehnen wollen.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Nein, wir wollen
ihm nicht zustimmen! Das ist etwas ande-
res!)

— Das ist natirlich eine wirklich seltsame Begrin-
dung. Also nicht zustimmen ist etwas anderes als
ablehnen. Okay.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Wir werden uns
enthalten!)

Auf jeden Fall bleibt es lhre Aufgabe, dem Parla-
ment und den Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern zu erklaren, warum flr Sie kein Mindestlohn-
gesetz besser ist als dieses.

(Beifall bei der SPD)

Dass man in seiner Uberzeugungsarbeit, was
einen Mindestlohn angeht, nie aufgeben soll, habe
ich heute der Presse entnommen. Die CDU Nie-
dersachsen hat dieses bisherige Unwort Mindest-
lohn nicht nur ausgesprochen, sondern schriftlich
niedergelegt. Das zeigt mir zwei Dinge. Erstens,
Arbeit lohnt sich und zweitens, auch die CDU ist ei-
ne lernfahige Organisation.

(Beifall bei der SPD — Dirk Kienscherf SPD:
Wer hat dir denn das aufgeschrieben?)

Ich mdchte alle Fraktionen in diesem Hause einla-
den, unser Landesmindestlohngesetz zu unterstit-
zen. Lassen Sie uns gemeinsam ein starkes Signal
an alle Beschaftigten in unserer Stadt senden, da-
mit wir am Ende des Tages sagen konnen, das ist
ein guter Tag fur alle Arbeithnehmerinnen und Ar-
beitnehmer in Hamburg und ein guter Tag fir
Hamburg. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau

Dr. Focking hat das Wort.

Dr. Friederike Focking CDU: Lieber Herr Kollege
Schwieger, die Hoffnung auf Lernfahigkeit gebe ich
natirlich gern zuriick. Wir haben einen Anderungs-
und-Verbesserungsantrag vorzustellen, und hier
kénnen wir auch an lhre Lernfahigkeit appellieren.

(Beifall bei der CDU — Vizeprasidentin Bar-
bara Duden Ubernimmt den Vorsitz.)

Sehr geehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren! Heute debattieren wir zum dritten
Mal innerhalb eines Jahres uber das Thema Min-
destlohn. Das zeigt, wie wichtig, aber auch wie
schwierig das Thema ist, denn es wird oft mit
Schlagworten gearbeitet und grob vereinfacht. Da-
bei ist gerade hier genaues Hinsehen wirklich né-
tig. Gerade auf dem sehr weiten Feld der ange-
messenen Bezahlung von Arbeit nltzt es nichts, ir-
gendetwas von oben festzulegen und dann nicht
zu schauen, was am Ende dabei herauskommt.

(Beifall bei der CDU)

Genau das aber tut die SPD, wenn sie flir ganz
Deutschland und fiir alle Branchen per Gesetz
einen gleichen Mindestlohn festlegen will. Ein sol-
cher politischer Mindestlohn — das ist wiederholt
gesagt worden, aber an diesem Punkt zweifle ich
manchmal an der Lernfahigkeit — wird ndmlich im
Zweifelsfall niemandem gerecht. Dann hatten wir
automatisch in Hamburg den gleichen Mindestlohn
wie in Vorpommern. Dabei sind weder die Kosten
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fur die Lebenshaltung noch die Einkaufskraft ver-
gleichbar. Vor allem aber ware der Mindestlohn
dann fir alle Branchen ebenfalls gleich. Wer hoch-
qualifiziert ist, bekommt in der Regel aber ohnehin
jetzt schon mehr.

(Dirk Kienscherf SPD: Dann braucht er den
Mindestlohn nicht!)

Wer geringqualifiziert ist, bekommt dann aber viel-
leicht nicht einmal mehr einen Arbeitsplatz. Das
sieht das neue Frihjahrsgutachten der fiihrenden
Wirtschaftsinstitute genauso. Sie beflirchten, dass
bei einem gesetzlichen landesweit gleichen Min-
destlohn vor allem in Ostdeutschland Arbeitsplatze
verlorengehen. Schauen Sie nach Frankreich. Die
Institute gehen davon aus, dass der Mindestlohn
dort die wachsende Arbeitslosigkeit, die innerhalb
eines Jahres noch einmal um 3 Prozent gestiegen
ist, mitverursacht hat.

(Zuruf von Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Gerade junge und schlecht ausgebildete Men-
schen finden dort immer schwieriger Arbeit. Der
pauschale gesetzliche Mindestlohn ist also nicht
die Lésung, auch wenn sie so schon einfach klingt.
Wir als CDU schlagen einen, wie ich zugeben
muss, schwierigeren Weg vor, denn auch wenn
uns manchmal das Gegenteil unterstellt wird, auch
heute wieder, so sind wir davon Uberzeugt, dass
auf der Grundlage des christlichen Menschenbil-
des die Marktwirtschaft sozial sein muss.

(Beifall bei der CDU — Zuruf von Arno Min-
ster SPD)

Ebenso sind wir davon Uberzeugt, dass Arbeit
nicht einfach eine Ware ist, Herr Miinster, sondern
jeder Arbeitnehmer flr seine Arbeit angemessen
entlohnt werden muss.

(Beifall bei der CDU)

Aber, und hier liegt der Unterschied zu lhnen, wir
sind uns sicher, dass es in erster Linie nicht der
Staat ist, der diese Entlohnung festlegen soll.

(Arno Minster SPD: Die Arbeitnehmer?)

Das sollen die tun, die die Lage vor Ort und in der
Branche wirklich kennen, also die Arbeitgeberver-
bande und Gewerkschaften.

(Dirk Kienscherf SPD: Aber wenn es die
doch nicht gibt? Darum geht es doch!)

Das funktioniert in der Regel auch. Gerade vorges-
tern haben die Friseure mit ver.di einen tariflichen
Mindestlohn ausgehandelt, ausgerechnet die Fri-
seure, die immer als Beispiel fur die Notwendigkeit
eines gesetzlichen Mindestlohns herangezogen
wurden. Wenn man sich die Lésungen der Friseure
anschaut, dann sieht man, dass dort Leute gehan-
delt haben, die die Lage kennen. Die gehen von ei-
nem zunachst unterschiedlichen Mindestlohn in
Ost und West aus, der aber bis 2015 angeglichen

wird. Auf diese Weise gelingt es, dass in Ost-
deutschland kein Friseur schliefen muss, die Leu-
te ihre Arbeit behalten, aber der tarifliche Mindest-
lohn durchgesetzt werden kann durch die Tarifpar-
teien.

(Beifall bei der CDU)

Das macht deutlich, dass Arbeitgeberinnen und Ar-
beitgeber und Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer diese Frage sehr viel besser als wir Politiker
regeln. Die Politik muss nur in Ausnahmen gefor-
dert sein, dort, wo es eklatante Fehlentwicklungen
gibt, wo Tarifvertrage fehlen und wirklich Dum-
pingléhne gezahlt werden.

Wir von der CDU wollen — das ist schwierig, das
gebe ich zu, aber der Sache angemessen — fir
das Bundesgebiet eine Tarifkommission aus Ar-
beitnehmern und Arbeitgebern unter neutralen
Vorsitzenden. Diese Kommission soll dann eine
Lohnuntergrenze fiir die Bereiche festlegen, fur die
es notig ist. Dieser Weg ist schwieriger, aber er
fuhrt auch zu den richtigen Lésungen.

(Beifall bei der CDU)

Auf dieser Basis haben wir uns lhren Gesetzent-
wurf sehr genau angeschaut. Er hat im Wesentli-
chen zwei Teile. Der erste regelt, was die Stadt
zahlt, wenn sie selbst Arbeitgeberin ist oder quasi
hoheitliche Aufgaben auf andere Ubertragt. Der
zweite Teil will Gber das Vergaberecht auch Unter-
nehmen und Handwerksbetrieben bestimmte Léh-
ne vorschreiben, wenn sie Leistungen an die Stadt
erbringen. Dabei mlssen solche Firmen auch jetzt
schon tariftreu sein. Ist die neue Regelung also
wirklich nétig oder schafft sie nur neuen birokrati-
schen Aufwand?

Auch sonst enthélt dieser Teil viele offene Fragen.
Uber die Folgen der neuen Oko-Standards auch
fir kleine Unternehmen haben wir gar nicht ge-
sprochen. Offen ist auch, ob die Regel Uberhaupt
mit der Dienstleistungsfreiheit des Europarechts
vereinbart ist. Wir hatten deshalb gern eine Exper-
tenanhérung gemacht, doch das lehnte die SPD
fir beide zustandigen Ausschisse ab. Deshalb
gab es dann auf unsere Initiative hin — das war ein
Minderheitenrecht, das wir geltend gemacht ha-
ben — eine o6ffentliche Anhérung.

(Ksenija Bekeris SPD: Wir waren aber mit
dabeil)

— Mussten Sie doch, das konnten Sie nicht verhin-
dern.

Und sie hat eben doch deutlich gemacht, dass der
Gesetzentwurf vielleicht gut gemeint ist, aber
l&dngst nicht in allen Teilen gut gemacht. Deshalb
lehnen wir den Artikel 2 des Gesetzentwurfs auch
ab.

(Beifall bei der CDU)
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Was der Artikel 1 hingegen will, halten wir im
GroRen und Ganzen fir vernunftig. Hier verpflich-
tet die Stadt nicht andere, sondern vor allem sich
selbst als Arbeitgeberin, also als eine Tarifpartei.
Es gilt zwar ohnehin schon fast Uberall, dass die
Betroffenen 8,50 Euro bekommen, auch bei den
Zuwendungsempfangern und den Sozialdienstlei-
stern, das haben die Tarifparteien auch ganz ohne
Gesetz erreicht. Aber wir finden es im Prinzip rich-
tig, wenn die Stadt da noch einmal sagt, sie mache
das so.

Nicht richtig finden wir es allerdings, dass in Zu-
kunft die Léhne dann einfach durch den Senat
festgelegt werden sollen. Geht es dann wirklich um
faire Bezahlung oder geht es vielleicht schon um
Wahlkampf?

(Beifall bei der CDU)

Sie, Herr Senator Scheele, und auch der Blrger-
meister haben da wohl selbst gewisse Zweifel,
denn Sie haben schon 6ffentlich das britische Vor-
bild einer "Low Pay Commission" ins Spiel ge-
bracht. Wir fordern deshalb schon jetzt eine solche
unabhangige Tarifkommission von Arbeitnehmer-
und Arbeitgeberseite auch fir den Hamburger 6f-
fentlichen Bereich. Diese Kommission soll, anders
als von den GRUNEN vorgeschlagen, nicht nur
empfehlen, sondern beschlieRen kdnnen. Das soll
die Kommission alle zwei Jahre tun, nicht jedes
Jahr, wie von der LINKEN gefordert, denn zwei
Jahre lang laufen auch die Tarifvertrage im &ffentli-
chen Dienst; da soll die Kommission nicht dazwi-
schen regieren.

Unser Vorschlag, und damit sind wir wieder beim
Anfang, starkt die Tarifparteien und nimmt ihnen
nicht das Heft des Handelns aus der Hand. Das
entspricht dem Grundgesetz und dem Ziel, auch
Menschen mit geringer Qualifikation die Chance
auf einen Arbeitsplatz nicht zu verbauen.

(Ksenija Bekeris SPD: Auch immer wieder
die gleichen Argumente!)

Jetzt werden Sie fragen, warum wir aul3erdem eine

andere Begrifflichkeit wollen und lieber von Mindest-
entgelt sprechen. Das ist zum einen der korrekte

Begriff aus dem Arbeithehmerentsendegesetz,

zum anderen aber ladt der Begriff des Mindest-

lohns auch dazu ein, ihn immer zu verstehen als

landesweit, gesetzlich und branchenibergreifend.

Das ist aber im Hamburger Entwurf nicht gewollt,

nicht gemeint und auch nicht gesetzt.

(Beifall bei der CDU)

Sie sehen, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir von
der CDU wissen, dass faire Lohne nicht einfach zu
finden sind, dass Schlagworte nicht weiterhelfen,
wenn wir Lohndumping verhindern und gleichzeitig
Arbeitsplatze — und das ist ganz wichtig — nicht ge-
fahrden wollen. SchlieBen Sie sich unserem Ande-
rungsantrag an und seien Sie lernfahig, dann ist

Artikel 1 des Gesetzes nicht nur gut gemeint, son-
dern auch besser gemacht. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Demirel.

Phyliss Demirel GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Hamburg wird heute nach Bre-
men als zweites Bundesland ein Landesmindest-
lohngesetz verabschieden. Wir GRUNE haben es
lange gefordert und freuen uns, dass wir mit unse-
ren Antrdgen gemeinsam mit der Fraktion DIE LIN-
KE dazu beitragen konnten.

(Beifall bei den GRUNEN — Ksenija Bekeris
SPD: Und SPD!)

Mit dem Hamburger Mindestlohngesetz wird heute
zum Ausdruck gebracht, dass die Stadt Hamburg
sich verpflichtet, ihren Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern existenzsichernde Léhne zu bezahlen
und daflr die Spielrdume der Landesgesetzge-
bung ausschopft. Das Gesetz soll sicherstellen,
dass da, wo offentliches Geld eingesetzt wird, ein
Mindestlohn von 8,50 Euro gezahlt wird. Hier wird
nicht fur alle Branchen pauschal ein gleicher Min-
destlohn festgesetzt. 8,50 Euro ist die unterste
Grenze, Frau Fécking, das haben Sie wahrschein-
lich missverstanden.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Jens-Pe-
ter Schwieger SPD)

Wir haben uber den Gesetzentwurf mehrfach in
den burgerschaftlichen Gremien diskutiert. Einige
wichtige Punkte, die im bremischen Gesetz enthal-
ten sind, wurden in Hamburg leider weggelassen.
Nachdem unser Erganzungsantrag bei der offentli-
chen Anhérung im Sozialausschuss, wie schon er-
wahnt, abgelehnt wurde, versuchen wir nun, in der
Birgerschaft erneut die SPD davon zu Uberzeu-
gen, dass das Gesetz ohne diese Erganzungen
seinem Zweck nicht gerecht wird.

Wir freuen uns, dass sich inzwischen auch die
CDU zu einer Verfechterin des Mindestlohns und
der Landesmindestlohnkommission gewandelt hat,

(Ksenija Bekeris SPD: Das hie3 doch ir-
gendwie anders!)

obwohl Sie das explizit nicht so erwahnen. Viel-
leicht inspiriert diese Entwicklung auch die SPD
heute.

Ihr Gesetzentwurf, wie ich eben erwahnt habe, lie-
be SPD, hat Licken. Wir haben im Oktober 2012
ein Expertengesprach zu dem Thema in Hamburg
gefuhrt. Folgende Punkte haben auch die Expertin-
nen und Experten bemangelt.

Erstens: Der Hamburger Entwurf sieht keine Lan-
desmindestlohnkommission vor. Senator Scheeles
Aussage, die HOhe des Mindestlohns alle zwei
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Jahre Uber eine Erméachtigungsverordnung anzu-
passen, reicht nicht. Hamburg sollte dem Bremer
Beispiel folgen und eine Landesmindestlohnkom-
mission ins Gesetz schreiben.

In der zur Abstimmung gestellten Drucksache
steht, dass der Senat der Auffassung sei, dass es
nach der Bundestagswahl 2013 einen bundesweit
einheitlichen Mindestlohn geben werde und eine
Lohnkommission nach britischem Vorbild. Das ist
reine Kaffeesatzleserei.

(Beifall bei den GRUNEN - Jens-Peter
Schwieger SPD: Da arbeiten wir doch dran!)

Sie suchen hier nur Ausreden, liebe SPD. Geben
Sie wenigstens zu, dass Sie in 2014, kurz vor der
Birgerschaftswahl, den Mindestlohn per Senatsbe-
schluss erhéhen wollen und damit Wahlkampf ma-
chen.

Zweitens: Das beste Gesetz niitzt nichts, wenn es
keine Kontrollmechanismen gibt. Der Senat muss
eine Einhaltung des Gesetzes kontrollieren. Das
aktuellste Beispiel hierfir ist der Lohndum-
ping-Skandal bei der igs. Der Senat muss eine Be-
ratungs- und Beschwerdestelle fir Betroffene ein-
richten.

Drittens: Bei der Vergabe mlssen besonders Un-
ternehmen, die mit Subunternehmen arbeiten, bes-
ser kontrolliert werden. Hier ist es wichtig, die Haf-
tung des Generalunternehmens im Gesetz festzu-
schreiben. Hamburg verdient ein Mindestlohnge-
setz, das in der Lage ist, prekare Beschaftigungs-
verhaltnisse im Auftrag der Stadt zu beenden und
die Einhaltung des Mindestlohns zu kontrollieren.

(Beifall bei den GRUNEN)

Machen Sie keine halben Sachen, liebe SPD.
— Danke schon.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Kluth.

(Ksenija Bekeris SPD: Jetzt kommt eine
flammende Rede fiir den Mindestlohn!)

Dr. Thomas-Sénke Kluth FDP:* — Das haben Sie
richtig erkannt.

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und
Herren! Bei Lichte betrachtet ist dieser Gesetzent-
wurf im Grunde eine ziemlich durchsichtige Wahl-
kampfveranstaltung des SPD-Senats, nicht mehr
und nicht weniger.

(Beifall bei der FDP — Jens-Peter Schwieger
SPD: Es ist doch noch kein Wahlkampf!)

Wir haben lange kein Gesetz mehr debattiert, das
mit einem so groflen Getdse prasentiert wurde,
aber in der Praxis so gut wie keinen Effekt, viel-
mehr einen Nulleffekt hat.

(Beifall bei der FDP)

Sie erwecken namlich den voéllig falschen Eindruck,
dass es um die Einflhrung eines generellen Min-
destlohns fir alle Hamburger und Hamburgerinnen
geht, 8,50 Euro, also genau der Stundensatz, den
Sie gerade im SPD-Wahlprogramm als flachen-
deckenden gesetzlichen Mindestlohn beschlossen
haben.

(Gabi Dobusch SPD: Wir sind da konse-
quent!)

Und Herr Schwieger hat diesen Eindruck in seinem
Debattenbeitrag eben versucht vorzutduschen.

Aber was ist die Wahrheit? In Wahrheit geht es bei
dem vorliegenden Gesetz nicht um einen gesetzli-
chen Mindestlohn fir alle Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen in Hamburg. Das hat Senator Schee-
le véllig richtig in den Ausschussberatungen einge-
raumt. Es geht bei dem vorliegenden Gesetz im
Kern um nichts anderes als eine Selbstverpflich-
tung der Stadt ihren eigenen Beschaftigten gegen-
Uber und denjenigen der offentlichen Unternehmen

(Ksenija Bekeris SPD: Das ist doch was! —
Jens-Peter Schwieger SPD: Ist das nichts?)

und auch um eine Selbstverpflichtung bei der Ver-
gabe offentlicher Auftrage und Zuwendungen. Weil
das so ist, ist Inr Gesetz nichts anderes als eine
Mogelpackung. Es ist zugleich auch uberflissig
wie ein Kropf, und das aus zwei Griinden.

Erster Grund: Zum einen brauchen wir fiir eine sol-
che Selbstverpflichtung der Stadt und der o6ffentli-
chen Unternehmen Uberhaupt kein neues Gesetz.
Da reicht der entsprechende politische Wille, da
reichen tarifliche Vereinbarungen und tariftreue
Klauseln in den Vergabe- und Zuwendungsbestim-
mungen, wie das heute schon Uberwiegend Praxis
ist.

Zweiter Grund: Zum anderen ist das, was Sie im
Gesetz festschreiben wollen, schon heute Realitat,
denn bereits heute liegt fir Beschaftigte der Stadt
die niedrigste Stufe der niedrigsten Entgeltgruppe
bei 8,78 Euro, also bereits oberhalb des gesetzli-
chen Mindestlohns, den Sie festschreiben wollen,
und nicht unterhalb. Und fir die 6ffentlichen Unter-
nehmen gilt nichts anderes. Fast alle zahlen ober-
halb von 8,50 Euro die Stunde und nicht unterhalb.
Und die wenigen, die nicht 8,50 Euro zahlen, sind
Tochterunternehmen von Sanierungsfallen wie die
"hamburger arbeit" oder das Berufsbildungswerk,
oder sie bilden die wirklich absolute Ausnahme.

Weil das so ist, betragen die Mehrbelastungen fir
die offentlichen Unternehmen — das ist doch im
Umkehrschluss genau das, was bei den Arbeitneh-
mern mehr in der Tasche bleibt — pro Jahr gerade
einmal 474 000 Euro. Und wenn Sie bei den weni-
gen offentlichen Unternehmen oder den Vergabe-
und Zuwendungsempfangern, die wirklich weniger
als 8,50 Euro zahlen, etwas andern wollen, woflr
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ich sogar Verstandnis hatte, dann gibt es einen
ganz einfachen Weg. Erhéhen Sie die Vergitung
oder kundigen Sie einfach die entsprechenden
Vertrdge und schlielen Sie zu anderen Bedingun-
gen neue Vertrdge ab. Ein Gesetz brauchen Sie
daflr wirklich nicht.

(Beifall bei der FDP)

Aber das vorliegende Gesetz ist nicht nur ohne
Nutzwert, es ist an verschiedenen Stellen auch
falsch, schadlich und gefahrlich.

(Ksenija Bekeris SPD: Wir teilen lhre Ein-
schatzung ausdricklich nicht, Herr Kluth!)

Nach Paragraf 5 Absatz 1 wird der Mindestlohn
von 8,50 Euro erstmals durch die Birgerschaft
festgelegt; Frau Focking hat darauf hingewiesen.
Kinftige Erhdhungen aber soll der Senat durch
Rechtsverordnungen festlegen. Wozu [adt das
ein? Es ist vollig klar — zu Wahlgeschenken. Wer
einen gesetzlichen Mindestlohn einfihrt, der muss
es auch dem Gesetzgeber vorbehalten, diesen ge-
setzlichen Mindestlohn zu andern. Das ist bereits
eine Frage der Logik. Aber Sie, Herr Schwieger
— das haben Sie noch einmal deutlich gemacht —,
und die SPD-Fraktion sind nicht einmal bereit, die
zukunftige Mindestlohnfindung zumindest in die
Hande einer unabhangigen Kommission zu legen,
etwa paritatisch besetzt mit Vertretern der Tarifpar-
teien und der Stadt. Das macht zugleich deutlich,
wohin die Reise mit diesem Mindestlohngesetz ge-
hen soll: Tarifsetzung nicht mehr durch die Tarif-
parteien, sondern durch die Politik.

Auch die Anderungen des Vergabegesetzes sind
zum Teil falsch und schadlich. Bei Zeitarbeit nimmt
"equal pay" ab dem ersten Tag den offentlichen
Auftragnehmern, darunter auch vielen Handwerks-
betrieben, die notwendige Flexibilitat bei Arbeits-
spitzen oder Krankheitsfallen. Das bringt keine Be-
schéftigung, es kostet Beschaftigung.

(Beifall bei der FDP)

Und wenn o6ffentliche Auftragnehmer zukinftig das
Vorhandensein von Umweltmanagementsystemen
als Voraussetzung fiir eine Auftragsvergabe nach-
weisen sollen, dann kostet das die betreffenden
Betriebe zunachst einmal viel Geld fur Zertifizierun-
gen. Wir sprechen hier von kleinen Handwerksbe-
trieben. Das verteuert oOffentliches Bauen, das
schliel3t viele kleine Handwerksbetriebe aus und
beeintrachtigt den Wettbewerb.

Die FDP wird daher den vorliegenden Gesetzent-
wurf ablehnen.

(Ksenija Bekeris SPD: Das hatte ich jetzt
nicht gedacht!)

Das gilt auch fur die Zusatzantrdge der anderen
Fraktionen.

(Jens-Peter Schwieger SPD: Und groRe Tei-
le der CDU!)

Meine Damen und Herren! Einen Aspekt mdchte
ich Ihnen allerdings nicht vorenthalten, den diese
Debatte zumindest aus unserer Sicht lohnenswert
macht. Die Einflhrung eines bundeseinheitlichen
gesetzlichen Mindestlohns fordern die SPD, die
GRUNEN und die LINKEN in ihren Wahlprogram-
men zur Bundestagswahl. Wirden diese Program-
me nach einer Bundestagswahl in ein Gesetz um-
gesetzt, dann wirde das hamburgische Mindest-
lohngesetz schlicht Uberflussig.

(Gabi Dobusch SPD: Ja, hoffentlich!)

Und wenn der SPD-Senat jetzt, also nur wenige
Monate vor der Bundestagswahl, dennoch ein
hamburgisches Mindestlohngesetz durch das Par-
lament treiben will,

(Gabi Dobusch SPD: Das hat er so vor-
wurfsvoll gesagt!)

so lasst das doch nur eine Schlussfolgerung zu:
Sie haben die Bundestagswahl schon verloren ge-
geben. Wir gratulieren zu diesem Realitatssinn.
— Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Golke.

Tim Golke DIE LINKE: Frau Prasidentin, sehr ver-
ehrte Damen und Herren! Herr Schwieger hat es
gesagt, es ist wieder einmal die Stunde des Parla-
ments bei diesem Mindestlohngesetz. Das mdchte
ich dafur nutzen, mir das Verfahren, das wir gefun-
den haben, anzuschauen und dieses Verfahren mit
solchen in anderen Landern zu vergleichen.

Ich fange mit Bremen an. Bremen hat — das wissen
wir, das haben wir auch heute gehért — ein Min-
destlohngesetz. Dort ist es folgendermallen ge-
schehen: Der bremische Senat hat einen Gesetz-
entwurf in die Burgerschaft eingebracht. Dieser
wurde an Ausschisse Uberwiesen und in diesen
Ausschiissen durch Erganzungspetita der SPD-
Regierungsfraktion konkretisiert, verbessert und
gut gemacht.

Werfen wir einen Blick nach Schleswig-Holstein.
Dort wird genau in diesen Tagen, wahrscheinlich
entlang der Tagesordnung morgen oder heute am
spaten Abend, das Tariftreue- und Vergabegesetz
des Landes Schleswig-Holstein beschlossen wer-
den, im Ubrigen mit einem Mindestlohn von
9,18 Euro.

(Beifall bei Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Und das ohne eine parlamentarische Beteiligung
der LINKEN, das ist schon erstaunlich. Die Bera-
tungen in Schleswig-Holstein waren kein Spazier-
gang; ich habe versucht, es nachzuvollziehen. Die
schleswig-holsteinische  Landesverfassung hat
Vorgaben mit dem Konnexitatsprinzip, die wirkliche
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Probleme bereitet haben. Aber das Verfahren war
so gestaltet, dass es offentliche Befassungen gab,
Anhérungen mit Gewerkschaften und Unterneh-
merverbanden, und dass dieses Gesetz haarklein
im zustandigen Wirtschaftsausschuss von der Re-
gierungsfraktion der SPD verbessert wurde.

(Arno Munster SPD: Sie haben das wohl
nicht verstanden!)

Und in Hamburg? Wir haben einen Gesetzentwurf
ins Parlament bekommen. Dieser ist einvernehm-
lich an den Sozialausschuss und federflihrend an
den Haushaltsausschuss Uberwiesen worden. Im
Sozialausschuss fand dann mit unserer Unterstit-
zung auf Initiative der CDU-Fraktion eine o6ffentli-
che Anhdrung statt, und im Haushaltsausschuss
wurde sich auch noch einmal mit diesem Gesetz
befasst. Heute nun finden wir dieses Gesetz in un-
veranderter Form wieder in der Biirgerschaft vor,

(Jens-Peter Schwieger SPD: Ja, weil es so
gutist!)

und nicht etwa, weil dieses Gesetz vorher so un-
glaublich gut gewesen ware, sondern weil dieses
Parlament offensichtlich ganz anders agiert als die
beiden anderen Parlamente.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Die Mehrheit
des Parlaments! Die SPD!)

— Oder die SPD in diesem Parlament. Von allen
anderen hat man etwas gehort.

Ich komme zur Héhe des Mindestlohns. Ich sage
es ein einziges Mal: DIE LINKE fordert 10 Euro,
das wissen Sie, das steht an vielen Stellen.

(Beifall bei der LINKEN — Dietrich Wersich
CDU: Wer bietet mehr?)

Aber ich will eine andere Zahl nennen, 8,68 Euro,
Herr Heintze hat neulich 12,50 Euro geboten.

(Dietrich Wersich CDU: Haben Sie ausge-
rechnet, um tber 5 Prozent zu kommen!)

8,68 Euro muss ein Arbeitnehmer oder eine Arbeit-
nehmerin in Hamburg verdienen, um bei einer
40-Stunden-Woche oberhalb von Hartz IV gerade
so eben leben zu konnen. Das ist keine Hexerei,
das habe ich mir nicht ausgedacht, sondern das ist
ganz einfach eine Berechnung, die sich aus dem
Regelsatz von 382 Euro, aus den Freibetragen
nach SGB Il von insgesamt 300 Euro und aus den
tatsachlichen Kosten der Unterkunft von 400,99
Euro ergibt. Das ist auch keine ausgedachte Zahl,
das ist die Statistik der Bundesagentur fur Arbeit,
Stand Dezember 2012.

(Dirk Kienscherf SPD: Und nun?)

Da ist doch die Frage, warum wir einen Mindest-
lohn von 8,50 Euro festlegen, wenn dieser ganz of-
fensichtlich in dieser Stadt — und wir machen einen
Landesmindestlohn fiir diese Stadt — nicht dazu
fuhrt, dass Menschen bei einer angemessenen

Stundenzahl pro Woche von ihrem Lohn leben
kénnen; das ergibt keinen Sinn.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber, Herr Schwieger, wir lehnen keinen Mindest-
lohn ab, wir lehnen |Ihr Gesetz ab.

(Beifall bei Heike Sudmann DIE LINKE -
Finn-Ole Ritter FDP: Das ist Dialektik!)

Unser Abstimmungsverhalten haben Sie auch
schon zweimal mitbekommen. Wir werden uns ent-
halten, das ist ganz richtig.

Ein nachster Punkt. Bei der Kommission werden
die Stoligebete offensichtlich von der SPD-Frakti-
on nach Berlin geschickt. Ich bin mir nicht so si-
cher, ob wir eine Mehrheit in Berlin haben, die
dann ab dem 22. September einen gesetzlichen
Mindestlohn einflihren wird. An meiner Partei wird
es dabei sicherlich nicht liegen.

(Jens-Peter Schwieger SPD: Wenn sie denn
wieder in den Bundestag kommt!)

Ich gehe noch ein bisschen auf Artikel 2 ein, den
wir im Vergabegesetz durchaus noch erweitert ha-
ben. Herr Schwieger hat recht, wenn er sagt, im
Moment hatten wir in Hamburg im OPNV-Bereich
kein Problem. Aber das kann sich andern. Es kann
sich andern durch Liberalisierungsbestimmungen
aus der EU, es kann sich &ndern, wenn ausge-
schrieben wird und geklagt werden wird. Und fir
so einen Fall brauchen wir Vorkehrungen. Der Se-
nat hat mir im Sozialausschuss die Antwort gege-
ben, eine Tariftreueklausel wiirde doch gewisser-
malen die Parteinahme fir einen Tarifvertrag ent-
halten. Wir haben diese Lésung auch vorgeschla-
gen. Aber dann nehmen Sie doch die andere,
denn es gibt doch zwei Varianten.

Es gibt einmal die Variante, dass in der Ausschrei-
bung ein Tarifvertrag festgelegt wird, und es gibt
die Variante, dass die Arbeithehmer des alten Un-
ternehmens Ubernommen werden missen, und
zwar zu den Bedingungen des alten Unterneh-
mens. Wahlen Sie die andere, da bin ich auch
noch ganz bei lhnen; aber Sie haben gar nichts.

Wir beantragen die Aufnahme von sozialen Kriteri-
en im Vergabegesetz, darunter die Entgeltgleich-
heit von Frauen und Mannern, die Férderung be-
ziehungsweise die Einhaltung der Beschaftigungs-
quote von behinderten Menschen und betriebliche
Antirassismus- und Antidiskriminierungsprogram-
me.

(Beifall bei der LINKEN)

Das tun wir nicht, weil wir glauben, dass wir Wirt-
schaft verhindern muissten, sondern das tun wir,
weil wir glauben, dass es Unternehmen in Ham-
burg und dartber hinaus gibt, die genau diese Kri-
terien einhalten kénnen. Und fiir diese Unterneh-
men wollen wir, dass die Stadt sie mit Auftragen
versieht — nichts anderes.
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(Beifall bei der LINKEN)

Aber auch Sanktionen, die im jetzigen Vergabege-
setz schon stehen, missen kontrolliert werden.
Dazu fordern wir — nach bremischem Vorbild im
Ubrigen —

(Finn-Ole Ritter FDP: Das ist kein Vorbild!)

— das sagen Sie, Herr Ritter — eine Vergabekom-
mission, die genau diese Aufsichten wahrnimmt
und im Zweifelsfall auch mit Beteiligung von Ge-
werkschaften und Nicht-Regierungs-Organisatio-
nen. Herr Schwieger, wir haben ausdrtcklich offen-
gelassen, wie diese Beteiligung aussehen muss.
Aber wenn ich mir vorstelle, dass die Stadt Klei-
dung kaufen muss, dann wird es wahrscheinlich
nicht das Unternehmen sein, bei dem man diese
Kleidung kaufen muss, das zugeben wird, dass
Kinderarbeit beteiligt sein kdnnte, dass das Ganze
in einer brandgefahrdeten Fabrik entstanden sein
kdnnte, sondern es werden NGOs sein, die diese
Informationen beibringen kénnen. Und es ist wich-
tig, dass wir diese Informationen auch fur Verga-
ben und fiir die Kontrolle unserer Vergaben ver-
wenden kénnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Zum Schluss noch zur Umsetzung des Gesetzes.
Wenn man sich im Haushaltsausschuss den Be-
richt durchliest, dann merkt man Irritierendes. Herr
Hackbusch hatte nach der Umsetzung des ham-
burgischen Mindestlohngesetzes gefragt, nach
dessen Beschluss. Es ging um ein ganz konkretes
Unternehmen, das unter anderem das Museum fur
Kunst und Gewerbe bewacht und fiir das der
Wachmann arbeitet, der bei uns im Sozialaus-
schuss in der Anhoérung als Betroffener dieses Ge-
setzes aufgetreten ist. Die Kulturbehdrde hat ge-
sagt, dartber kdnne sie berichten. Berichtet hat
uns die Kulturbehérde — auch interessant, aber ein
bisschen am Thema vorbei — tber die Kiindigungs-
fristen des mittlerweile allgemeinverbindlichen Ta-
rifvertrags im Wach- und Sicherheitsgewerbe; das
war nicht die Frage. Und das lasst nur den Schluss
zu, dass nicht nur ein Jahr lang offensichtlich nicht
vernlnftig geprift wurde, welche Vertrage ange-
passt werden mussten, weil dem Parlament offen-
sichtlich nicht berichtet werden kann, in welchem
Zeitraum das passieren muss, sondern hier soll of-
fensichtlich auch am Ende noch weiter geschlafen
werden.

Deswegen fordern wir ein Sonderprogramm Min-
destlohn, um sicherzustellen, dass dieses Gesetz
— ob nun tatsachlich 8,50 Euro oder 10 Euro — so-
fort umgesetzt werden kann. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Senator Scheele.

Senator Detlef Scheele: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! In Deutschland verdienen
5 Millionen Menschen unter 8,50 Euro, 2,5 Millio-
nen Menschen verdienen unter 6 Euro und 1,4 Mil-
lionen Menschen verdienen sogar weniger als
5 Euro pro Stunde. In diesem Land ist unter die-
sem Aspekt etwas nicht in Ordnung.

(Beifall bei der SPD — Dora Heyenn DIE LIN-
KE: Stimmt!)

Es ist ndmlich nicht in Ordnung, wenn Menschen,
die taglich zur Arbeit gehen und 40 Stunden in der
Woche arbeiten, am Ende des Monats zum Amt
gehen mussen, um aufstockende Sozialhilfe oder
Grundsicherung zu beantragen. Das geht nicht
und das moéchte dieser Senat zumindest in seinem
Bereich, fur den er zustandig ist, kinftig verhin-
dern.

(Beifall bei der SPD)

Das, was wir vorschlagen, ist nicht zu viel.
8,50 Euro ist kein hoher Lohn, denn er fihrt zu
1360 Euro brutto im Monat und zu ungefahr
1100 Euro netto. Es ist nicht zu viel verlangt, dass
man so viel fiir seine Hande Arbeit bekommt.

(Beifall bei der SPD — Katja Suding FDP:
Dann machen Sie es doch anders!)

Mich wundert die Zuriickhaltung der Bundesregie-
rung allen Ernstes. In 20 von 27 europaischen
Landern gibt es einen Mindestlohn. In Danemark
und den skandinavischen Landern, in Luxemburg
liegt er hoher, woanders liegt er auch niedriger,
aber es gibt ihn. In England gibt es das Instrument
der "Low Pay Commission"; darauf kommen wir
noch zu sprechen. Die erhdht in regelmafigen Ab-
stédnden in einer Kommission aus Arbeitgebern, Ar-
beitnehmern und Wissenschaft die Mindestldhne in
England. Und wenn die Ideologen gegen den Min-
destlohn recht hatten, dann mussten nach jeder
Lohnerhdhung des Mindestlohns am Arbeitsmarkt
Arbeitsplatze wegfallen. Das tun sie aber nicht. In-
sofern ist ein angemessener Mindestlohn in Héhe
von 8,50 Euro auch arbeitsmarktneutral. Er zerstort
keine Arbeitsplatze, er schafft nur etwas Gerechtig-
keit am Arbeitsmarkt.

(Beifall bei der SPD und bei Phyliss Demirel
GRUNE)

Auch fur das Land und die Stadt ist es gut, denn
es sind 14,5 Milliarden Euro mehr Einkommen in
privaten Haushalten, 2,7 Milliarden Euro zusatzli-
che Einkommensteuer, 2,7 Milliarden Euro héhere
Sozialbeitrage und 1,7 Milliarden Euro gesparte
Transferleistungen. Das wirklich schandliche Mo-
dell des offentlich finanzierten Kombilohns wird zu-
mindest teilweise abgeschafft. Auch dafur sollten
wir uns gemeinsam einsetzen.

(Beifall bei der SPD — Zuruf von Mehmet Yil-
diz DIE LINKE)
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Berlin hatte das alles machen kénnen. Da gibt es
eine komfortable Mehrheit fiir eine Regierung, die
Uber eine satte Mehrheit im Deutschen Bundestag
verfugt und bei der wahrscheinlich sogar noch vie-
le mitstimmen wirden. Es gibt namlich eine breite
gesellschaftliche Akzeptanz fir diesen Mindest-
lohn, aber es passiert schlichtweg gar nichts.

Mir kommt es so vor, als wirde mit verteilten Rol-
len gespielt — Frau von der Leyen, Herr Laumann,
Frau Fécking, Sie vorhin auch, das war ganz sym-
pathisch —, aber links blinken und rechts abbiegen,
das geht in dieser Frage nicht.

(Beifall bei der SPD — Finn-Ole Ritter FDP:
Wahlkampf! Wahlkampf! Los geht’'s! Weiter
sol)

Wir versuchen jetzt, weil keiner etwas tut, mit den
Mitteln, die wir als Stadt haben, uns selbst zu bin-
den. Das wurde ganz richtig festgestellt, das ha-
ben wir auch in den Ausschussberatungen gesagt.
Wir binden uns als Stadt, da gibt es keinen niedri-
geren Tariflohn als 8,50 Euro. Ein Glick, kann ich
nur sagen. Wir binden unsere o6ffentlichen Unter-
nehmen. Das "Hamburger Abendblatt" hatte einen
Artikel dariiber geschrieben, an welchen Stellen es
sich anders verhielt, es gab also schon Handlungs-
bedarf. Darauf kann man nicht stolz sein, aber wir
haben ihn abgestellit.

Wir binden unsere Zuwendungsempfanger und wir
binden die Auftragnehmer von o&ffentlichen Auftra-
gen, damit auch dort angemessene Léhne gezahlt
werden, wenn man aus der offentlichen Hand
einen Auftrag finanziert bekommt.

(Dietrich Wersich CDU: Bezahlen Sie das
denen denn auch?)

Weil das so ist, braucht man in Hamburg fur dieses
Gesetz keine "Low Pay Commission". Wir haben
namlich keine Gesetzgebungskompetenz fiir einen
allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn, wir regeln
es in unserer eigenen Sphare. Das, was wir im
Deutschen Bundestag einbringen und was wir im
Bundesrat diskutieren, enthalt eine "Low Pay Com-
mission". Es enthalt eine Kommission aus Wissen-
schaft, aus Arbeitgebern und Arbeithnehmern.
Wenn man namlich einen allgemeinen gesetzli-
chen Mindestlohn Uber alle Unternehmen er-
strecken will, dann braucht man eine solche Kom-
mission. Wenn man aber seine eigenen Unterneh-
men und den Staat in Hamburg binden will, dann
braucht man das nicht. Ich ware froh, wenn dieses
Gesetz durch ein Bundesgesetz nach dem
22. September Uberflissig wirde. Dann gabe es
namlich endlich ein bisschen Gerechtigkeit durch
einen allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn.

(Dietrich Wersich CDU: Da glauben Sie
doch selbst nicht dran!)

— Doch, Herr Wersich, das glaube ich, und das fan-
deich gut.

(Beifall bei der SPD — Zuruf von Dietrich
Wersich CDU)

— Mochten Sie eine Zwischenfrage stellen?

(Dietrich Wersich CDU: Ich sagte nur, wenn
Sie wieder Staatssekretéar wirden, dann
wirden Sie auch den Kombilohn einfiihren,
da hatten Sie gar keine Probleme mit!)

— Nein, als ich Staatssekretar war, bin ich oft auf
Ihre Parteifreunde gestolden, die mir Folgendes ge-
sagt haben: Sie mussen den niedrigsten Tariflohn
in der Zeitarbeitsbranche erstrecken. Der niedrig-
ste Tariflohn, Herr Wersich, war von der CGZP
vereinbart worden, die Sie immer ins Feld gefuhrt
haben. Diese Gewerkschaft ist vom Bundesar-
beitsgericht als tarifunfahig gemalregelt worden.
Das ist Ihre Partei, die so etwas vorschlagt.

(Beifall bei der SPD)

Jetzt kommt es darauf an, ziigig zu handeln. Herr
Golke hat darauf hingewiesen, wie wir das machen
kénnen. Es gibt unterschiedlichste Mdglichkeiten.
Es gibt Anpassungsklauseln in einzelnen Vertra-
gen, wir kdnnen Vertrage kindigen oder wir mus-
sen uns mit Anbietern verstandigen. Die Behdrden
werden auf ihre Unternehmen und Zuwendungs-
empfanger einwirken, dass das mdglichst schnell
geschieht, weil wir natlirlich moéchten, dass das,
was Sie heute als Burgerschaft beschlieRen, mog-
lichst schnell den Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern zugutekommt. Es ist ein kleiner Schritt
auf dem richtigen Weg. Der richtige Weg ist der all-
gemeine gesetzliche Mindestlohn. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Rose.

(Finn-Ole Ritter FDP: Erst Herr Scheele und
dann Herr Rose, das ist ja ein Traum! — Zu-
rufe von der CDU)

Wolfgang Rose SPD: — Das passt gut, nicht
wahr?

Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich méchte den zweiten Beitrag unserer Fraktion
dazu nutzen, mich mit einigen Positionen der Op-
positionsfraktionen auseinanderzusetzen. Ich fan-
ge einmal mit der gré3ten Oppositionsfraktion an,
der CDU. Sie haben sich schon vorher 6ffentlich in
einer Pressemitteilung geaullert, wo gleich drei
Fraktionsmitglieder ihre Meinung zu diesem The-
ma zum Ausdruck gebracht haben. Frau
Dr. Focking erklarte in ihrer Pressemitteilung, die
CDU setze sich fir faire Léhne und gegen Lohn-
dumping ein, und Frau Prien erganzte, es bestehe
die Gefahr, dass bei willkurlich festgelegten Min-
destléhnen Geringqualifizierte nur schwer einen
Einstieg in den Arbeitsmarkt fanden. Ein Arbeits-
platz, der sich nicht tragt, entfalle, entgleite in die
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Schattenwirtschaft oder werde ins Ausland verla-
gert.

(Beifall bei der CDU — Jérg Hamann CDU:
So ist es, richtig!)

— Da rufen Sie auch noch, das sei richtig.

(Dietrich Wersich CDU: War das jetzt zu in-
tellektuell fir Sie?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, das
ist die typische Argumentation zur Unterstitzung
von Lohndumping und Niedrigldhnen und gegen
einen flachendeckenden gesetzlichen Mindestlohn.

(Beifall bei der SPD)

Wissen Sie eigentlich, welches die am schlechte-
sten bezahlten Tatigkeiten in unserem Land sind?
"Bild.de" hat sie aufgezahlt, und ich sehe die dort
Beschaftigten schon samt ihrer Betriebe unser
Land verlassen und mit ihrer Tatigkeit ins Ausland
fliehen: die Textilreiniger und Buglerinnen, die Ge-
baude- und Fensterreiniger, die Zimmermadchen
in Hotels und die Raumpflegerinnen in Biros, die
Wachleute in Gebduden und Parkhausern, die Ko-
che und Kichenhilfskrafte im Hotel- und Gaststat-
tengewerbe, die Floristinnen und Arzthelferinnen
und auch die Verkauferinnen und viele andere
mehr. Armutsldhne gibt es in Deutschland fast aus-
schliellich in ortsgebundenen und einfachen
Dienstleistungsbereichen fir Personen, Privat-
haushalte und Unternehmen, und zwar vorwiegend
in Tatigkeitsbereichen, in denen Uberwiegend
Frauen arbeiten.

(Finn-Ole Ritter FDP: ver.di-Mitarbeiterin-
nen!)

Darum sind Armutsiéhne keine soziale MalRnahme
zur Integration von Arbeitslosen, sondern sie eroff-
nen eine Lohndumpingspirale nach unten, und sie
sind somit schlicht das Ergebnis einer unsozialen
Fehlentwicklung auf dem Arbeitsmarkt, die in einer
sozialen Marktwirtschaft durch einen gesetzlichen
Mindestlohn korrigiert werden muss.

(Beifall bei der SPD und Phyliss Demirel
GRUNE - Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Rose, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Stemmann?

Wolfgang Rose SPD: Ja, gerne.

Zwischenfrage von Hjalmar Stemmann CDU:*
Herr Rose, Sie haben eben in lhrer Aufzahlung
auch die Raumpflegerinnen erwahnt. Wissen Sie,
dass der Mindestlohn im Gebaudereinigerhand-
werk bei Uber 9,50 Euro liegt?

Wolfgang Rose SPD (fortfahrend): Das weil} ich
und ich weild auch, dass die Gewerkschaften ihn

abgeschlossen haben. Ich hatte auch die Friseu-
rinnen heute noch einmal aufzahlen kénnen.

(Zurufe von der CDU: Oh!)

Naturlich gibt es eine ganze Reihe von Berufen
und Tatigkeiten, bei denen wir bundesweit ein
Spektrum von angefangen bei 3,15 Euro bis
10 Euro haben, weil es einfach tarifungebundene
Betriebe gibt, die sich nicht an Tarifvertrage halten.
Deswegen ist es dringend notwendig, dass ein ge-
setzlicher Mindestlohn auch fiir die Bereiche, in de-
nen Tarifvertrage vorhanden sind, gelten muss.
Das ist in Inrem Modell nicht der Fall.

(Beifall bei der SPD — Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Rose, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Wersich?

Wolfgang Rose SPD: Ja, gerne.

Zwischenfrage von Dietrich Wersich CDU: Ich
mo&chte gerne zur Hamburger Diskussion zurlick-
kommen. Dass Sie hier gerne Uber bundespoliti-
sche Vorhaben reden, kann ich verstehen. Meine
Frage: Welche der von lhnen aufgezahlten Berufs-
gruppen profitieren durch den Hamburger Ge-
setzesvorsto3?

Wolfgang Rose SPD (fortfahrend): Sie wissen
doch ganz genau, Herr Wersich, dass dieses eine
Debatte ist,

(Robert Blasing FDP: Wahlkampfdebatte ist
das! — Zurufe von der CDU)

und das hat der Senator eben ausflihrlich darge-
stellt, in der es einen Zusammenhang gibt zwi-
schen dem, was an Defizit und Blockade auf Bun-
desebene vorhanden ist, und dem, was wir flr un-
seren Bereich erst einmal klarstellen. Und dass
sich das daran orientiert, was fur Vorstellungen wir
haben, die dann auch ausgeweitet werden kénnen,
das ist der Zusammenhang, und den sollten Sie
auch kapieren.

(Beifall bei der SPD und bei Phyliss Demirel
GRUNE)

Der CDU-Vorschlag fir eine allgemeine Lohnunter-
grenze wird das Problem der deutschen Armuts-
I6hne nicht 16sen.

(Zurufe von der CDU — Glocke)

— Nun schreien Sie nicht dauernd dazwischen, ho-
ren Sie sich das einmal in Ruhe an.

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Rose, ich hatte eigentlich geklingelt, um lhnen
zu helfen und den Appell loszuwerden, dass alle
anderen sich etwas ruhiger verhalten.



4462 Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 58. Sitzung am 24. April 2013

(Vizeprasidentin Barbara Duden)

(André Trepoll CDU: Dem ist nicht zu hel-
fen!)

— Also darauf mdchte ich jetzt nicht eingehen.

Wolfgang Rose SPD (fortfahrend): Der CDU-Vor-
schlag fir eine allgemeine Lohnuntergrenze wird
das Problem der deutschen Armutsléhne nicht I6-
sen. Der Vorschlag von Frau von der Leyen ist vol-
lig unzureichend. Die CDU will eine allgemeine
Lohnuntergrenze ausschlieflich in den Bereichen,
in denen keine Tarifvertrage existieren. Diese Re-
gelung bietet einen Anreiz fur viele Unternehmen,
sich Pseudogewerkschaften als Partner fir Hun-
gerlohntarifvertrdge zu suchen oder selbst solche
zu grinden. Was Herr Scheele eben gesagt hat,
war ein Beispiel daflir, und die werden dann bei
Gericht fur nicht zustandig erklart. Solche Entwick-
lungen kennen wir aus der Leiharbeit und von den
Briefzustellern. Der CDU-Vorschlag verhindert des-
halb nicht, dass weiterhin Millionen von Menschen
fir Hungerléhne arbeiten missen. Ihr Slogan "So-
zial ist, was Arbeit schafft" ist eben nicht ausrei-
chend. Er muss heilden: Sozial ist, was gute Arbeit
schafft oder jedenfalls solche, von der man leben
kann.

(Beifall bei der SPD und bei Phyliss Demirel
GRUNE)

Die CDU, die GRUNEN und die LINKE fordern in
ihren Zusatzantrdgen alle eine Mindestlohnkom-
mission. Die CDU nennt sie falschlicherweise so-
gar Tarifkommission, um ihr den Anstrich von Tarif-
autonomie zu verleihen. Eine solche Kommission
ist in dem eingegrenzten Geltungsbereich in Ham-
burg nicht erforderlich. Auf Bundesebene halten
wir die Einbeziehung der Tarifparteien naturlich fur
sinnvoll und notwendig, aber die Ubertragung der
Letztentscheidung auf einen Schlichter lehnen wir
ab. Es handelt sich beim Mindestlohn letztendlich
um ein Gesetz, und da werden wir uns als Sozial-
demokraten nicht vor der politischen Verantwor-
tung eines Gesetzgebers driicken, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

Ich will noch ein Wort zur LINKEN sagen, die sich
immer gerne als die Gewerkschaftspartei darstellt.

(Finn-Ole Ritter FDP: Oh, jetzt gibt es eine
interne Aussprache!)

Bei einer so zentralen Frage wie dem Mindestlohn
erliegt sie der Versuchung, immer noch eine Extra-
profilierung obendrauf zu legen. Alle Gewerkschaf-
ten haben sich auf 8,50 Euro verstandigt, und alle
wollen diesen Betrag naturlich regelmafig dynami-
sieren. Ich bin sicher: Wenn die Gewerkschaften
sich auf 10 Euro geeinigt hatten, dann hatte DIE
LINKE 11 Euro gefordert; wir kennen das auch aus
anderen Bereichen.

(Beifall bei der SPD)

Es geht doch nicht um die Frage, wer es als Erster
gefordert hat. Es geht auch nicht um die Frage,
wer der Radikalste im ganzen Land ist,

(Dietrich Wersich CDU: Naturlich, genau!)

sondern es kommt doch jetzt darauf an, dass es
Uberhaupt einen flachendeckenden Mindestlohn
geben soll und dass alle, die das wollen — Gewerk-
schaften, Parteien, Handwerkskammern und Sozi-
alverbande — geschlossen fiir dieses gemeinsame
Ziel eintreten. Es ware ein gutes Zeichen bei die-
sem Thema, wenn auch DIE LINKE ihre parteipoli-
tische Profilierung zurlickstellen und dem Mehr-
heitsantrag zustimmen wirde.

(Beifall bei der SPD)

Ich will abschlieRend noch eine grundsatzliche Be-
merkung machen, denn natdrlich, Herr Wersich,
gibt es einen Zusammenhang zwischen diesem
Hamburger Gesetz und seiner Diskussion und ei-
nem Bundesgesetz Uber einen gesetzlichen Min-
destlohn.

(Dietrich Wersich CDU: Den haben Sie nur
noch nicht klargemacht!)

1938 wurde in den USA ein Mindestlohn einge-
fuhrt, und in den 185 Mitgliedslandern der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation ILO haben 90 Prozent
einen Mindestlohn.

(Hans-Detlef Roock CDU: Sie vergleichen
Apfel mit Birnen!)

In der EU, Herr Scheele hat es schon gesagt, ha-
ben 20 Lander einen Mindestlohn. Von den Kir-
chen Uber die Wohlfahrtsverbande bis zu den
Handwerkskammern wird der gesetzliche Mindest-
lohn gefordert. Uber 200 Manager haben sich in
den letzten Tagen fir einen gesetzlichen Mindest-
lohn ausgesprochen. Zwei Drittel der CDU/CSU-
Anhanger und drei Viertel der Bundesbulrgerinnen
und Bundesbirger sind in den letzten Umfragen
fur die Einfuhrung des gesetzlichen Mindestlohns.
Dass wir hier heute als Landesparlament ein vor-
laufiges Mindestlohngesetz flir einen begrenzten
Personenkreis beschlief3en, halte ich eigentlich fur
eine Schande. Und es ist eine ungeheure Blamage
fir unsere Zivilgesellschaft, dass diese Bundesre-
gierung sich bis heute bestandig weigert, die sozia-
le Ungerechtigkeit von Armuts- und zum Teil Hun-
gerldhnen zur Kenntnis zu nehmen und einen fla-
chendeckenden gesetzlichen Mindestlohn einzu-
fihren, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

Die Einfihrung eines Mindestlohns ist nicht nur ei-
ne Frage der sozialen Gerechtigkeit, sondern auch
eine Frage der demokratischen Kultur und der 6f-
fentlichen und politischen Moral. Wirde hat ihren
Wert und Arbeit hat ihren Preis — dieses Motto hat
"Der Kirchliche Dienst in der Arbeitswelt" bereits
2006 fur das Thema Arbeit in Gottesdiensten pro-
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klamiert. Angesichts eines Evangelischen Kirchen-
tages in Hamburg, der am Tag der Arbeit beginnt
und sich die Losung "Soviel du brauchst" gegeben
hat, ware es ein Zeichen der zivilgesellschaftlichen
Solidaritdt — gerade auch von der Partei mit dem
christlichen Menschenbild —, wenn von hier aus ein
gemeinsamer Appell an die Bundesregierung aus-
gehen wurde, ihre Blockadehaltung endlich zu be-
enden und den flachendeckenden gesetzlichen
Mindestlohn einzufihren. Nach der Bundestags-
wahl kommt er sowieso. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Prien.

Karin Prien CDU:* Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Nach meinem Kalender ist der
1. Mai zwar erst nachste Woche, aber vielen Dank,
Herr Rose, dass Sie uns schon einmal eine kleine
Kostprobe geboten haben.

(Beifall bei der CDU)

Man fragt sich bei diesem engagierten Vortrag,
warum eigentlich Rot-Grun in ihrer Regierungszeit
zu Anfang des Jahrtausends keinen gesetzlichen
Mindestlohn eingefiihrt hat und warum es eigent-
lich so ist, dass unter CDU-Beteiligung die meisten
Mindestloéhne fur allgemeinverbindlich erklart wor-
den sind. Irgendetwas scheint mit Ihrer Wahrneh-
mung nicht so ganz hinzuhauen.

(Beifall bei der CDU)

Tatsache ist aber, dass jetzt auch der letzte
— Depp, hétte ich fast gesagt — auf der Stralle ge-
merkt hat, dass es lhnen bei diesem Landesmin-
destlohngesetz nicht etwa um die Arbeithehmerin-
nen und Arbeitnehmer in Hamburg geht, sondern
wir haben Bundestagswahlkampf. Das hat auch
der Letzte jetzt gemerkt, und so ist dieses Gesetz
eben leider auch zu bewerten.

(Beifall bei der CDU)

Auch fiir diesen Uberbietungswettbewerb, den Sie
sich mit GRUNEN und LINKEN in Sachen Mindest-
lohn bieten und offensichtlich zuklnftig vor jeder
Wahl bieten wollen, haben Sie uns schon einmal
eine kleine Kostprobe gegeben. Das erleben wir im
Moment in der Steuerpolitik, das erleben wir beim
Mindestlohn — besonders eindrucksvoll und glaub-
wirdig ist das leider nicht.

(Beifall bei der CDU)

Herr Senator Scheele und auch Sie, Herr Rose,
haben uns dann noch das gute Beispiel aus dem
europaischen Vergleich bringen wollen. Da haben
wir zum Beispiel den gesetzlichen Mindestlohn in
Frankreich mit 9,43 Euro, und wir haben nahezu
11 Prozent Arbeitslosigkeit in Frankreich. In
Deutschland haben wir branchenspezifische Min-

destléhne — das ist gut so — und wir haben 5,7 Pro-
zent Arbeitslose. Das ist das Verdienst der Bun-
desregierung, und das ist auch gut so.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Zurufe
von der SPD)

Aber kommen wir doch einmal zurtick auf lhr klei-
nes Landesmindestlohngesetzchen, dieses Ge-
setzchen, das sich, wie Sie selbst eingerdumt ha-
ben, nur auf eine ganz geringe Anzahl von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeithehmern auswirken wird.
Wir haben einmal ausgerechnet, dass es etwa
0,04 Prozent der Hamburger Arbeitnehmer, knapp
300 Menschen, betrifft. Auch die sind wichtig,

(Ksenija Bekeris SPD: Na, da haben Sie ja
noch mal die Kurve gekriegt!)

deshalb unterstitzen wir dem Grunde nach eine
Mindestentgeltgrenze von 8,50 Euro, aber das ist
doch wirklich nicht das Papier wert, auf dem es
steht. Das ist reine Symbolpolitik, die Sie hier be-
treiben, und das haben Sie durch lhren Vortrag
heute auch wirklich glaubwirdig zum Ausdruck ge-
bracht.

(Beifall bei der CDU — Ksenija Bekeris SPD:
Die Symbolpolitik haben Sie aber ganz
schon in die Lange gezogen, Frau Prien!)

Sie, Herr Scheele, distanzieren sich dann auch
noch vom Kombilohnmodell Ihres friiheren Arbeits-
ministers Muntefering. Das ist wirklich eine peinli-
che Veranstaltung heute.

(Beifall bei der CDU)

Aber lassen Sie mich dennoch zum Thema Min-
destlohn ein paar grundsatzliche Anmerkungen
machen. Es ist nicht etwa so, Herr Rose, wie Sie
uns glauben machen wollen, als wirde die CDU
sich gegen gerechte Léhne wenden und nicht das
Problem erkennen, dass tatsachlich in manchen
Niedriglohnbereichen Handlungsbedarf besteht.
Die Frage ist nur, wer hier die Entscheidung treffen
soll, und da sind — das hat meine Kollegin Frau
Dr. Focking ausgefiihrt — nach wie vor in erster Li-
nie Arbeitgeber und Gewerkschaften gefragt. Die
Tarifautonomie ist Verfassungsgrundsatz. Wir ste-
hen zu diesem Verfassungsgrundsatz und richten
unsere Politik danach aus.

(Beifall bei der CDU)

Das Beispiel Friseurhandwerk, auch das ist schon
erortert worden, ist doch ein wunderbares Beispiel
daflr, dass es funktioniert und dass es auch des-
halb funktioniert, weil der Markt hier dann doch sei-
ne heilsamen Wirkungen hat. Der Verdrangungs-
wettbewerb im Friseurhandwerk und die Schwierig-
keit, zuklnftig Auszubildende zu finden in diesen
Bereichen in Anbetracht des Arbeithehmermarktes,
den wir heute haben, fihren dann eben dazu, dass
die Tarifparteien vernlnftig sind, sich zusammen-
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setzen und gemeinsam ein abgestuftes, differen-
ziertes Modell fur Mindestléhne beschlielRen.

(Beifall bei der CDU)

Und schlieRlich Ihre Behauptung, das Ganze sei
arbeitsmarktneutral, wie Sie gesagt haben, Herr
Scheele. Da sind offensichtlich alle funf Sachver-
standigen der Bundesregierung in ihrem Frihjahrs-
gutachten anderer Meinung gewesen. Sie haben
ganz deutlich von einem einheitlichen gesetzlichen
Mindestlohn in Héhe von 8,50 Euro abgeraten und
auf die massiven beschaftigungsnegativen Wirkun-
gen einer solchen Wirtschaftspolitik hingewiesen.
Hoéren Sie auf das, was die Sachverstandigen Ih-
nen zu sagen haben, Sie schaden namlich mit Ih-
rer Politik gerade denjenigen, denen Sie helfen
wollen, den Menschen im Niedriglohnbereich. De-
nen nadmlich geht es an den Kragen, denen geht
es an die Jobs, und deshalb lassen Sie ab von Ih-
rem Irrweg. Verkaufen Sie ein Landesmindestlohn-
gesetz nicht als groRe Errungenschaft, denn in
Wirklichkeit machen Sie hier nur Bundestagswahl-
kampf.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Kluth.

(Jens-Peter Schwieger SPD: Wie wenig darf
es denn sein, 4,50 Euro oder wie viel?)

Dr. Thomas-Sonke Kluth FDP:* Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Eigentlich wollte ich zum Thema allge-
meiner gesetzlicher Mindestlohn in dieser Debatte
nichts sagen,

(Beifall bei der SPD)

weil dieses Gesetz, das Sie hier zur Abstimmung
stellen, mit einem allgemeinen gesetzlichen Min-
destlohn Uberhaupt nichts zu tun hat. Das ist in
Wirklichkeit ein Gesetz ohne Effekt. Die grof’e An-
zahl der Hamburger Arbeithehmer und Arbeitneh-
merinnen wird durch das Gesetz lberhaupt nicht
betroffen, und die geringere Anzahl derer, die im
offentlichen Dienst oder in 6ffentlichen Unterneh-
men beschéaftigt sind, verdient schon mehr. Inso-
fern besteht eigentlich Gberhaupt kein Debattenbe-
darf. Aber nun ist genau das passiert, was ich pro-
phezeit habe: Herr Scheele stellt sich hier hin und
halt eine Wahlkampfrede zum Thema gesetzlicher
flachendeckender Mindestlohn. Und dann will ich
doch an dieser Stelle einige Worte dazu sagen.

Es ist in der Tat zutreffend, Herr Scheele, dass wir
in den vergangenen Jahren einen Zuwachs der
Beschaftigung im Niedriglohnbereich zu verzeich-
nen hatten. Wir Liberale sind fir Leistungsgerech-
tigkeit. Daher kann es uns weder politisch noch so-
zial befriedigen, wenn ein geringer Anteil von Ar-
beithehmerinnen und Arbeitnehmern trotz einer

Vollzeittatigkeit auf erganzende Sozialleistungen
angewiesen ist. Aber hieran etwas durch einen fla-
chendeckenden gesetzlichen Mindestlohn andern
zu wollen, das ist in der Tat ein Irrweg.

(Beifall bei der FDP — Jens-Peter Schwieger
SPD: Sondern?)

Vor allen Dingen ist ein solcher gesetzlicher fla-
chendeckender Mindestlohn auch véllig unndtig,
weil mit den bestehenden Regelwerken des Tarif-
vertragsgesetzes, des Arbeithehmerentsendege-
setzes, des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes
und des Mindestarbeitsbedingungsgesetzes be-
reits ein vollig ausreichendes Instrumentarium vor-
handen ist — Herr Scheele nickt —, um auf Grundla-
ge von Vereinbarungen der Tarifpartner, also nicht
auf Grundlage von politischen Vereinbarungen,
Fehlentwicklungen auf dem Arbeitsmarkt entge-
genzusteuern. Zur Wahrheit gehort auch, dass die
Bundesregierung hiervon in der laufenden Legisla-
turperiode mehrfach durch die Allgemeinverbind-
lichkeitserklarung branchenspezifischer Tarifvertra-
ge Gebrauch gemacht hat. Die besondere Aufgabe
der Liberalen war es dabei, darauf zu achten, dass
derartige Eingriffe in den Arbeitsmarkt die Ausnah-
me und die durch Artikel 9 Absatz 3 Grundgesetz
verblrgte Tarifautonomie der Regelfall bleibt.

Die Schaffung eines flachendeckenden gesetzli-
chen Mindestlohns wilrde hingegen Arbeitsplatze
vernichten; das sagen die Sachverstandigen der
Bundesregierung unisono. Das trifft dann insbe-
sondere Menschen, die als Geringverdiener oder
als Hartz-IV-Empfanger auf einen Zuverdienst an-
gewiesen sind. Die Schaffung eines gesetzlichen
Mindestlohns ist daher gerade eine unsoziale Ar-
beitsmarktpolitik, weil sie Arbeitsplatze vernichtet,
mehr Menschen von Transferleistungen abhéngig
macht und die Zunahme von Schwarzarbeit begiins-
tigt. Darum wird die FDP entsprechenden Initiati-
ven nicht zustimmen. — Danke.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Heyenn.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Die Frage des Mindest-
lohns ist zu einem Gradmesser fir die Lernfahig-
keit gemacht worden. Wenn ich das jetzt umdrehe,
muss ich feststellen, dass es hier eine Partei gibt,
die Uberhaupt nicht lernfahig ist, und das ist die
FDP.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD - Finn-Ole Ritter FDP: Wir nehmen
es als Kompliment!)

Bei der Sozialdemokratie hat die Lernfahigkeit sehr
spat eingesetzt. Das war Lernen nach Konfuzius,
das war Lernen durch eigene Erfahrung, und die
Erfahrung war, dass es zu Armut fihrt, wenn man



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 58. Sitzung am 24. April 2013 4465

(Dora Heyenn)

Deregulierung auf dem Arbeitsmarkt durchsetzt.
Das hat dazu gefiihrt, dass viele Mitglieder die
SPD verlassen haben, das hat wehgetan, und die-
ser Lernprozess dauert auch langer, er dauert im-
mer noch an und ist noch nicht zu Ende.

(Beifall bei der LINKEN — Wolfgang Rose
SPD: Oberlehrerin!)

— Obergewerkschafter.

Es ist richtig, dass dieses Landesmindestlohnge-
setz ein kleiner Schritt in die richtige Richtung ist,
aber fur uns ist dieser Schritt einfach zu klein, und
deswegen enthalten wir uns. Dieses Gesetz ist un-
zureichend, und warum ist es unzureichend? Wir
legen groBen Wert auf eine Kontrollkommission,
wie immer man sie auch gestaltet, weil wir einfach
nicht glauben, dass in Hamburg wirklich jedes Jahr
oder alle zwei Jahre, wie Sie das gerne wollten,
automatisch der Mindestlohn angepasst wird. Wir
glauben es deswegen nicht, weil wir uns in Zeiten
der Schuldenbremse befinden. Wir erleben es ge-
rade im offentlichen Dienst, was da an Stellen ab-
gebaut wird und wie schwer sich diese Regierung
tut, Tariferhéhungen weiterzugeben. Zweitens ge-
hen wir natlrlich davon aus, dass wir nicht immer
eine Alleinregierung der SPD haben werden, und
daher glauben wir auch, dass es eine Frage von
Regierung und Koalition ist, ob ein Mindestlohn an-
gehoben wird oder nicht.

Auch der DGB hat seine Zweifel. Wir haben heute
zwar eine Jubelmitteilung von Uwe Grund bekom-
men mit der Uberschrift:

"Mindestlohngesetz: Der Hamburger Senat
hat es kapiert"

Aber wenn man in den letzten Absatz schaut, dann
stellt man fest, dass es da einfach Kritik gibt — ich
zitiere —:

"Der Senat hat uns aullerdem zugesagt,
dass die Gewerkschaften an diesem Pro-
zess beteiligt werden. An die Einhaltung die-
ses Versprechens werden wir ihn, wenn no-
tig, erinnern."

Ich kann Herrn Grund jetzt schon sagen, dass es
noétig sein wird. Deshalb wollen wir eine Kommissi-
on.

(Beifall bei der LINKEN und bei Phyliss De-
mirel GRUNE — Jens-Peter Schwieger SPD:
Das ist doch keine Kritik!)

Merkwirdig ist — das ist im Haushaltsausschuss
gesagt worden, man kann es in den Protokollen
nachlesen —, dass die Senatsvertreter gesagt ha-
ben, dieses Gesetz solle bald wieder geandert
werden. Dann wird mit der Bundestagswahl ge-
spielt, und das finde ich nun wirklich unlauter.
Wenn hier schon jemand diesen Vorwurf macht,
Parteipolitik in die Mindestlohndebatte hineinzu-
bringen, Wolfgang Rose, dann ist dieser Hinweis

auf die Bundestagswahl Uberflissig, und dann fra-
ge ich mich, warum man fiir drei Monate so ein
schlechtes Landesmindestlohngesetz auf den Weg
bringt.

(Beifall bei der LINKEN)

Fir uns ist es ein groRes Problem, dass die Zu-
wendungsempfanger nicht gleichzeitig eine Erho-
hung ihres Mindestlohnes bekommen und es auch
offen ist, wann sie sie Uberhaupt bekommen. Und
eines ist auch vdllig klar: Ein Mindestlohn von
8,50 Euro, darauf hat Herr Golke hingewiesen, ist
einfach zu wenig. Auch dazu sagt der DGB in sei-
ner Presseerklarung von heute ganz klar:

"Aber 8,50 Euro darf gerade in dieser teuren
Stadt nicht das Ende vom Lied sein."

Wir sagen, es darf auch nicht der Anfang vom Lied
sein, es missen 10 Euro pro Stunde sein.

(Beifall bei der LINKEN — Finn-Ole Ritter
FDP: Mindestens!)

Herr Senator Scheele hat in seinen Auslassungen
davon gesprochen, dass man den Mindestlohn
brauche, um etwas mehr Gerechtigkeit am Arbeits-
markt zu erzielen. Das ist uns auch zu wenig. Wir
wollen Gerechtigkeit am Arbeitsmarkt, und wir wol-
len gerechten Lohn fiir jeden und fir jede. Das Ziel
muss sein, dass alle von der Arbeit leben koénnen,
und das ist mit 8,50 Euro in keiner Weise gewahr-
leistet.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr, sodass wir zu ei-
ner ganzen Reihe von Abstimmungen kommen
kénnen. Wir beginnen mit dem Antrag der Fraktion
DIE LINKE aus der Drucksache 20/7724.

Wer diesen beschlieRen mdchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Der Antrag ist mit Mehrheit abgelehnt.

Dann kommen wir zum Antrag der GRUNEN Frak-
tion aus der Drucksache 20/7772.

Wer diesen annehmen mochte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist mit Mehrheit abgelehnt.

Nun kommen wir zum CDU-Antrag aus der Druck-
sache 20/7743.

Wer diesem seine Zustimmung geben mdchte, den
bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Der Antrag ist mit Mehrheit ab-
gelehnt.

Dann kommen wir zum Antrag der Fraktion DIE
LINKE aus der Drucksache 20/7770.

Wer diesen annehmen mdchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Der Antrag ist mit Mehrheit abgelehnt.
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Dann kommen wir zum Bericht des Haushaltsaus-
schusses aus der Drucksache 20/7594.

Wer sich der Ausschussempfehlung anschlielen
und die Artikel 1 und 3 des Gesetzes Uber den
Mindestlohn in der Freien und Hansestadt Ham-
burg und zur Anderung des Hamburgischen Verga-
begesetzes aus der Drucksache 20/5901 beschlie-
Ren mochte, den bitte ich um das Handzeichen.
— Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist mit
Mehrheit angenommen.

Wer dariiber hinaus der Ausschussempfehlung fol-
gen und den Artikel 2 des Gesetzes aus der Druck-
sache 20/5901 beschliefen mdchte, den bitte ich
jetzt um das Handzeichen. — Die Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Auch das ist mit Mehrheit ange-
nommen.

Damit ist das Gesetz (iber den Mindestlohn in der
Freien und Hansestadt Hamburg und zur Ande-
rung des Hamburgischen Vergabegesetzes aus
der Drucksache 20/5901 in erster Lesung ange-
nommen worden.

Es bedarf nun einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Den sehe ich nicht.

Wer nun die soeben in erster Lesung beschlosse-
nen Artikel 1 und 3 des Gesetzes auch in zweiter
Lesung beschliefen méchte, den bitte ich um das
Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Das ist mit Mehrheit angenommen worden.

Wer den soeben in erster Lesung beschlossenen
Artikel 2 des Gesetzes auch in zweiter Lesung an-
nehmen mochte, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
auch mit Mehrheit angenommen worden.

Das Gesetz aus Drucksache 20/5901 ist damit
auch in zweiter Lesung und somit endglltig be-
schlossen worden.

Dann kommen wir zum Punkt 32 der Tagesord-
nung, Drucksache 20/7589, Antrag der CDU-Frak-
tion: Occupy-Besetzung jetzt beenden!

[Antrag der CDU-Fraktion:
Occupy-Besetzung jetzt beenden!
— Drs 20/7589 —]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/7739 ein An-
trag der FDP-Fraktion vor.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Occupy-Camp auf dem Gertrudenkirchhof — Se-
nat ist in der Pflicht!

— Drs 20/7739 -]

Ich weil} jetzt nicht, ob alle hinauslaufen, um das
drauf3en zu beenden oder ob noch einige drinblei-
ben wollen.

Wer wiinscht das Wort? — Herr Voet van Vormi-
zeele, Sie haben es.

Kai Voet van Vormizeele CDU: Frau Prasidentin!
Ich verspreche auch, dass ich fir meinen Redebei-
trag drinbleibe.

Ich fand es ganz schdn, dass wir gerade eben lei-
denschaftlich eine Debatte um Begriffe wie Ge-
rechtigkeit gefiihrt haben. Gerechtigkeit ist auch
durchaus ein Wort, das fir die Debatte gilt, die wir
jetzt fiihren werden, denn wir reden dariber, dass
sich eine sehr kleine Gruppe dieser Stadt seit Giber
einem Jahr das Recht herausnimmt, fur sich etwas
einzufordern, was durch kein Gesetz, keine Ver-
ordnung oder gar durch einen Erlass dieser Stadt
in irgendeiner Art und Weise gedeckt ist. Sie nimmt
sich Rechte heraus, die andere Burger und Grup-
pen dieser Stadt nicht haben.

(Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg
Ubernimmt den Vorsitz.)

Auch das hat etwas mit Gerechtigkeit zu tun, auch
das hat etwas damit zu tun, ob der Staat noch den
Mut, die Kraft und die Entschlossenheit hat, eigene
Regeln, die von ihm selbst geschaffen worden
sind, durchzusetzen, denn darum geht es auch bei
Gesetzen und Verordnungen, dass man namlich
auch daruber redet, ob es fur alle Menschen ge-
recht ist und ob alle Menschen hier dasselbe Recht
haben. Wer morgen auf die Idee kommt, wegen ei-
nes vielleicht berechtigten Protestanliegens seines
Kleingartenvereins fur ein Jahr ein Camp auf dem
Rathausplatz aufschlagen zu wollen, der wird sehr
schnell erleben, dass das nicht klappen wird, und
da merkt man, dass es mit der Gerechtigkeit in die-
ser Stadt doch nicht so weit her ist.

(Beifall bei der CDU)

Ich will das noch einmal ganz deutlich sagen, weil
wir hierzu schon vor einigen Monaten eine Debatte
gefihrt haben. Es geht nicht darum, in irgendeiner
Art und Weise die Anliegen — welche auch immer
das sein mogen — des Occupy-Camps zu bewer-
ten, es geht darum, dass wir in unserer Gesell-
schaft Regeln haben. Diese Regeln gelten auch flr
Versammlungen, sie gelten fir Demonstrationen
und dergleichen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das ist ein gu-
tes Beispiel!)

Man darf demonstrieren, man darf durchaus auch
eine gewisse Zeit ein Camp bilden, nur ist irgend-
wann der Punkt erreicht, an dem wir darliber reden
mussen, ob das Recht auf Demonstration sich
nicht streitet mit dem Anspruch der restlichen Bir-
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ger, diesen Platz zu nutzen. Und da ist das, was
wir seit Uber einem Jahr in Hamburg-Mitte erleben,
wirklich eine Farce.

(Beifall bei der CDU — Dirk Kienscherf SPD:
Alle Hamburger wollen immer genau auf die-
sen Platz!)

Dort sind wenige Menschen dabei, zulasten der
Allgemeinheit so zu tun, als gabe es noch inhaltli-
che Debatten. Schauen Sie sich einmal die Home-
page dieser Gruppe an, da ist sehr schén zu be-
merken, dass es kein Thema in der politischen
Welt gibt, wozu Occupy Hamburg sich nicht au-
Rert.

Die meisten Stadte deutschlandweit, europaweit,
weltweit haben diese Art von Camp langst been-
det. Hamburg hat dazu nicht die Kraft. Dieser Se-
nat ist nicht entschlossen und gewillt genug, sol-
che Fehinutzungen zu beenden.

(Beifall bei der CDU)

Es mag vielleicht einigen nicht gefallen, aber wer
so etwas nicht schafft, der duldet in dieser Stadt
rechtsfreie Raume. Und da sind wir wieder beim
Thema Gerechtigkeit,

(Beifall bei der CDU)

denn Gerechtigkeit heift auch, dass es nirgendwo
rechtsfreie Raume in einer Stadt gibt. Deshalb
muss der Senat endlich den Mut aufbringen, ein-
mal zu handeln. Er muss den Mut aufbringen, das
Bezirksamt Hamburg-Mitte anzuweisen, dieser
Nutzung endlich ein Ende zu setzen. Vielleicht
muss er auch den Mut aufbringen, den eigenen
Hafenstrallenkomplex zu Uberwinden statt Angst
davor zu haben, was dort entstehen konnte. Er
muss den Mut haben zu sagen: Wir wollen dafur
Sorge tragen, dass in Hamburg weiterhin Recht
und Gesetz gelten, auch fir die Bewohner dieses
Camps.

(Beifall bei der CDU)

Ich will noch ein Wort zum Antrag der FDP-Kolle-
gen sagen. Aus zweierlei Griinden finden wir den
Antrag wenig Uberzeugend.

Erstens tragen Sie — liebe Kollegen der FDP, ich
kann lhnen diesen Vorwurf nicht ganz ersparen —
fur dieses waghalsige Unternehmen, das der Be-
zirk Hamburg-Mitte seit Monaten praktiziert, eine
Mitverantwortung, denn der Bezirksamtsleiter, der
dort agiert, ist ein Bezirksamtsleiter, der sich auf ei-
ne rot-gelbe Mehrheit stitzt. Also tun Sie bitte nicht
so, als ob Sie damit nichts zu tun hatten. Das ist
auch mit lhre Entscheidung gewesen; Sie hatten
dieses unwirdige Schauspiel schon vor Wochen
und Monaten beenden kénnen.

(Beifall bei der CDU)

Zweitens soll nach der Formulierung, die Sie in |h-
rem Antrag gewahlt haben, der Senat gebeten

werden, vielleicht irgendwo anders eine Lésung zu
finden. Diese Art der wirklich nicht mehr rechtmagi-
gen Nutzung muss beendet werden, da gibt es
kein links und kein rechts. Das ist eine klare, deutli-
che Aussage, und zu der kénnen Sie sich nicht
durchringen. Deshalb werden wir als Christdemo-
kraten Ihren Antrag ablehnen.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Voet van Vormizeele. — Herr Fock hat
das Wort.

Jan-Hinrich Fock SPD: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Herr Voet van Vormizeele,
groRes Theater, genau wie vor einem halben Jahr,
am 26. September letzten Jahres. Ich kann die
Kollegen verstehen, die jetzt nicht mehr im Haus
sind; das ist absolut nichts Neues, was Sie vorbrin-
gen.

(Dirk Kienscherf SPD: Richtig!)

Ich kdnnte jetzt natlrlich meine Rede vom 26. Sep-
tember rekurrieren

(Kersten Artus DIE LINKE: Das wirde kein
Mensch merken!)

und sagen, dass alles gesagt ist und wir lhren An-
trag ablehnen. Aber ich will nhoch einmal versu-
chen, die Konsequenzen lhres Antrags genau zu
untersuchen, und zwar unter einem Worst-Case-
Szenario. Worst Case ist, wenn wir diesem Antrag
zustimmen.

(Wolfhard Ploog CDU: Wieso das denn?)
— Das kann ich Ihnen genau sagen.

Néachste Woche haben wir den Evangelischen Kir-
chentag zu Gast. Es werden Hunderttausende
Menschen in dieser Stadt sein. Sie werden disku-
tieren Uber politische, gesellschaftspolitische, reli-
gidse Themen, friedlich und tolerant, weltoffen. Die
Stadt zeigt sich von ihrem besten Gesicht, und
wenn dann das Wetter noch gut ist, gehen Bilder
um die Welt, auf die wir alle stolz sein kénnen.
Aber was passiert dann? Vielleicht drei Wochen
spater kommt die Stadt mit dem hasslichen Ge-
sicht, es soll geraumt werden auf dem Gertruden-
kirchhof.

(Zurufe von der CDU)

Sie glauben doch wohl nicht im Ernst, dass das al-
les friedlich zugeht. Wir sehen doch jetzt schon,
was in der Schanze passiert ist. Wir werden die
Schwarzvermummten sehen, wir werden die Aus-
einandersetzungen mit der Polizei haben, es wer-
den Wasserwerfer auffahren und Raumfahrzeuge,
und die Polizisten werden wieder ihre Haut zu
Markte tragen fur Fehler der Politik, ich sage das
ganz deutlich: Ihrer Politik.
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(Wolfhard Ploog CDU: Ja, weil Sie nicht zu-
stimmen!)

Das ist im Ubrigen auch véllig unnétig,

(Wolfhard Ploog CDU: Jammerlich, was Sie
erzahlen!)

denn worum geht es eigentlich?

(Robert Blasing FDP: Fragen Sie mal die
Anwohner!)

Vor einem halben Jahr haben Sie unterstellt, der
Gerhart-Hauptmann-Platz wiirde nicht geraumt
werden von Occupy; er ist gerdumt worden. Die
Gesprache des Bezirksamts mit den Occupy-Leu-
ten sind, wie ich hoére, sehr konstruktiv. Sie sind
zuverlassig und die Beschwerdelage ist — dies an
die FDP gerichtet — recht dinn. Es geht um ruhe-
storenden Larm,

(Finn-Ole Ritter FDP: Wollen Sie jetzt ge-
wichten?)

um den Rauch irgendwelcher Feuer und um Ge-
rimpel, Fahrrader und dergleichen. Und jedes Mal,
wenn der Beauftragte des Bezirksamts mit den Oc-
cupy-Leuten vor Ort im Gesprach war, ist alles
weggeraumt worden.

Im Ubrigen ist der Gertrudenkirchhof um minde-
stens die Halfte geschrumpft. An den Stirnseiten ist
Platz flir Aufiengastronomie, und auch die ge-
schwungenen Banke sind fir ganz normale Men-
schen nutzbar; ich habe es mir selber angesehen.
Dort halten sich junge Menschen auf und freuen
sich, dass das Wetter so schon ist.

Jetzt zur rechtlichen Lage. Sie behaupten in lhrem
Antrag, die Nutzung sei illegal. Tatsachlich ist in
den vielen Antworten auf lhre Schriftlichen Kleinen
Anfragen vom Bezirksamt immer wieder gesagt
worden, dass die geduldete Sondernutzung gilt.
Sie wollen eine Rdumung ohne rechtliche Grundla-
ge. Das halte ich fiir sehr bedenklich.

(Beifall bei der SPD)

Der Senat soll unter diesen Voraussetzungen also
per Einzelanweisung oder besser noch per Evoka-
tion dem Bezirk die Angelegenheit wegnehmen
und sie an sich ziehen.

(Zurufe von der CDU)

Tatsachlich ist das Bezirksamt in einem konstrukti-
ven Dialog, und, noch viel wichtiger, das Be-
zirksamt Hamburg-Mitte und die Bezirksversamm-
lung haben Erfahrung im Umgang mit solchen Din-
gen. Ich erinnere daran, dass wir vor ungefahr
zehn, 15 Jahren im Karolinenviertel in der Vor-
werkstrafie die Bambule hatten, und Bambule war
schon ein bisschen Hardcore, das ist mit Occupy
nicht zu vergleichen. Was haben wir gemacht? Wir
hatten damals eine GroRRe Koalition, und die bei-
den Fraktionsvorsitzenden sitzen heute noch in der

Blrgerschaft, das waren Herr Hamann und ich. Wir
haben ganz cool und entgegen vieler Ratschlage

(Dirk Kienscherf SPD: Das waren noch Zei-
ten!)

— Herr Hamann, damals waren Sie noch cool —
nicht geraumt, sondern das, wenn man so will,
auslaufen lassen. Wenn ich jetzt durch die Stadt
fahre und verblassende "Bambule bleibt!"-Graffiti
sehe, denke ich immer, dass es richtig gewesen
ist, was wir gemacht haben. Und auf diesem Weg
sind die Kollegen im Bezirksamt Hamburg-Mitte.

Ich kann also nur zusammenfassend darum bitten:
Lassen Sie diese Antrdge oder ahnliche Provoka-
tionen und Uben Sie zur Abwechslung einmal ganz
entspannt GroRstadtpolitik.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und ver-
einzelt bei den GRUNEN)

Wir werden |hnen dabei helfen und lhren Antrag
ablehnen.

(Zuruf von Karl-Heinz Warnholz CDU)

— Herr Warnholz, ich méchte das gerne zu Ende
fUhren.

(Zurufe aus dem Plenum)

— Ja, als Geburtstagskind. Entschuldigung, ich ha-
be nicht mehr daran gedacht.

(Karl-Heinz Warnholz CDU: Ich lade Sie so-
wieso nicht ein!)

Jetzt komme ich zum Thema FDP. Die FDP geht
nicht so drastisch vor. Sie benutzt das bdse R-
Wort nicht, also rdumen, will diese Angelegenheit
aber trotzdem dem Bezirk wegnehmen, und das
halte ich fir falsch. Der Senat muss nicht evozie-
ren. Ich vertraue darauf, dass die rot-gelbe Frakti-
on sehr sensibel mit dieser Angelegenheit umgeht,
und darum werden wir auch diesen Antrag ableh-
nen. — Vielen Dank fir lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Fock. — Das Wort hat Frau Mdller.

Antje Moéller GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Herr Fock, diese Bambule-Ge-
schichte kénnen wir gern noch einmal gemeinsam
aufarbeiten. Im Endeffekt wurde der Platz gerdumt,
das erinnern Sie vielleicht noch.

(Dr. Martin Schafer SPD: Das war aber ein
bisschen spater!)

Das mit dem Auslaufen-Lassen ist Ihnen dann
doch nicht gelungen.

Obwohl lhre Rede durchaus auch in unserem Sin-
ne war, sind Sie mit lhrem Einstieg der CDU genau
in die Falle gelaufen, weil nicht die Sorge vor Ran-
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dale und Auseinandersetzungen in dieser Stadt
der Grund sein sollten, dass man sich nicht weiter
um das Occupy-Camp kimmert,

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE)

sondern es muss darum gehen, warum Uberhaupt
geraumt werden soll. Gibt es einen Grund daftir?
Den gibt es nicht. Sie haben es dargestellt, wir se-
hen das genauso. Herr van Vormizeele, es ist tat-
sachlich so, dass sich aus diesem Camp heraus zu
vielen Themen geaulert wird und zu vielen The-
men auch Politik gemacht wird. Bei lhrer letzten
Rede im September haben Sie sich noch sehr aus-
fuhrlich auf den Hauptbahnhof bezogen. Tatsach-
lich wird durch das Occupy-Camp zum Beispiel im-
mer wieder einmal eine Mahnwache gegen die in-
zwischen erfolgte Privatisierung der &ffentlichen
Flachen auflerhalb des Hauptbahnhofs aufgestellt.
Das passt durchaus in das Themenspektrum, das
Occupy zu Anfang international besetzt hat, und
von daher bleibt es eine politische Demonstration.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Nun zu dem groRen Wort "Gerechtigkeit". Bei
Lohngerechtigkeit finde ich es angebracht, Steuer-
gerechtigkeit ist, ohne dass ich Namen nennen
will, hier und heute auch ein interessantes Thema,
und auch Uber Mietengerechtigkeit kann man re-
den. Aber an dieser Stelle sagt eine Gruppe, wir
wollen im 6ffentlichen Raum sichtbar sein, wir sind
offen fir jeden, der dazukommen und sich beteili-
gen will. Der Schrebergartenverein kénnte sich
zum Beispiel mit seinem speziellen Fokus auf das
Thema Umwidmung von Flachen in die Diskussion
mit einbringen, wie es im Ubrigen bei "Recht auf
Stadt" auch erfolgt ist. Er wirde keinen Platz be-
kommen, sondern die Diskussionsbreite, flr die
Occupy als Idee steht, nur erweitern. Das ist doch
gut und richtig. Dann hatten wir noch mehr Leute
auf dem Platz und dann kdnnte es irgendwann eng
werden. Aber hier nimmt doch nicht die eine Grup-
pe einer anderen Gruppe, die sich im 6ffentlichen
Raum deutlich sichtbar zeigen will, den Raum weg.
Das ist einfach der falsche Ansatz.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Im Ubrigen kann man auf dem Rathausmarkt auch
einiges tun, zum Beispiel bei "umFAIRteilen" ein
grolReres Essen organisieren. Es ist richtig, dass
man kein Marathonessen daraus machen darf,
aber es ist auch nicht so, dass solche Dinge schei-
tern missen aufgrund der Aufenthaltsdauer. Das
Durchhaltevermégen muss man erst einmal ent-
wickeln, das es in diesem Camp gibt, und diesem
Durchhaltevermdgen kann man durchaus auch Re-
spekt zeugen.

Was die FDP will, habe ich Uberhaupt nicht ver-
standen. Ich will diesen Satz einfach noch einmal
vorlesen. Es soll

"[...] zeitnah eine geeignete Losung fir die
Konfliktlagen hinsichtlich der Nutzung 6ffent-
lichen Raumes durch Camps [...]"

herbeigefiihrt werden.

(Heiterkeit bei Christiane Schneider DIE LIN-
KE — Robert Bléasing FDP: Ich verstehe dies
intellektuell nicht!)

Eine geeignete Losung flir Konfliktlagen hinsicht-
lich der Nutzung 6ffentlichen Raums durch Camps
und andere Aktionen. Was genau wollen Sie, ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen? Wollen Sie rau-
men, wollen Sie das Camp da lassen? Das ist die
entscheidende Frage. Um es zusammengefasst zu
sagen: Wir sehen keine rechtliche Notwendigkeit
und wir sehen keine politische Notwendigkeit zur
Raumung dieses Camps. Dieses Camp kann un-
sere Unterstiitzung durchaus brauchen. Die Ver-
stéandigung, die mit dem Bezirk erfolgt und viel-
leicht auch immer wieder neu diskutiert werden
muss, die aber in dieser geduldeten Sondernut-
zung endet, finden wir gut und richtig.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Mdller. — Das Wort hat Herr Jarchow.

Carl-Edgar Jarchow FDP:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Ich freue mich, Ihnen erklaren
zu kénnen, Frau Moller, was die FDP gerne hatte.
Lassen Sie mich aber aufgrund des auf eher kurz-
fristige Offentlichkeitswirksamkeit zielenden An-
trags der CDU am Anfang ein paar allgemeinere
Anmerkungen machen.

Dass es im Rahmen der Aktion unter dem Motto
Occupy Hamburg zu vielfachen Ordnungswidrig-
keiten kam und kommt, ist bekannt.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das ist wie
beim FuRball!)

— Wie beim FulRball, aber da geht man meistens
dagegen vor, wenn so etwas passiert.

Dazu gibt es einschlagige Regelungen von Ord-
nungswidrigkeitstatbestdnden in den entsprechen-
den Gesetzeswerken. Bekanntermalen gilt aber
bei ordnungswidrigen Lagen grundsatzlich das Op-
portunitatsprinzip, darauf legen wir Wert. Es steht
im pflichtgemafRen Ermessen der zustandigen Be-
hérde, ob und inwieweit gegen ordnungswidrige
Zustande eingeschritten wird. Wenn die zustandige
Behdrde, in dem Fall das Bezirksamt Hamburg-
Mitte, gegen Ordnungswidrigkeiten nicht einschrei-
tet, werden also nicht automatisch irgendwelche
Sonderrechte etabliert, sondern erst einmal die
Handlungsspielrdume des geltenden Rechts ge-
nutzt. Eine solche Anwendung des Opportunitats-
prinzips angesichts rechtswidriger Zustinde ge-
schieht durch die zustandigen Behoérden jeden Tag
hunderte und tausende Male in Hamburg, und wir
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finden auch richtig, dass das so ist. Wahrscheinlich
werden die zustandigen Behdrden auch im kom-
menden Wahlkampf wieder die eine oder andere
Ordnungswidrigkeit dulden, ob es sich nun um Par-
teien handelt, deren Werbetrager oder was auch
immer. Weitere MaRnahmen sind durch die Behor-
de entsprechend der Rechtslage nach Opportuni-
tat und in pflichtgemaRem Ermessen zu treffen.

Hier gibt es allerdings aus unserer Sicht seit dem
Umzug des Camps Ende des letzten Jahres eine
veranderte Lage festzustellen. Wahrend der Zeit
des Camps auf dem Gerhart-Hauptmann-Platz gab
es keine wesentliche Beschwerdelage und teilwei-
se sogar eine aktive Toleranz gegeniiber den Akti-
vitaten in einer Zeit, in der es weltweit zu solchen
Aktionen der Occupy-Bewegung kam. Seit dem
Umzug auf den Gertrudenkirchhof gibt es aber
nunmehr eine erhebliche Beschwerdelage, und
zwar in zunehmender Weise.

(Dr. Loretana de Libero [SPD]: Das ist tiber-
trieben!)Prof. Dr. Loretana de Libero SPD:

Da hier legitime Interessen der Anwohner und po-
tenzieller Nutzer des Areals beeintrachtigt werden,
wird das Ermessen der zustandigen Behdrde zu-
nehmend eingeengt. Daher gerat der Bezirk Ham-
burg-Mitte aus unserer Sicht auch zunehmend in
die Pflicht des Handelns; das sage ich ausdrtick-
lich als jemand, dessen Partei dort in einer Koaliti-
on beteiligt ist.

(Beifall bei der FDP)

Verstarkend wirkt dabei die von uns seit Langerem
beobachtete Entwicklung des Camps. Die politi-
sche Agitation wird zunehmend allgemeiner und
entfernt sich von Anfang und Ziel der Bewegung.
Uberhaupt nimmt die wahrnehmbare politische
Komponente immer mehr ab, die Wohnnutzung
des Areals wird hingegen immer dominierender.
Eine solche Nutzung 6ffentlichen Raums auf Dauer
ist aus guten Grunden rechtlich nicht vorgesehen,
und ich glaube auch nicht, dass uns eine Sonder-
nutzung auf allen Platzen der Innenstadt auf Dauer
weiterhilft. Ubermotivierter R&umungsaktivismus
unter Zeitdruck scheint uns dabei allerdings nicht
angebracht. Der dieser Debatte zugrunde liegende
Antrag lasst in Tenor und Ansatz denn auch erheb-
liche Zweifel daran aufkommen, dass es den An-
tragstellern wirklich um eine sachgerechte Lésung
geht.

(Beifall bei Antje Moller GRUNE — Dirk Kien-
scherf SPD: Das stimmt!)

Wir haben daher den vorliegenden Ersetzungsan-
trag gestellt, weil wir hoffen und erwarten, dass
das Bezirksamt Hamburg-Mitte seiner Handlungs-
pflicht zeitnah nachkommen wird. Dabei ist auf ei-
ne dauerhafte Losung abzuzielen, die den legiti-
men Anliegen aller Beteiligten und Betroffenen
Rechnung tragt.

Wir haben, Herr Fock, in keiner Weise gefordert,
dass der Senat evoziert, um das einmal ganz deut-
lich zu sagen. Ich weif3 nicht, woher Sie das ha-
ben. Naturlich kann man nicht einfach davon aus-
gehen, dass der zustandige Bezirk eine umfassen-
de Lésung allein im Rahmen seiner formalen Zu-
standigkeit fir das Wegerecht erwirken kann. Da-
her wollen wir mit unserem Antrag bewusst auch
den Senat in die Pflicht nehmen, im Rahmen der
gesamten Stadt eine Lésung zu finden, die nicht
nur fur diesen Einzelfall gilt, sondern uns auch bei
mdglichen weiteren dhnlichen Fallen hilft.

(Beifall bei der FDP)

Dies ist der Grund fiir unseren allgemein gehalte-
nen Ersetzungsantrag, fur den wir Sie um lhre Zu-
stimmung bitten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Jarchow. — Das Wort hat Frau Ozde-
mir.

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Die CDU hat
im letzten Jahr einen dhnlichen Antrag eingereicht,
in dem es darum ging, dass Occupy den Platz fiir
den anstehenden Weihnachtsmarkt raumen sollte.
Die Bezirksamtsleitung hat damals richtig gehan-
delt. Sie hat das getan, was der CDU anscheinend
nicht eingefallen ist, namlich mit den Menschen
dort zu kommunizieren, sich das einmal anzu-
schauen, sich zu informieren und Kompromisse
einzugehen. Sie haben in lhrem Antrag gesagt,
dass die Camps an einigen Orten beendet wurden.
Das stimmt, aber warum sollte sich dieses Camp in
Hamburg auflésen, warum sollte es seinen Protest
hier beenden? Im Endeffekt ist das Problem mit
den Banken und der Finanzkrise nicht gelést. Und
vor dem Hintergrund, dass wir in Hamburg eine
HSH Nordbank haben, mit der wir wirklich grol3e
Probleme haben, wo wir gar nicht wissen, wie hoch
die Schulden in den nachsten Jahren sein werden
oder wie die Bank ...

(Robert Blasing FDP: Was hat das denn da-
mit zu tun?)

— Das hat eine symbolische Bedeutung, aber das
kénnen Sie anscheinend nicht nachvollziehen.

(Beifall bei der LINKEN — Roland Heintze
CDU: Das ist absurd!)

— Das ist Uberhaupt nicht absurd. Es geht darum,
wie sich dieses Camp gegrindet hat.

(Robert Blasing FDP: Sie sollten mal in den
HA schauen!)

Informieren Sie sich doch einmal. Warum hat sich
das Camp gegriindet? Ausléser war die Bankenkri-
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se, weil die Banken gepokert haben und die Men-
schen die ganze Last tragen mussten.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie sprechen von Gerechtigkeit. In diesem Fall
weil} ich, ehrlich gesagt, nicht, was fur Sie Gerech-
tigkeit ist und wie Sie diesen Begriff definieren.
Das, was die Menschen auf diesem Camp fordern,
ist wirkliche Gerechtigkeit.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie sprechen immer von Recht und Ordnung. Dass
Menschen auf die Strale gehen, dass sie prote-
stieren, das gehdrt dazu. Sie dirfen auf die Stralle
gehen und ihren Unmut auch einmal auf der Stra-
Re darstellen.

(Robert Blasing FDP: Wo denn?)

Das Versammlungsrecht ist ein Grundrecht, und in
diesem Fall hat sich die Bezirksamtsleitung mit den
Campbewohnerinnen und Campbewohnern geei-
nigt. Von daher sehe ich da kein Problem.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD - Dirk Kienscherf SPD: Richtig!)

Das Motto der CDU ist dieses Jahr wieder einmal,
die Hauruck-Methode anzuwenden ohne Kommu-
nikation und dies nur, weil die Menschen nicht so
denken wie Sie und nicht so handeln, wie Sie es
gern hatten, ohne sie zu fragen, wer sie eigentlich
sind und was sie eigentlich wollen. Sie schauen
einfach auf die Website und sagen abfallig, diese
Menschen sprechen Uber jedes politische Thema.
Das ist doch richtig, es ist doch wichtig in einer Ge-
sellschaft, dass die Menschen sich mit dem Sys-
tem auseinandersetzen, dass sie miteinander dis-
kutieren und auch andere Lésungen vorschlagen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ein anderes Argument war, dass die Gewerbetrei-
benden sich beschwert hatten. Das habe ich auch
in der "Bild"-Zeitung gelesen, und deshalb weif} ich
nicht, ob die CDU wirklich vor Ort war und sich mit
den Gewerbetreibenden auseinandergesetzt oder
einfach nur die "Bild"-Zeitung zitiert hat.

(Finn-Ole Ritter FDP: Ich hab's in der "taz"
gelesen!)

Ein Teil der Gewerbetreibenden unterstiitzt sie und
hat Mobel gespendet, andere sind gegen ihre An-
wesenheit. Natlrlich kann es sein, dass sich einige
beschwert haben, aber das haben wir in Hamburg
doch auch bei anderen Themen, wie zum Beispiel
bei Flichtlingsunterklinften oder Unterkunften fur
obdachlose Menschen. Es gibt standig Proteste,
das ist eigentlich ganz normal in einer Stadt, in der
1,8 Millionen Menschen leben. Hier gibt es ver-
schiedene Szenen, es gibt jede Woche Solidari-
tatsaktionen, es gibt kreative Protestaktionen, wo
die Menschen ihren Unmut zum Ausdruck bringen.
Das ist Hamburg, das sind die Straflen und Stadt-

teile, mit denen die CDU vielleicht nichts anfangen
kann, wie die Sternschanze. Das ist diese Stadt,
das gehort dazu, auch wenn das nicht in |hr Stadt-
bild passt. Damit miissen Sie leben.

(Beifall bei der LINKEN und bei Christiane
Bldmeke und Antje Mdller, beide GRUNE)

Nun zum Gertrudenkirchhof. Es kann sein, dass es
dort Beschwerden gab. Als das Camp auf dem
Gerhart-Hauptmann-Platz war — das wurde heute
noch einmal deutlich hervorgehoben —, hat es viel
Solidaritat und keine Beschwerden gegeben. Von
daher ware es doch die beste Losung, wenn die-
ses Camp wieder auf den Gerhart-Hauptmann-
Platz z6ge vor die HSH Nordbank, wo es auch hin-
gehdrt, ndmlich symbolisch vor diese Bank.

(Beifall bei der LINKEN)
Das muss die CDU aushalten.

Da wir lhren Antrag ziemlichen Quatsch finden und
es ganz danach ausschaut, dass Sie wieder nur ei-
ne Populismus-Aktion starten wollen, lehnen wir
ihn ab. Den FDP-Antrag wollen wir auch ablehnen,
weil wir nicht verstanden haben, was die FDP ei-
gentlich mit diesem Antrag bewirken méchte.

(Beifall bei der LINKEN — Finn-Ole Ritter
FDP: Dann haben Sie nicht zugehdrt!)

— Lesen Sie sich lhren Antrag einmal durch, Sie
verstehen ihn selber nicht.

(Robert Blasing FDP: Das haben Sie intel-
lektuell nicht verstanden!)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Ozdemir. — Das Wort hat Herr Voet van
Vormizeele.

Kai Voet van Vormizeele CDU: Herr Prasident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Von den
Kollegen der LINKEN des Populismus bezichtigt zu
werden, empfinde ich als grof3es Lob, denn kaum
jemand versteht so viel von Populismus wie die
Kollegen der LINKEN. Vielen Dank also fur das
Lob, Frau Ozdemir.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Ich méchte einiges nicht so stehen lassen, was
Herr Fock gesagt hat. Wenn das die Politik der
SPD in dieser Stadt ist, dann haben wir sehr, sehr
grundlegende Unterschiede.

(Dirk Kienscherf SPD: Gott sei Dank!)
— Ja, Herr Kienscherf, Gott sei Dank.

Zunachst einmal zu lhrem Hinweis, so etwas wie
die Ausschreitungen in Frankfurt, als gegen die
Raumung protestiert und massive Gewalt ange-
wendet wurde, wolle man in Hamburg nicht. Ich sa-
ge flr meine Fraktion ganz deutlich, dass ich den
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Polizeibeamten, die im Einsatz gegen diese Ge-
walttater wieder einmal ihren Kopf hingehalten ha-
ben, ausgesprochen dankbar dafilir bin, dass sie
das getan haben, und zwar fiir diese Gesellschaft.

(Beifall bei der CDU)

Ich moéchte nicht erleben, dass wir in diesem
Rechtsstaat etwas nicht mehr tun, weil wir Angst
haben, dass irgendjemand gewalttdtig dagegen
demonstriert. Dann waren wir so weit, wie wir es
vor 60 Jahren schon einmal gewesen sind.

(Beifall bei der CDU)

Ich finde es bemerkenswert, Herr Fock, wenn Sie
davon sprechen, dass die Polizeibeamten bei einer
Raumung die Fehler der Politik ausbaden muss-
ten. Wenn wir hier einen Fehler der Politik haben,
dann datiert er vom 26. September, als Sie die
Raumung dieses Platzes abgelehnt haben. Das
war ein Fehler der Politik, und wenn Sie meinen,
dass es nun mit jedem Tag schwerer wird, mégen
Sie recht haben.

Wir haben eine sehr unterschiedliche Auffassung
von dem, was GroRstadtpolitik ist. Ubrigens haben
Sie die offensichtlich auch in Ihrer eigenen Partei,
denn die aktive Grofstadtpolitik der sozialdemo-
kratischen Stadtregierung von Frankfurt war, be-
reits vor einem Jahr Occupy zu raumen. Die Frank-
furter sind da wohl ein bisschen spiefig. Ich be-
kenne mich aber dazu, dass ich das, was Sie fur
spieig halten, flr wichtig halte, namlich Rechts-
staatlichkeit und die gemeinsame Vereinbarung,
dass wir uns in dieser Stadt an Regeln halten. Eine
dieser Regeln ist das Versammlungsrecht. Frau
Ozdemir, das Versammlungsrecht ermdglicht De-
monstrationen und vieles dergleichen, aber man
war sich auch im Bezirksamt Hamburg-Mitte dar-
Uber einig, dass dieses Camp schon lange nicht
mehr unter das Versammlungsrecht fallt. Der Hin-
weis von Herrn Fock, wir hatten dort eine gedulde-
te Sondernutzung, ist Ubrigens das Gegenteil. Eine
geduldete Sondernutzung fallt nicht mehr unter
das Versammlungsrecht. Ich finde diesen Hinweis
deswegen sehr interessant.

Jeder von uns, die wir als politisch tatige Men-
schen gelegentlich mit wegerechtlichen Sondernut-
zungen zu tun haben, ich nenne nur den beriihm-
ten Info-Stand, weil}, was passiert, wenn man mit
diesem die Breite um einen halben Meter uber-
schreitet.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Und das
finden Sie gut, oder was?)

Da steht dann sehr schnell das Bezirksamt da und
erzahlt uns, was geht und was nicht. Das ist auch
richtig und in Ordnung so, dass aber gleichzeitig
andere Menschen machen dlrfen, was sie wollen,
geht eben nicht.

Frau Modller, es geht in dem Beispiel, das ich be-
wusst gebraucht habe, nicht darum, dass sich der

Kleingartenverein Occupy anschlielen mdochte.
Der Kleingartenverein hat nach lhrer Logik das vol-
le Recht zu sagen, er hatte gerne den Rathaus-
markt.

(Dirk Kienscherf SPD: Das war doch gar
nicht auf dem Rathausmarkt!)

— Herr Kienschert, das ist genau der Punkt, das
begreifen Sie offensichtlich nicht. Bei der Begriin-
dung, die Ihr Kollege hier gebraucht hat, wirde ich
gerne wissen, wie Sie das dem Kleingartenverein
untersagen wollen. Der hat dasselbe Recht, der
kann sagen, das gilt doch fir mich auch. Ich habe
ein Anliegen und dieses Anliegen ist fir mich wich-
tig, also mache ich jetzt ein Jahr lang ein Camp auf
dem Rathausmarkt gegen was auch immer.

(Beifall bei Dr. Till Steffen GRUNE)

Das kénnen Sie alles machen, aber wenn Sie das
wollen, dann haben wir in der Tat eine sehr unter-
schiedliche Auffassung. Wir hatten in dieser Stadt
bisher gute Regeln, wie wir unser Gemeinwesen
organisieren. Dazu gehort eben auch, dass, wenn
bestimmte Genehmigungstatbestande nicht mdg-
lich sind, man die Genehmigung irgendwann been-
det. Den Mut muss man haben. Dieser Senat hat
ihn nicht und das finde ich schade.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Voet van Vormizeele. — Das Wort hat
Herr Fock.

Jan-Hinrich Fock SPD: Herr Voet van Vormizee-
le, Sie kennen den Begriff der VerhaltnismaRigkeit,
nicht wahr? Wir haben es mit einem kleinen Camp
zu tun, einer Micke, daraus muss man keinen Ele-
fanten machen

(Beifall bei der SPD)

und exemplarisch den grof’en Rechtstaat und die
Polizei ins Spiel bringen. Es geht darum, in dieser
groRen Stadt ein kleines Camp auf einem ver-
steckten kleinen Platz hinten am Gertrudenkirchhof
zu ertragen; mehr ist es nicht. Es passieren dort
keine Verbrechen oder sonstige Dinge, es passiert
im Grunde genommen gar nichts. Ich hoffe, dass
es auch weiterhin so friedlich bleibt. — Danke
schon.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Meine
Damen und Herren! Mir liegen nun keine weiteren
Wortmeldungen vor. Damit kommen wir zur Ab-
stimmung.

Zunachst zum Antrag der FDP-Fraktion aus der
Drucksache 20/7739.
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Wer mochte diesem folgen? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist mehrheitlich abgelehnt wor-
den.

Nun zum CDU-Antrag aus der Drucksache
20/7589.

Wer mochte diesem seine Zustimmung geben?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist eben-
falls mehrheitlich abgelehnt worden.

Ich rufe dann auf Tagesordnungspunkt 33, Druck-
sache 20/7590, Antrag der GRUNEN Fraktion: Er-
leichterung und Vereinfachung von Familienbesu-
chen fir Migrantinnen und Migranten.

[Antrag der GRUNEN Fraktion:

Erleichterung und Vereinfachung von Familien-
besuchen fiir Migrantinnen und Migranten

— Drs 20/7590 -]

Diese Drucksache méchte die GRUNE Fraktion an
den Innenausschuss tberweisen.

Wer winscht das Wort? — Frau Demirel hat das
Wort, bitte schon.

Phyliss Demirel GRUNE: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Es vergeht keine Woche, ohne
dass mich enttduschte und zum Teil witende
Hamburgerinnen und Hamburger anrufen oder an-
sprechen und sich darliiber beschweren, dass ihre
Familienangehdrigen kein Besuchervisum bekom-
men haben. Bei einigen liegt das Problem in feh-
lenden Unterlagen, was aber oft nicht richtig kom-
muniziert wird. Es gibt aber auch Falle, in denen
das Visum nicht erteilt wird, obwohl alle Vorausset-
zungen erflllt sind. Ein Antrag auf ein Besuchervi-
sum ist eine Hirde. Die Angehdrigen mussen in
die Grofistadte reisen, wo die konsularischen Ver-
tretungen ihren Sitz haben. Oft missen sie mehre-
re Tage bleiben, um alles zu regeln. Das wirkt ab-
schreckend, und trotz all der Mihe gibt es keine
Garantie dafir, ein Visum fir Deutschland zu be-
kommen. Bei einer Ablehnung sind die konsulari-
schen Vertretungen nicht verpflichtet, inhaltliche
Grinde vorzulegen. Oft dauert das Genehmi-
gungsverfahren so lange, dass der Anlass langst
schon vorbei, wenn das Visum erteilt wird. Ich fra-
ge Sie, meine Damen und Herren: Muss es sein,
dass eine 75-jahrige Frau, die ihren Sohn in Ham-
burg besuchen mdchte, mehrmals beim Deutschen
Konsulat in Istanbul vorsprechen muss und letzt-
endlich eine Ablehnung bekommt, obwohl alle Vor-
aussetzungen erfiillt sind? Koénnen Sie es nach-
vollziehen, wie sich diese Menschen fliihlen? Viele
Menschen mit Migrationshintergrund leben seit
30, 40 Jahren in Deutschland, zahlen Steuern und
wollen ein Teil dieser Gesellschaft mit allen Rech-
ten und Pflichten sein. Es ist aber nicht so einfach
in diesem Land. Sie kdnnen zwar die deutsche

Staatsbirgerschaft erwerben und dadurch zum
EU-Birger oder zur EU-Burgerin werden, aber sie
werden trotzdem nicht wie solche behandelt. Damit
es etwas verstandlicher wird, gebe ich Ihnen ein
Beispiel. Ich bin EU-Blrgerin. Meine Mutter lebt in
der Tlrkei und wenn sie mich besuchen will, muss
sie ein Visum beantragen. Dafiir muss sie person-
lich im Deutschen Konsulat in Istanbul erscheinen.
Sie bendtigt Unterlagen, die das Konsulat davon
Uberzeugen, dass meine Mutter den Willen hat, tat-
sachlich nur zum Besuch nach Deutschland zu
kommen und nicht einfach zu bleiben. Wenn das
Einkommen meiner Mutter zu gering ist, was im
Verhaltnis zu deutschen Einkommensverhaltnissen
in der Tulrkei ziemlich normal ist, muss ich daflr
birgen, alle Kosten zu tragen, die bei ihrem Auf-
enthalt in Deutschland anfallen kdnnten, inklusive
der zwangsweisen Ruckfuihrung meiner Mutter in
die Turkei. Aber auch das garantiert nicht, dass
meine Mutter ein Visum bekommt. Das ist alles
kein Witz, sondern die traurige und beschdmende
Realitat fur Millionen Menschen, die in Deutsch-
land leben und arbeiten.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Das kénnen wir nicht langer akzeptieren. Diese
Einreisepolitik verletzt das Recht auf Familie und
widerspricht dem europaischen Recht. Die EU-
Kommission betrachtet diese Praxis als einen Ver-
sto} gegen europaische Richtlinien und hat die
Bundesrepublik mehrfach fiir dieses Verhalten ge-
rigt. EU-Birgerinnen und EU-Blrger haben ge-
mafk der Richtlinie 2004/38/EG grundsatzlich das
Recht, ihre Familien in die EU einzuladen. Seit
2004 wird diese ausdrlcklich europaische Haltung
vonseiten der Bundesregierung einfach ignoriert.
Wir mussen fir Klarheit sorgen.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Mit unserem Antrag fordern wir die Bundesregie-
rung auf, endlich ihre Hausaufgaben zu machen
und diese unzumutbare und unverhaltnismaRige
Einreisepolitik zu andern, bevor die europaischen
Gerichte dies tun.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Die Vorgaben der Richtlinie 2004/38/EG des Euro-
paischen Parlaments und des Rates missen be-
ricksichtigt und vollstandig umgesetzt werden.
Darliber hinaus ist zu priufen, inwieweit auf Lan-
desebene in Hamburg unbegrindete Hirden im Vi-
sumverfahren abgebaut werden kdénnen. Liebe
SPD, ich hoffe, dass Sie genauso weitsichtig den-
ken wie |hre Genossinnen und Genossen in Bre-
men und unseren Antrag zustimmend unterstit-
zen, auch im Ausschuss. Die rot-grine Koalition in
Bremen hat Ende 2011 deutlich weitergehende
Forderungen mehrheitlich verabschiedet. Wir soll-
ten aufhéren mit der Panikmacherei. Hier geht es
nur um die Besuche von Familienangehdrigen
deutscher Staatsbirger und Staatsbirgerinnen.


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7590&dokart=drucksache
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Zum Schluss mochte ich meine griine Kollegin aus
Bremen, Frau Dr. Mohammadzadeh zitieren:

"Man sagt, im flachen Norddeutschland kén-
ne man schon am Donnerstag sehen, wenn
am Samstag Besuch kommt, denn das Land
birgt keine Hindernisse fir das Auge, es ist
weit und frei. Lassen Sie uns die Hindernis-
se flr Besucher, auch fur Migranten, aus
dem Weg rdumen, damit auch sie ihren Be-
such freudig begriufRen kénnen!"

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

"Der Besuch wird nicht bleiben, er hat in sei-
ner Heimat auch seine Verpflichtungen.
Wenn er [...] zurlickkehrt, wird er voller Stolz
erzahlen, wie weit und frei dieses Deutsch-
land ist, das er gesehen hat."

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN, der LINKEN und
bei Annkathrin Kammeyer und Wolfgang Ro-
se, beide SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Demirel. — Das Wort hat Herr Dr. Scha-
fer.

Dr. Martin Schafer SPD: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Frau Demirel, lhre Rede hat
deutlich gemacht, dass wir uns in einem Gestripp
aus EU-Bestimmungen, Bundesgesetzen und
Méoglichkeiten befinden, die wir vielleicht in Ham-
burg regeln kénnten. Das alles hier im Einzelnen
auszudiskutieren, ginge deutlich zu weit. Nur ein
Beispiel: Die Richtlinie 2004/38/EG, die Sie mehr-
fach angefiihrt haben, bezieht sich unserer Uber-
zeugung nach nicht auf Besucherinnen und Besu-
cher von hier lebenden Menschen, sondern sie be-
zieht sich auf den Nachzug von Familienangehdri-
gen; das ist nicht dasselbe. Selbstverstandlich soll-
te man Besuche, die einfach nur dem zwischen-
menschlichen Kontakt dienen, férdern und nicht er-
schweren; wir sind hier gar nicht weit weg von Ih-
nen. Wir sollten im Ausschuss klaren und ausein-
anderklamulsern, was EU-Recht ist, was eher auf
Bundesebene zu geschehen hat und was Ham-
burg im Einzelnen tun koénnte. Das kdnnen wir
nicht hier machen. Von daher Uberweisen wir lhren
Antrag dorthin.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Dr. Schafer. — Das Wort hat Herr Voet
van Vormizeele.

Kai Voet van Vormizeele CDU: Herr Prasident!
Zu den rechtlichen Aspekten hat der Kollege
Dr. Schéfer einiges gesagt. Ich habe den Eindruck,

dass viele der angefiihrten angeblich rechtlichen
Notwendigkeiten schlichtweg nicht stimmen; Sie
haben vieles falsch verstanden. Sie haben auch
vieles von der diesbezliglichen aktuellen Recht-
sprechung definitiv falsch verstanden. Ich will far
meine Fraktion deutlich machen, auch wenn die
Mehrheitsfraktion eben schon die Uberweisung
des Antrags angekindigt hat, dass wir einer weite-
ren Ausweitung der Visapflicht sehr skeptisch ge-
genuberstehen. Gerade was wir in den vergange-
nen Monaten erlebt haben, als einige Lander aus
der Visapflicht herausgefallen sind, lasst uns aus-
gesprochen zurlickhaltend sein. Wir haben viele
Probleme, die durch diese veranderten Visapflich-
ten entstanden sind. Wir werden grundsétzlich
nicht bereit sein, hier eine weitere Ausweitung vor-
zunehmen.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Voet van Vormizeele. — Das Wort hat
Herr Ritter.

Finn-Ole Ritter FDP: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Auch wir oder ich sehen das wie
der Vorredner.

(Thilo Kleibauer CDU: "Wir" oder "ich"?)

Woher Sie von den GRUNEN die Information neh-
men, dass Deutschlands Einreisepolitik ausdriick-
lich durch die EU-Kommission gertigt wird, bleibt
wahrscheinlich lhr Geheimnis. Um den Bericht der
Kommission Uber die Anwendung der hier in Rede
stehenden Richtlinie 2004/38/EG kann es sich je-
denfalls nicht handeln, denn darin wird ausdriick-
lich erwahnt, dass Deutschland die Richtlinie zu
78 Prozent richtig und vollstandig umgesetzt habe,
nur ein geringer Prozentsatz der Vorschriften sei
mehrfach oder fehlerhaft. Da der Bericht aber aus
dem Jahr 2008 stammt, das umzusetzende FreizU-
gigkeitsgesetz jedoch zuletzt Anfang des Jahres
2013 geandert wurde, darf heute davon ausgegan-
gen werden, dass Deutschland die Umsetzung
vollumfanglich erledigt hat.

(Vereinzelter Beifall bei der FDP)

Dafir spricht auch, dass kein Vertragsverletzungs-
verfahren gegen Deutschland eingeleitet wurde,
was die logische Konsequenz einer fehlerhaften
Umsetzung ware. Im Ubrigen gab es im Jahr 2008
noch keinen einzigen Staat, der die Richtlinie ins-
gesamt und vollstdndig umgesetzt hatte. Auch die
traditionell liberalen Niederlande haben eine ver-
gleichbare Einreisepolitik.

Die Fehlinformationen, denen Sie in lhrem Antrag
offensichtlich aufsitzen, ziehen sich wie ein roter
Faden durch die Drucksache. Erstens gilt die
Richtlinie, auf die Sie sich beziehen, nicht fur deut-
sche Staatsangehotrige mit Migrationshintergrund,
sondern flir Staatsangehorige anderer EU-Mit-
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gliedsstaaten, die in Deutschland leben. Zweitens
dreht sich das von Ihnen erwahnte Vorlageverfah-
ren um die Visumfreiheit fir die passive Dienstlei-
stungsfreiheit und nicht um die Freiztgigkeitsrichtli-
nie, wie lhre Formulierung vermuten lasst. Die Er-
wagungen deutscher Gerichte werden im Ubrigen
eindeutig beantwortet. Der Generalanwalt des
Europaischen Gerichtshofs hat in seinen Schluss-
antragen vorgetragen, dass kein Recht auf visum-
freie Einreise der tirkischen Staatsangehorigen
aufgrund des Assoziierungsabkommens im Rah-
men der passiven Dienstleistungsfreiheit besteht.
Der Europaische Gerichtshof folgt erfahrungsge-
malk den Schlussantrdgen des Generalanwalts,
und fir die deutschen Gerichte wird die Rechtspre-
chung des EUGH gelten.

Ihr Petitum 1 ist daher aus unserer Sicht véllig feh-
lerhaft, zumindest wenig fundiert. Im Petitum 2,
das ist auch schon erwahnt worden, bringen Sie
offensichtlich die Zustandigkeiten durcheinander.
Die Zustandigkeit von Erteilungen von nichtzustim-
mungsbedirftigen Visa liegt allein bei den Aus-
landsvertretungen. Erst bei zustimmungsbedurfti-
gen Visa fir Aufenthalte von mehr als drei Mona-
ten werden Ausléanderbehdrden eingeschaltet. Die
wenden dann aber weiterhin Bundesrecht in Form
des Aufenthaltsgesetzes an, also Bundesrecht,
Uber dessen Anwendung kein Landesermessen
besteht.

Wie Sie sehen, berlcksichtigt der Antrag nicht die
aktuelle Rechtslage und Rechtsentwicklung, wie
Herr van Vormizeele auch schon gesagt hat. Wir
werden den Antrag daher ablehnen und auch einer
Uberweisung nicht zustimmen.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Ritter. — Das Wort hat Frau Schneider.

Christiane Schneider DIE LINKE: Meine Damen
und Herren, Herr Prasident! Dann will ich fir ein
bisschen Abwechslung sorgen. Wir begriiRen nam-
lich den Antrag ausdrticklich.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN)

Er greift ein wirklich grofes Problem auf; dazu hat
Frau Demirel schon eine Menge gesagt. Genehmi-
gungsverfahren dauern lange, weil die Auslands-
vertretungen ausfuhrlich prufen, ob die sogenannte
Ruckkehrbereitschaft angenommen werden kann.
Diese muss von den Antragstellern glaubhaft ge-
macht werden, wobei sie ihre wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Verwurzelungen in ihren Hei-
matlandern nachweisen mussen. Ohne festen Ar-
beitsplatz und ohne familidare Bindungen erhalten
sie oftmals Uberhaupt kein Besuchervisum, auch
nicht, um Familienangehdrige zu besuchen. Das ist
wirklich eine grol3e Tragddie.

Ich nenne ein paar allgemeine Zahlen: Im Jahr
2012 wurden 17 000 der in der Tirkei gestellten
Visaantrage fur Deutschland abgelehnt, das waren
knapp 10 Prozent. Fir den Kosovo betrug die Ab-
lehnungsquote 20 Prozent, fir Afghanistan 39 Pro-
zent, fUr einige schwarzafrikanische Lander wie
Ghana, Guinea, Kamerun, Senegal, Mali und an-
dere bis zu 53 Prozent. Ich méchte auch noch ein-
mal auf die langen Wartezeiten zu sprechen kom-
men, die dazu fuhren, dass zum Beispiel Familien-
feste nicht besucht werden kénnen. Durch die stei-
gende Zahl von Visaantrdgen insgesamt bei nur
unzureichender Aufstockung oder teilweise sogar
Abbau der Auslandsvertretungen betragen die
Wartezeiten oft viele Wochen. Laut dem EU-Visa-
kodex sollen sie aber zwei Wochen nicht Uberstei-
gen. Das wird flr viele Lander einfach nicht einge-
halten.

Doch statt die Auslandsvertretungen — und nun bin
ich bei der Bundespolitik — ausreichend personell
auszustatten und die Visaerteilung zu vereinfa-
chen, birdet die Bundesregierung den Antragstel-
lern sogar durch eine Teilprivatisierung des Visum-
verfahrens Mehrkosten auf. Das alles ist inakzep-
tabel und wir wollen auch, dass es geandert wird.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Der Antrag weist unseres Erachtens nach zu Recht
darauf hin, dass die Einreisepolitik der Bundesre-
publik in Europa nahezu einzigartig streng ist.
Auch von den Vorschldgen der EU-Kommission
zur Weiterentwicklung der EU-Visumpolitik und zur
Verbesserung und Modernisierung des Visumver-
fahrens hat die Bundesrepublik bisher wenig bis
nichts umgesetzt. Aus all diesen Grinden ist es an
der Zeit, die Einreisepolitik neu auszurichten, wie
es der Antrag fordert.

Herr Schafer, ich finde es schade, dass Sie um
den heiflten Brei herumreden. Rot-Griin in Bremen
ist einem solchen Antrag gefolgt, Sie reden aber
jetzt drumherum. Ich beflrchte — man kann aber
noch ein bisschen dagegen arbeiten —, dass Sie
ihn im Ausschuss beerdigen wollen. Ich finde ei-
gentlich, dass er abstimmungsfahig ist. Da die An-
tragstellerinnen und Antragsteller das auch wollen,
werden wir der Uberweisung zustimmen. Zu
Schwarz-Gelb fallt mir einfach nichts mehr ein, weil
sie die Menschen Gberhaupt nicht im Blick haben.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Schneider.

Mir liegen nun keine weiteren Wortmeldungen vor.
Wir kommen damit zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache
20/7590 an den Innenausschuss zu? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das ist mehrheitlich be-
schlossen worden.
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Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 40, Drucksa-
che 20/7603, Antrag der FDP-Fraktion: Opfer von
sexueller Gewalt nicht im Stich lassen — Hamburg
muss seinen Anteil am Hilfsfonds leisten.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Opfer von sexueller Gewalt nicht im Stich las-
sen — Hamburg muss seinen Anteil am Hilfs-
fonds leisten

— Drs 20/7603 —]

Diese Drucksache mochte die FDP-Fraktion an
den Ausschuss flir Soziales, Arbeit und Integration
Uberweisen.

Wer wiinscht das Wort? — Frau Kaesbach, bitte.

Martina Kaesbach FDP: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Wenn man die
Schlagzeilen der vergangenen Woche rund um
den Vorwurf des sexuellen Missbrauchs von Kin-
dern durch einen Kita-Erzieher gelesen hat, dann
gewinnt man den Eindruck, dass die Gesellschaft
trotz der intensiven Diskussion vor einigen Jahren
um den Missbrauchsskandal an der Odenwald-
schule und in der katholischen Kirche nicht weiter
gekommen ist. Der besagte Erzieher war innerhalb
von flinf Jahren an drei Kitas beschaftigt. Eine auf-
merksame Mutter erstattete in diesem Jahr Anzei-
ge, und auf einmal werden offenbar die Eltern und
Erzieher der vorherigen Kitas wach. So stellt es
sich zumindest nach den Zeitungsberichten dar.
Gleichzeitig muss man konstatieren, dass alle die
Falle, in denen die Mitarbeiter, Kollegen, Eltern et
cetera sensibilisiert worden sind und durch deren
Handeln Schlimmes verhindert wurde, nicht be-
kannt sind. Ich bin mir sicher, dass es viele von
diesen Fallen gibt. Ein positives Zeichen ist aktuell
der Fall in der evangelischen Thomasgemeinde in
Hausbruch, bei dem sich drei Pastoren an die Me-
dien gewandt haben, um in Absprache mit dem
Betroffenen einen leider verjahrten Fall publik zu
machen. Sie taten das bewusst, um die in der Ver-
gangenheit Betroffenen anzuregen, sich zu mel-
den. Im Jahr 2010 wurde ein Ausmalf’ von Sexual-
delikten, das bis dahin schwer vorstellbar war, in
Institutionen wie der katholischen Kirche oder der
renommierten Odenwaldschule 6ffentlich. Es hatte
zum grolBen Teil keine Strafverfolgung der Tater
durch Staatsanwaltschaft oder Polizei stattgefun-
den, und die Falle waren in der Regel verjahrt. Op-
fer erhielten keinen oder nur unzureichenden
Schutz. Durch diese offentlich gewordenen, oft-
mals weit zuriickliegenden Faélle von sexuellem
Missbrauch Minderjahriger und Schutzbefohlener
wurde schnell klar, dass sich etwas an den gesetz-
lichen Regelungen dndern muss. Die Opfer benéti-
gen eine gréRere Anerkennung ihres Leidens.

(Beifall bei der FDP und bei Katharina Wolff
CDU)

Es musste eine gréRere Sensibilisierung fur das
Thema in der Offentlichkeit und den Institutionen
hergestellt werden; seitdem ist viel passiert. Die er-
ste Sitzung des Runden Tisches mit dem etwas
umstandlichen  Namen  "Sexueller  Kindes-
missbrauch in Abhangigkeits- und Machtverhaltnis-
sen in privaten und o6ffentlichen Einrichtungen und
im familidren Bereich" fand am 23. April 2010 statt,
also vor drei Jahren. Im Jahr 2011 hat der Runde
Tisch einen Aktionsplan mit zahlreichen Mal3nah-
men vor allem im Bereich der Pravention, die Be-
reitstellung einer Hotline, Erarbeitung von entspre-
chenden Handlungsempfehlungen in der Kinder-
und Jugendarbeit, Fortbildungsprogramme, engere
Vernetzung mit Polizeibehérden und Malinahmen
der gesetzlichen Verfolgung vorgelegt. Mit dem
Gesetz zur Starkung der Rechte von Opfern sexu-
ellen Missbrauchs haben wir viele Verbesserungen
auf den Weg gebracht. Durch Videoaufnahmen
von Befragungen sollen Mehrfachvernehmungen
vermieden werden. Auch bereits volljahrige Opfer
kénnen von der Bestellung eines Opferanwalts
profitieren. Zum Schutz von Betroffenen kann die
Offentlichkeit bei Gerichtsverfahren eingeschrankt
werden. Nun muss endlich der Schritt hin zur Ein-
richtung und Ausstattung des Hilfsfonds gemacht
werden.

(Beifall bei der FDP)

Fir Opfer von sexuellen Misshandlungen durch
Mitarbeiter von Institutionen wie zum Beispiel Inter-
nate oder Kirchen werden oftmals Mittel zur Verfu-
gung gestellt. Menschen aber, die im familidren
Bereich Opfer von sexueller Gewalt geworden
sind, fallen meistens durchs Netz, denn die Falle
liegen haufig so lange zurtick, dass es kaum mehr
Moglichkeiten gibt, Tater zur Rechenschaft zu zie-
hen und Anspriche gegen sie zu stellen. Auch die
Méglichkeit, Anspriiche nach dem Opferentschadi-
gungsgesetz geltend zu machen, ist begrenzt. Es
muss nachgewiesen werden, dass sie einer An-
griffshandlung ausgesetzt waren. Auch missen die
Opfer in der Regel nachweisen, dass sie fur lange
Zeit gesundheitliche Schaden davontragen. Der
Hilfsfonds bringt eine pauschale Hilfe, die ergan-
zend und parallel zu den Anspriichen wirkt, die Ge-
schadigte aus dem Gesetz heraus gegen Perso-
nen haben. Die Betroffenen sollen sich deshalb an
eine Clearingstelle wenden kénnen, wenn zum
Beispiel die von der Krankenkasse bezahlte Thera-
pie nicht ausreicht und sie weitere Therapiestun-
den brauchen. Es sollen Kosten ibernommen wer-
den, die bei der individuellen Aufarbeitung von
Missbrauchserlebnissen entstehen, zum Beispiel
Fahrtkosten zu damaligen Einrichtungen.

Meine Damen und Herren! Die Bundesregierung
hat bereits zugesagt, ihren Anteil von 50 Millionen
Euro zu leisten, aber die SPD-regierten Bundes-
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lander mauern. Der Senat lehnt eine Beteiligung
Hamburgs mit der Begriindung ab, der Fonds sei
viel zu burokratisch. Sie, lieber Senat, verstecken
sich hinter diesem Argument. Dabei kdénnen Sie
selbst auf Bund-Lander-Ebene bei Verhandlungen
die Ausgestaltung des Fonds beeinflussen.

Ich mochte an dieser Stelle einmal einen Betroffe-
nen zitieren:

"Dieses ewige Hin und Her ist fir
Missbrauchsopfer nur schwer zu ertragen.
Da ist die ganze Zeit von Entschadigungen
und Hilfe die Rede und man liest, dass da
Topfe bereit gestellt werden sollen, und
dann wendet man sich jetzt an Sie und Sie
sagen, dass noch nichts entschieden ist.
Das ist fur jemanden wie mich nur schwer
auszuhalten."

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Ich appelliere an Sie. Geben Sie Ihre Blockadehal-
tung auf und beteiligen Sie sich an dem Hilfsfonds.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU und bei Christiane Blémeke GRUNE)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Kaesbach. — Das Wort hat Frau Arndt.

Peri Arndt SPD: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Sexueller Missbrauch gehoért zu den
schlimmsten Straftaten gegen die sexuelle Selbst-
bestimmung, die Kindern und Jugendlichen wider-
fahren kann. Ihnen groftmdgliche Unterstutzung
zukommen zu lassen, gehort in den Fokus der not-
wendigen Hilfen und MalRnahmen. Die Erganzun-
gen, die das Gesetz zur Starkung der Rechte von
Opfern sexuellen Missbrauchs erfahren hat, sind
geeignet, im Strafverfahren die Rechte der Opfer
sexuellen Missbrauchs weiter zu starken. Auch in-
zwischen Erwachsene, die als Kinder oder Jugend-
liche Opfer derartiger Straftaten geworden sind,
bediirfen des Schutzes im Verfahren, ohne sie zu-
satzlich zu traumatisieren. Viele kénnen sich erst
Jahre nach den schrecklichen Taten mit dem Er-
lebten auseinandersetzen beziehungsweise ande-
ren davon erzahlen und trauen sich dann erst viel
spater, Anzeige zu erstatten. Naheliegend ist also,
dass die Verjahrungsfristen in der Diskussion eine
zentrale Rolle gespielt haben. Die Rechtsexpertin
der SPD, Sonja Steffen, hat hervorgehoben, dass
die jetzige Regelung noch keineswegs ausrei-
chend sei.

Meine Damen und Herren! Aber uns scheint nicht
der néachste Schritt, wie es in dem Antragstext
steht, die Einrichtung eines Hilfsfonds zu sein und
schon gar nicht eines Fonds, der auf drei Jahre be-
fristet ist. Jetzt kiindigt Ministerin Schroder an, oh-
ne eine Kofinanzierung durch die Bundeslander

und noch vor der Bundestagswahl 50 Millionen
Euro bedingungslos geben zu wollen, damit tber-
haupt die Hilfe starten kdnne. Ich will nicht dariber
spekulieren, mit welcher Motivation sie das tut,
sondern will auf die Behauptung eingehen, die sich
auch in der heutigen FDP-Pressemitteilung findet,
namlich, dass die SPD-gefiihrten Lander mauern
wilrden. Es sind 14 von 16 Landern, die diese Re-
gelungen ablehnen. Eigentlich sind es fast 15,
denn Bayern will es nur machen, wenn alle ande-
ren mitziehen. Mir ist nicht bekannt, dass 15 Lan-
der SPD-gefiihrt waren, noch nicht.

Wenn also diese Lander sich verweigern, dann
lohnt es sich, noch einmal hinzuschauen, warum
sie es tun. Es muss doch keine Hilfe gestartet wer-
den. Schon bei der Einrichtung des Runden Ti-
sches gab es unter den Bundeslandern den Kon-
sens, sich zuerst den vorhandenen Gesetzen und
Regelungen zuzuwenden. Die Ergebnisse des
Runden Tisches haben in der Tat Ergénzungen
des Gesetzes zur Starkung der Rechte von Opfern
sexueller Gewalt — der Titel ist etwas umstand-
lich — ausgel6st. Es war auch Konsens, sowohl das
Opferentschadigungsgesetz als auch die beste-
henden Leistungssysteme, wie sie im SGB V gere-
gelt sind, anzuschauen und sie anschlieBend zu
erganzen und zu erweitern. Hier geht es darum,
einen unburokratischen und einfachen Zugang zu
Therapien zu erméglichen, Therapiemoglichkeiten,
erreichbare Therapiepraxen und erreichbare An-
laufstellen zu haben. Wir brauchen eine weniger
abwehrende Praxis durch die Krankenkassen,
einen einfachen Zugang zu den gesetzlichen Leis-
tungen, zeitlich uneingeschrankt und fir alle glei-
chermafien mit dem gleichen Recht.

Deshalb schlieBen wir uns der Ablehnung des
Hilfsfonds an, insbesondere eines Fonds, der unter
anderem im Unklaren lasst, welche Opfer tatsach-
lich einen Anspruch auf Unterstitzung hatten. Es
bleibt unklar, warum Hilfeleistungen aus dem
Fonds bezahlt werden sollen, fiir die die eigentli-
chen Regelsysteme, insbesondere die Kranken-
kassen, zustandig und verantwortlich waren. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Arndt. — Das Wort hat Frau Wolff.

Katharina Wolff CDU:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Ich bin den Kolle-
gen von der FDP sehr dankbar, dass sie mit ihrem
Antrag dieses Thema auf die Tagesordnung ge-
bracht haben, denn auch aus Sicht der CDU-Frak-
tion ist es absolut notwendig, dass Hamburg sich
an dem Hilfsfonds beteiligt, und es ist gleichzeitig
— Frau Kaesbach hat es schon ausgefiihrt — véllig
unverstandlich, dass der Senat sich dieser morali-



4478 Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 58. Sitzung am 24. April 2013

(Katharina Wolff)

schen Verpflichtung gegentiber den Opfern bisher
verweigert.

(Beifall bei der CDU, der FDP und bei Chri-
stiane Blémeke GRUNE - Vizeprasidentin
Kersten Artus Ubernimmt den Vorsitz.)

Frau Arndt, Sie haben geschildert, wie wichtig es
ist, den Opfern von Missbrauch zu helfen, deshalb
kann ich es noch weniger verstehen. Der Fonds ist
notwendig, weil die Opfer sexueller Gewalt die Hil-
fe benétigen. Dass dies so ist, darliber sollten wir
eigentlich heute nicht mehr sprechen missen. Ein-
mal abgesehen davon, dass einem das bereits der
gesunde Menschenverstand sagt, waren auch die
Ergebnisse, und das haben Sie, Frau Arndt, sogar
gerade gesagt, des Runden Tisches sexueller Kin-
desmissbrauch in dieser Hinsicht eindeutig. Ubri-
gens war die Missbrauchsbeauftragte der Bundes-
regierung, wie Sie eben bereits erwahnten, eine
SPD-Kollegin. Deswegen versteht man das an die-
ser Stelle noch weniger.

Opfer sexueller Gewalt brauchen namlich diese
Therapieangebote, brauchen Beratung und rechtli-
chen Beistand. Diese Hilfe zur Verfligung zu stel-
len ist eine gesamtgesellschaftliche Verantwortung
diesen Menschen gegeniiber, denen ungeheuerli-
ches Unrecht widerfahren ist. Die Bundesregierung
hat hier mit dem Gesetz zur Starkung der Rechte
von Opfern sexuellen Missbrauchs einen wichtigen
Schritt zum Ausbau des Opferschutzes gemacht.
Der Hilfsfonds ist eine entscheidende Malinahme,
um jedes Opfer sexueller Gewalt zukiinftig sinnvoll,
effektiv und vor allem individuell unterstitzen zu
kénnen.

(Beifall bei der CDU)

Die schwarz-gelbe Bundesregierung hat bereits ih-
ren Anteil zum Fonds, also die Bundesmittel in H6-
he von 50 Millionen Euro, zur Verfigung gestellt.
Weil sich die von der SPD regierten Lander, Frau
Kaesbach hat es geschildert, derzeit schwer tun,
ihren Anteil fir diese so wichtige Gemeinschafts-
aufgabe zu leisten, hat unsere Bundesfamilienmini-
sterin Frau Schroder bereits klargestellt, dass die
Bundesgelder selbst dann flielken werden, wenn
die Lander weiterhin mauern.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU und bei
Martina Kaesbach FDP)

Das ist ein anerkennenswerter und wichtiger
Schritt. Die Bundesregierung zeigt hier namlich ge-
nau das Verantwortungsbewusstsein, das nétig ist.
Es ist — ich kann es nur wiederholen — absolut un-
verstandlich, dass der Senat dieses Verantwor-
tungsbewusstsein nicht auch zeigt und stattdessen
die Opfer sexueller Gewalt einfach im Stich lasst.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Auch die Antworten des Senats auf die Schriftliche
Kleine Anfrage der Kollegin Frau Bldmeke sind nur
Ausflichte. Da ist von Vorbehalten die Rede, die

Vergabe der Gelder aus dem Fond sei — ich zitie-
re — "Uberburokratisch" und "nicht praxistauglich".
Was Sie damit genau meinen, lieber Senat, das
haben Sie aber an keiner Stelle gesagt, und auch
von lhnen, Frau Arndt, habe ich kein einziges wirk-
liches Argument gehdrt, warum man in diesen
Fonds als Land nicht investieren sollte. Das ist ei-
ne absolut absurde Logik.

(Beifall bei der CDU)

Weil der Senat die Regeln, nach denen Hilfe ge-
leistet wird, vordergriindig nicht optimal findet,
mdchte er lieber gar nicht helfen. Sie kritisieren,
dass dieser Fonds auf drei Jahre begrenzt werden
soll. Ich frage mich, ob drei Jahre denn nicht bes-
ser sind als gar nichts. Sie wollen lieber gar nichts
tun, aber nichts tun, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von der SPD, ist weder praxistauglich noch
unbulrokratisch. Nichts tun ist hier schlichtweg ein
Schlag ins Gesicht der Opfer sexueller Gewalt.

(Beifall bei der CDU und bei Carl-Edgar Jar-
chow FDP)

Da ich in den vergangenen Tagen immer wieder
lesen konnte, dass die SPD nicht zu einer Ab-
nickerpartei verkommen mochte und sich nun ab
und zu einmal gegen den Senat wendet, kann ich
an dieser Stelle nur an Sie appellieren, vielleicht
noch einmal in sich zu gehen. Das ware ein scho-
ner Punkt, bei dem Sie vielleicht gegen den Senat
und fir den Antrag der FDP stimmen kénnten. Wir
als CDU-Fraktion werden dies namlich tun. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Carl-Edgar Jar-
chow und Martina Kaesbach, beide FDP)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Blomeke,
Sie haben das Wort.

Christiane Blomeke GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Frau Arndt, ich mdchte
zuerst einmal etwas korrigieren. Es ist nicht so,
dass sich schon 15 Bundeslander dagegen ausge-
sprochen haben. Sie befinden sich noch in den Be-
ratungen. Das ist ein entscheidender Unterschied.
Zumindest dort, wo die SPD zusammen mit den
GRUNEN die Landesregierung stellt, sind diese
Beratungen sehr zah, weil wir GRUNEN namlich
fur die Beteiligung an diesem Hilfsfonds sind. Die
Sache ist noch nicht so abgeschlossen, wie Sie es
darstellen mdchten.

Es ist generell schlimm, und darlber sind wir uns
alle einig, dass die Meldungen uber sexuellen
Missbrauch nicht abreilen, sei es Uber Altfalle
oder Uber neue Falle. Die Anzahl ist leider stei-
gend. Der sexuelle Missbrauch bei Kindern hat
sich innerhalb der vergangenen zwei Jahre um
70 Falle vermehrt. Es sind jahrlich rund 300 Kin-
der, die dem sexuellen Missbrauch zum Opfer fal-
len. Das ist eine viel zu hohe Zahl, und wir wissen
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natirlich alle, dass wir daran arbeiten mussen.
Aber hier geht es um die Therapien, denn die Kin-
der oder spater auch die Erwachsenen leiden ihr
Leben lang. Die Traumatisierung ist so schwer,
dass sie oft ein Leben lang Begleitung brauchen.

Naturlich haben wir in Hamburg ein gutes Netz von
Einrichtungen dafir. In der Anfrage der CDU-Frak-
tion werden zum Beispiel "Dolle Deerns", "Ziind-
funke", "ZornRot", "Wendepunkt" genannt. Das
sind lauter gute Einrichtungen, und dazu kommen
noch die psychosomatischen Abteilungen der
Krankenhduser. Das ist alles vdllig richtig, aber
hier geht es um Therapien und Sachleistungen, die
von der Krankenkasse nicht tibernommen werden,
das heildt, wir gehen hier einen Schritt weiter. Die
Kassen Ubernehmen die Therapien nicht in voller
Hoéhe, und genau daflr soll dieser Fonds einge-
richtet werden. Das ist unserer Meinung nach gut
SO.

(Beifall bei der CDU, der FDP und bei Jens
Kerstan GRUNE)

Genau deswegen ist der Antrag der FDP berech-
tigt, denn was macht Senat? Ich zitiere aus meiner
Schriftlichen Kleinen Anfrage:

"Die vom Bund vorgestellten Entwurfe fir ei-
ne Konzeption zum erganzenden Hilfesys-
tem sehen ein Uberblrokratisch gestaltetes
Verfahren flr die Antragstellung und Bewiilli-
gung vor. Die Konzeption des Bundes be-
schreibt weder die Zielgruppen prazise noch
werden Voraussetzungen fiir den Zugang zu
diesen Leistungen und Entscheidungskriteri-
en transparent dargestellt."

So geht es weiter. Das heil’t, der Senat versteckt
sich hinter einem Verfahren, und das Verfahren ist
fur die Opfer nachrangig. Ihnen geht es um die Hil-
fe, die ihnen seit Monaten, seit Jahren verspro-
chen wurde. Hier kommt der Senat leider keinen
Schritt weiter.

Mehr als ein Jahr ist es nun her, dass der Ab-
schlussbericht des Runden Tisches "Sexueller Kin-
desmissbrauch" vorgelegt wurde. Ich will betonen,
dass es in der heutigen Debatte nicht um institutio-
nellen Missbrauch geht, das sagte Frau Kaesbach
kurz, sondern um Missbrauch in Familien etwa
durch Babysitter. Das sind Falle, firr die Institutio-
nen naturlich nicht aufkommen. Genau hier mus-
sen wir helfen. Seit mehr als einem Jahr ziehen die
Beteiligten des Runden Tisches Bilanz, und diese
Bilanz fallt mehr als mager aus. Das hat auch Bun-
desministerin Schrdoder einrAumen mussen. Vieles
von dem, was versprochen wurde, ist bislang nicht
umgesetzt. Die Vertreter der Opfer sprachen nach
dem letzten Treffen im Februar von véllig vertaner
Zeit. Das muss doch die politischen Akteure auch
hier in Hamburg aufritteln, wenn sich die Opfer
durch die Einrichtung eines Runden Tisches ver-
héhnt vorkommen, weil die Lander nicht mitziehen.

Verantwortlich fir diesen Zustand sind viele. Das
zieht sich quer durch das Parteienspektrum. Die
Zusammenarbeit zwischen CDU und FDP im Bund
hat sich auch nicht gerade mit Ruhm bekleckert,
denn mehr als 18 Monate lag das Gesetz im
Rechtsausschuss des Bundestags. Erst dann hat
sich die schwarz-gelbe Koalition verstandigt. Das
dauerte ein bisschen zu lange. Nun gut, nun ist es
da, wir haben es. Ich habe lhnen eben schon ge-
sagt, warum sich der Senat fadenscheinig diesem
Gesetz verweigert. Wir glauben, dass der Senat
hier nicht die Wahrheit sagt, denn es geht nattrlich
um Folgekosten. Es geht um rund 2 Millionen
Euro, die der Senat gar nicht erst in seinem Haus-
halt bereitgestellt hat. Schon als wir die Haushalts-
planung verabschiedet haben, kamen diese 2 Mil-
lionen Euro darin nicht vor. Das heift, schon da-
mals ist die Entscheidung gefallen, dass man die-
sen Opfern auf diese Art und Weise nicht helfen
will, und das ist wirklich schlimm.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU und der
FDP)

Ich behaupte, die SPD-Fraktion traut sich nicht, of-
fen und ehrlich zu sagen, woran es liegt. Frau
Arndt, wenn Sie mutig gewesen waren, hatten Sie
gesagt: Diese 2 Millionen Euro haben wir nicht, wir
geben das Geld nach anderen Prioritaten aus.
Stattdessen ziehen Sie sich hinter ein Verfahren
zurlick und behaupten, das Verfahren sei zu kom-
pliziert und die Menschen wissten nicht, wie sie
Antrage stellen sollten. Ich glaube, das sollte man
den Menschen selbst Uberlassen. Die Opfer, die
mit am Runden Tisch sitzen, haben sich fiir dieses
Verfahren ausgesprochen. Denen sollten wir zu-
trauen, dass sie das Verfahren auch beherrschen.
Alles andere, wie auch lhre Position, ist bescha-
mend.

(Beifall bei den GRUNEN, der FDP und ver-
einzelt bei der CDU)

Es ist gut, dass die Bundesregierung nun die Half-
te der 100 Millionen Euro, also 50 Millionen Euro,
zur Verfugung stellen will, auch wenn die Lander
nicht hinterher kommen. Bayern und Mecklenburg-
Vorpommern haben sich schon beteiligt, die ande-
ren Lander sind noch in der Beratung. Ich glaube,
es muss jetzt ein wichtiges Signal gesetzt werden.
Ich fordere Sie wirklich auf, mit diesem Schwarze-
Peter-Spiel endlich Schluss zu machen. Die Ver-
antwortung wird hin und her geschoben. Das ist
nicht der Sinn dieses Gesetzes. Es muss den Op-
fern geholfen werden, und den kann nur geholfen
werden, wenn Hamburg sich auch finanziell an die-
sem Hilfsfonds beteiligt. In der Tat sind das nach
dem Konigsteiner Schlussel knappe 2 Millionen
Euro. Und dieses sehr tragische Moment eines se-
xuellen Missbrauchs — dem wird doch durch die
Bank von allen Fraktionen Bedeutung beigemes-
sen — sollte es uns wert sein, uns an diesem Fonds
zu beteiligen und die Opfer nicht im Stich zu las-
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sen. Darum wirde ich die SPD-Fraktion gern zur
Zustimmung auffordern, sehe aber an den desin-
teressierten Gesichtern, dass hier Hopfen und
Malz verloren ist. Ich finde das beschamend.

(Beifall bei den GRUNEN, der FDP und ver-
einzelt bei der CDU)

Vizeprisidentin Kersten Artus: Frau Ozdemir,
Sie haben das Wort.

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine Damen und Herren! Am
24. Marz 2010 richtete die Bundesregierung die-
sen Runden Tisch gegen sexuellen Kindes-
missbrauch ein, nachdem viele Falle von sexuel-
lem Missbrauch in offentlichen und auch privaten
Einrichtungen bekannt geworden waren. Es wur-
den Regelungen vorgesehen, die fiir einen besse-
ren Opferschutz sorgen sollen wie zum Beispiel
das Ersparen mehrfacher Vernehmungen, welche
wirklich fur die Opfer sehr schwierig sind. Viele die-
ser Missbrauchsfélle, die sich in den Siebziger-,
Achtziger- und Neunzigerjahren ereignet haben,
wurden erst nach Jahrzehnten aufgedeckt. Viele
der Opfer haben diese verachtenswerten Verlet-
zungen der Menschenwirde lange Jahre ver-
schwiegen und mit sich getragen, und viele haben
schwere Traumatisierungen davongetragen.

Man konnte also sagen, dass dieses Gesetz nun
ein Schritt nach vorn ist, aber es gab auch Kritik an
dem Verfahren, welches die Bundesregierung ge-
wahlt hat. Das "Netzwerk Betroffener von sexuali-
sierter Gewalt e.V." hat sich kritisch gegenlber
diesem Verfahren gedufert. Sie kritisieren zum
Beispiel, dass eine wirkliche Beteiligung der Opfer-
vertretungsorganisationen am Runden Tisch nicht
stattfand, aber auch, dass Vertreter der katholi-
schen Internate und Vertreter der Bischofskonfe-
renz am Runden Tisch teilnehmen durften.

Ob nun das Gesetz fiir einen besseren Opfer-
schutz sorgen wird, wird sich in der Praxis und mit
der Zeit zeigen. Fir den Hilfsfonds, eine weitere
Empfehlung des Runden Tisches, stellt die Bun-
desregierung nun einmalig 50 Millionen Euro zur
Verfligung; den Rest sollen die Bundeslander zah-
len. Hamburg blockt ab und verweigert die Beteili-
gung. Wir haben von Frau Arndt gehort, warum sie
es tun. Ich finde, dass das nicht geht. In diesem
Punkt geben wir der FDP recht; diese Situation ist
wirklich nicht akzeptabel. Hier geht es um Men-
schen, die Opfer solcher Taten wurden, und gera-
de auch um Opfer, deren Schadensersatzanspri-
che verjahrt sind und die von den Krankenkassen
nicht bezahlt werden. Deshalb ist es noch wichti-
ger, einen Schritt nach vorn zu machen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN)

Ich denke auch, dass man dieses Verfahren hatte
besser machen kénnen und es nicht ausreicht, fir
drei Jahre einen Hilfsfonds einzurichten. Das sind
nattrlich Kritikpunkte. Aber im Endeffekt geht es
darum, die Therapien fir die Menschen zu finan-
zieren, die Opfer sexueller Gewalt geworden sind.
Man kann als SPD natirlich sagen, dass sie es
besser machen wird, wenn sie an der Bundesre-
gierung ist, aber die Opfer haben nicht so viel Zeit,
darauf zu warten.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Es dauert ja nur
noch bis September!)

Ich denke, Herr Dressel, dass diese 2 Millionen
Euro fir Sie Peanuts sind. Wenn wir uns einmal
die Debatte um die Elbphilharmonie anschauen,
dann konnen Sie diese 2 Millionen Euro doch bei-
steuern. Deshalb sollten Sie das auch tun. Wir
stimmen dem Antrag der FDP-Fraktion zu, weil wir
diese Forderung richtig finden und Hamburg seine
Aufgabe im Sinne der Opfer erfiillen sollte.

(Beifall bei der LINKEN, vereinzelt bei der
FDP und bei Christiane Blémeke GRUNE
und Katharina Wolff CDU)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Herr Senator
Scheele, Sie haben das Wort.

Senator Detlef Scheele: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! In der Debatte um die Ent-
schadigung von Menschen, die Opfer sexueller
Gewalt geworden sind, wird vieles besprochen und
vieles zusammengewdirfelt, was nicht immer zu-
sammengehdrt. Das Thema ist schwierig und kom-
plex. Es ist sensibel, und wir sind es den Opfern
schuldig, dies ernsthaft miteinander zu bespre-
chen. Deshalb einige Sortierungen vorweg.

Wir sprechen nicht Uber den Fonds fir ehemalige
Heimkinder, die in Einrichtungen des Staats und
der Kirche schreckliche Gewalterfahrungen ge-
macht haben. Diesen Hilfsfonds, ausgestattet mit
120 Millionen Euro, gibt es seit 2012. Der Fonds ist
selbstverstandlich auch dafir da, Zahlungen an
Heimkinder zu leisten, die Opfer sexueller Gewalt
geworden sind. Er ist zu einem Drittel mit Geldern
aus den Landern eingerichtet worden, auch aus
Hamburg, weil die Lander ihrer Aufsichtspflicht
Uber die Heime nicht nachgekommen sind und sie
es zugelassen haben, dass dort Gewalt ausgetibt
wurde. Hier hat der Staat sein Versagen einge-
raumt, er ist seiner Aufsichtspflicht nicht nachge-
kommen. Wir sprechen heute auch nicht Uber Gel-
der fUr ein erganzendes Hilfesystem fur die Opfer
sexueller Gewalt in Institutionen. Hier ist Hamburg
genau wie alle anderen Lander seit einem guten
halben Jahr mit dem Bund in intensiven Verhand-
lungen darlber, auf welche Weise ein erganzen-
des Hilfesystem fiir Menschen, die in der Vergan-
genheit Opfer sexueller Gewalt in Institutionen ge-
worden sind, eingerichtet werden kann. Die bisher
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vom Bund vorgestellten Konzeptionen eines sol-
chen Hilfesystems sind aus Sicht aller Lander zu
burokratisch gestaltet. Sie sehen ein komplexes
Antrags- und Bewilligungsverfahren vor, welches
den Opfern, denen wir doch eigentlich helfen wol-
len, sehr viel Beweislast — und Beweislast heifdt in
diesem Fall, schildern zu sollen, was geschehen
ist — abverlangen wirde. Dieses Verfahren diirfte
daher von potentiellen Antragstellern und Antrag-
stellerinnen als Zumutung empfunden werden.

Hamburg ist ohne Einschrankung bereit, sich sei-
ner Verantwortung als Arbeitgeber in solchen Insti-
tutionen zu stellen und auch zu bezahlen. Sollte es
zum Beispiel zu einem sexuellen Ubergriff an einer
staatlichen Schule gekommen sein und konnte
dem Opfer in der Vergangenheit nicht oder nicht
ausreichend Uber die bestehenden Soziallei-
stungssysteme geholfen werden, so ist das Land
Hamburg in der Verantwortung und auch bereit,
Hilfe zu leisten, zum Beispiel den Beginn einer
Psychotherapie vorzufinanzieren oder Heil- und
Hilfsmittel zu bezahlen. Die Verhandlungen zum
erganzenden Hilfesystem sind in vollem Gange,
und ich ware sehr froh, wenn ich lhnen hierzu bald
eine zwischen Bund und Landern einvernehmlich
getroffene LOsung vorstellen kdnnte.

Wir reden aber bei dem FDP-Antrag Uber etwas
anderes. Der Antrag stellt darauf ab, dass Men-
schen, die in der Vergangenheit Opfer von sexuel-
ler Gewalt in der Familie und nicht in Institutionen
wurden, eine finanzielle Entschadigung erhalten.
Hamburg mdge sich an diesem Hilfsfonds beteili-
gen. Die Ubergrof3e Mehrheit der Lander, und das,
soweit ich es Ubersehe, jenseits aller Farbenleh-
ren, lehnt diese Fondslésung ab und damit ein
Sondersystem fiir Opfer sexueller Gewalt in der
Familie. Bayern stimmt unter dem Vorbehalt zu,
dass alle anderen Lander mitmachen. Das zeich-
net sich nicht ab, insofern muss man sehen, was
das bedeutet. Zurzeit scheint es mir nur Mecklen-
burg-Vorpommern zu sein, das sich entschieden
hat, in diesen Fonds einzuzahlen.

Man muss sehen, was dann geschieht, denn es
geht auch um das Opferentschadigungsgesetz und
um die gesetzlichen Krankenkassen und ihre Leis-
tungen. Die Aufnahme von Opfern sexueller Ge-
walt in ein eigensténdiges Hilfesystem auflerhalb
der Regelsysteme Opferentschadigungsgesetz
und gesetzliche Krankenversicherung ist systema-
tisch in einem Rechtsstaat der falsche Weg, um
bendtigte Therapien oder Opferentschadigungen
wirksam werden zu lassen. Nach den Erfahrungen,
die wir mit dem Fonds fiur ehemalige Heimkinder
— darum habe ich ihn eingangs genannt — gemacht
haben und nach Gesprachen, die ich mit Betroffe-
nen gefihrt habe, wollen die Allermeisten von ih-
nen etwas, was mit Geld nicht zu bezahlen ist. Sie
wollen eine Anerkennung ihres erlittenen Unrechts.

Wir haben als Hamburger Senat zwei Senatsemp-
fange fur ehemalige Heimkinder durchgefiihrt; Frau
Veit und Mitglieder des Prasidiums waren bei die-
sen Senatsempfangen dabei. Wir haben viele Ge-
sprache gefihrt, und mein Eindruck ist, dass der
Fonds Hoffnungen weckt, sich aber im Laufe des
Antragsverfahrens nicht erfiillt, was sich die sehr
schwer traumatisierten Menschen vom Ergebnis
erwarten. Jedenfalls werden einem reihenweise
Verletzungen vorgetragen, die auch aus dem An-
tragsverfahren und der Diskrepanz zwischen dem,
was man sich winscht und dem, was man be-
kommt, resultieren.

(Glocke)

Vizeprasidentin Kersten Artus (unterbrechend):
Herr Senator Scheele, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage der Abgeordneten Wolff?

Senator Detlef Scheele: Ja, nur zu.

Zwischenfrage von Katharina Wolff CDU:* Herr
Senator, Sie haben unheimlich lange geschildert,
worum es hier nicht geht. Dann haben Sie kurz ge-
schildert, worum es geht. Auler, dass Sie sagen,
Sie hatten schlechte Erfahrungen mit einem ande-
ren Fonds und die Opfer wiirden eigentlich etwas
wollen, was man nicht entschadigen kénnte, habe
ich von Ihnen kein wirkliches und fachliches Argu-
ment dafir gehort, warum Sie in diesen Fonds
nicht investieren wollen. Deswegen noch einmal
die genaue Frage: Warum wollen Sie als Land hier
der Verantwortung nicht nachkommen?

Senator Detlef Scheele (fortfahrend): Ich bin doch
noch gar nicht fertig. Also weil} ich gar nicht, was
das jetzt sollte.

(Katharina Wolff CDU: Ja, dann fangen Sie
doch mal an!)

Ich habe mich mit zwei ehemaligen Heimkindern
getroffen und zwei Sachen gemacht. Ich habe
mich bei beiden Senatsempfangen fir die Stadt
Hamburg und fir den Senat bei den anwesenden
Menschen entschuldigt. Mit den beiden Menschen,
die in meinem Blro waren, die vorher bei einem
Oberbirgermeister einer anderen Hansestadt und
einer weiteren Stadt zu Gast waren — sie hatten
mir geschrieben, ob sie mich besuchen durften —,
habe ich dann ausgemacht, dass ich lhnen einen
Brief schreibe und mich auch in diesem Brief ent-
schuldige. Das habe ich auch getan. Ich glaube,
dass es mindestens ebenso wichtig ist anzuerken-
nen, dass der Staat in dieser Frage Schuld auf
sich geladen hat und das auch akzeptiert.

(Beifall bei der SPD)

Wer das Hilfesystem bendtigt, der braucht einen
unburokratisch niedrigschwelligen Zugang zu The-
rapien, um das Erlebte zu verarbeiten. Ein staatli-
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cher Hilfsfonds wiirde das nie bieten, das ist auch
bei dem Hilfsfonds fiir Heimkinder leider nicht der
Fall, denn der Fonds wiirde komplizierte Regeln fir
die Inanspruchnahme aufstellen, und ein solcher
Ansatz wirde gerade alles andere als unburokra-
tisch und niedrigschwellig sein. Wir missen die
Regelsysteme, wir missen die gesetzliche Kran-
kenversicherung und das Opferentschadigungsge-
setz so ausgestalten — das hat der Runde Tisch in
Berlin auch beschlossen —, dass man nicht von
Pontius zu Pilatus geschickt wird, dass man eine
Therapie, wenn man sie braucht, aus einer Hand
bekommt und eine ergédnzende Therapie nicht aus
dem nachsten System beantragt werden muss,
denn jeder Mensch, der einen solchen Antrag
stellt, muss sich zweimal outen. Diese Menschen
kénnen sich gegeniiber dem Staat nicht outen,
deshalb missen wir bei der GKV bleiben und beim
Opferentschadigungsgesetz. Darauf drangen alle
Lander, die gegenlber diesem Fonds kritisch ein-
gestellt sind. Es geht nicht um das wenige Geld,
das will ich ganz deutlich sagen. Es geht um Hilfe
aus einer Hand fir Menschen, denen man nicht
zumuten kann, zwei- oder dreimal an unterschiedli-
chen Stellen ihr Lebensschicksal zu entblattern.
Das konnen sie nicht, das haben sie mir gesagt.

(Beifall bei der SPD)

Insofern stoRen bei diesen Leidenswegen — die
beiden, die bei mir im Biro waren, sind durch ganz
Deutschland von einer Einrichtung in die andere
geschickt worden — die Moglichkeiten staatlicher
Wiedergutmachung an ihre Grenzen. Wenn das
ginge, dann ware es ganz toll, aber wie ich auf-
grund gefiihrter Gesprache meine, entstehen hier
Grenzen, die man nicht ohne Weiteres mit einem
Fonds Uberwinden kann. Vorhin wurde darauf hin-
gewiesen, dass es ein recht ordentliches Hilfesys-
tem Opferentschadigung in Hamburg gibt. Daran
sollten wir weiter arbeiten. Wir haben bewusst da-
fur gesorgt, dass dieser Bereich bei den notwendi-
gen Haushaltskonsolidierungen ausgespart bleibt,
weil man bei Opferentschadigung und Opferhilfe
nicht sparen soll. Es wurden bereits einige Einrich-
tungen genannt: "Allerleirauh”, "Dolle Deerns",
"ZornRot", "Dunkelziffer", "Zindfunke", die Kinder-
schutzzentren in Harburg und in Hamburg, die Be-
ratungsstelle "basis-praevent", die sich besonders
an Jungen richtet, und fur die akute medizinische
Versorgung und Diagnostik wurde gerade das Kin-
derkompetenzzentrum im UKE erd6ffnet. Erwachse-
ne Opfer sexueller Gewalt kdnnen sich an den Not-
ruf fir vergewaltigte Frauen und Madchen wenden
ebenso wie an die Opferberatungsstelle. In Zusam-
menarbeit mit dem UKE und Asklepios Nord bietet
das Versorgungsamt niedrigschwellige Soforthilfe
fur traumatisierte Opfer von Gewalttaten an mithilfe
eines Antrags, den schon die Polizei ausfillt. Las-
sen Sie uns hier ansetzen, dann haben Sie den
Senat an lhrer Seite. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Kaesbach,
Sie haben jetzt das Wort.

Martina Kaesbach FDP: Sehr geehrte Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Ich stelle fest, dass
dieser Tag wohl kein guter Tag fur die betroffenen
Opfer von sexueller Misshandlung im familidren
Bereich sein wird. Liebe CDU, liebe GRUNE, liebe
LINKE, ich begrifie es, dass Sie unserem Antrag
zustimmen wollen. Sie erkennen die Not der Opfer,
die durch den Hilfsfonds Leistungen erhalten wir-
den, die sie dringend bendtigen.

(Beifall bei der FDP)

Was Sie, Frau Arndt, vorgebracht haben, ist hochst
widersprichlich. Einerseits messen Sie dem The-
ma Opfer sexueller Misshandlungen groles Ge-
wicht bei, andererseits lehnen Sie unseren Antrag
ab. lhr Beitrag war ein reiner Wortschwall, der die
soziale Kalte lhrer SPD-Fraktion ummantelt.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Herr Senator Scheele, |hr Beitrag war ein kleines
Lehrstick, wie man mit vielen Worten im Grunde
genommen nichts sagt.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Briefe zu schreiben und Senatsempfange durchzu-
fuhren reicht hier nicht aus.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der CDU
und bei Christiane Schneider DIE LINKE)

Sie verkennen absichtlich die Mdglichkeiten, die
durch den Fonds den Opfern zugutekommen koén-
nen, und reden den Hilfsfonds einfach nur
schlecht. Ich finde es sehr schade und, wie Frau
Blémeke sagte, beschamend fiir unsere Stadt,
dass offenbar der Senat und auch die SPD-Frakti-
on die Sinnhaftigkeit und die Dringlichkeit unseres
Antrags nicht einsehen.

(Beifall bei der FDP und der CDU — Juliane
Timmermann SPD: Wir gehen eben einen
anderen Weg!)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Bloémeke,
Sie haben das Wort.

Christiane Blomeke GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Herr Senator Scheele,
was war das denn eben? Ich bin etwas erschiittert,
das ist wie ein U-Boot, das auf Tauchstation ge-
gangen ist.

(Beifall bei der CDU, der FDP und der LIN-
KEN)

Die Blasen sind dann noch hochgekommen.
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(Beifall bei den GRUNEN, der CDU und der
FDP)

Hauptsache, wir reden nicht Gber das Thema, um
das es hier wirklich geht. Ich freue mich schon, Ih-
re Rede schriftlich in den Handen zu halten, um sie
noch einmal zu zerpfliicken. Sie fangen damit an
zu sagen — da hat Frau Wolff vdllig recht —, worum
es nicht geht. Sie erklaren lang und breit, dass es
nicht um den Fonds fiir Heimkinder geht. Und was
machen Sie dann? Dann sagen Sie, bei Ihnen wa-
ren zwei ehemalige Heimkinder im Biro gewesen
und hatten Ihnen erklart, dass es flir sie sehr
schwierig sei, Uber ihre Geschichte zu sprechen.
Herr Senator, Sie haben doch vorher festgestellt,
dass wir nicht tber den Entschadigungsfonds flr
Heimkinder reden, und gleichzeitig fiihren Sie ein
vollig falsches Beispiel an. Das 16st bei mir wirklich
nur Kopfschitteln aus.

(Beifall bei den GRUNEN, der LINKEN und
vereinzelt bei der CDU)

Wir haben vorhin versucht, lhnen deutlich zu erkla-
ren, dass es nicht um den Missbrauch in Institutio-
nen geht. Was machen Sie? Sie flihren die Schule
an. Wenn in einer Schule ein Missbrauch stattge-
funden hat, dann muss der Staat seine Fehler er-
kennen, und die Opfer brauchen Anerkennung. Es
geht hier nicht um Institutionen. Das haben wir ver-
sucht, lang und breit zu erklaren, und ich denke,
auch Sie wissen das. Es geht um den familidren
Missbrauch. Es geht auch nicht darum, dass die
Opfer allein Anerkennung brauchen. Naturlich ist
Anerkennung fiir das Leid, das geschehen ist, im-
mer wichtig. Es geht darum, dass sie Hilfe brau-
chen. Sie brauchen Hilfe, weil sie eine schwere
Traumatisierung erlebt haben. Die Krankenkassen
Ubernehmen definitiv nur einen Teil der Versor-
gung. Wir wollen, dass sie mit dem Hilfsfonds wei-
tere Therapien und Sachmittel bekommen. Ich
mochte festhalten, dass Sie gesagt haben, den
Hilfsfonds brauchten wir nicht, wir missten auf die
Krankenkassen hinwirken, damit die — so habe ich
Sie verstanden — moglichst alles tibernehmen. Das
wird vielleicht eine never ending story. Wir haben
gerade gestern das Thema Kinder mit Behinderun-
gen im Ausschuss gehabt. Dort ist es auch schwie-
rig, die Krankenkassen Uberhaupt dazu zu bewe-
gen, mehr Geld zu investieren, damit sie die Inklu-
sion in der Kita erleben. Bei Opfern von
Missbrauch will ich nicht warten, bis die Kranken-
kassen sich bewegt haben. Vor allen Dingen will
ich nicht warten, weil wir den Hilfsfonds haben. Es
braucht nur ein Zeichen von lhnen und 2 Millionen
Euro, von denen Sie eben gesagt haben, das sei
nicht viel Geld.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja, genau so
funktioniert Haushaltspolitik bei den GRU-
NEN!)

— Nein, Herr Dressel, lhr Senator hat gerade ge-
sagt, es ginge nicht um das kleine Geld. Er hat ge-

rade die 2 Millionen als wenig Geld bezeichnet. Es
gehe darum, dass das Verfahren schwierig sei und
die Opfer ihre Geschichte nicht zweimal erzahlen
wollen.

Herr Senator, Sie haben mit zwei Heimkindern ge-
sprochen. Wie kann es sein, dass die Opfer, die
am Runden Tisch sitzen, gesagt haben, sie wiir-
den das Verfahren erst einmal mittragen? Sicher-
lich hat Frau Ozdemir damit recht, dass man das
Verfahren noch verbessern kann. Ich finde lhre
Ausfihrungen aber etwas von oben herab. Woher
nehmen Sie lhre Weisheit, dass der Hilfsfonds den
Opfern nicht hilft? Ich behaupte das Gegenteil. Ihre
Rede hat das eigentlich auch bewiesen, die war
absurd.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU, der
FDP und der LINKEN)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Leonhard,
Sie haben das Wort. — Ich bitte das Plenum um
mehr Ruhe. Horen Sie der Rednerin bitte aufmerk-
sam zu.

Dr. Melanie Leonhard SPD: Sehr geehrte Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Ich bitte Sie, mir
Ihr Gehor fur zwei, drei erlauternde Anmerkungen
zu diesem Thema zu schenken. Die GRUNEN soll-
ten einmal einen Blick darauf werfen, wie die bun-
despolitische Debatte zu dem Thema Hilfsfonds
gestaltet ist. Ich glaube, niemand hat gesagt, die-
ser Hilfsfonds ware generell von Ubel. Das ist
Uberhaupt nicht unser Thema, und das ist auch
nicht das Thema von 15 anderen Bundeslandern,
darunter auch ein Grin-geflihrtes. Alle, die sich an
dieser Diskussion rund um den Runden Tisch be-
teiligt haben, haben es als dufRerste Herausforde-
rung angesehen, dass man ihn um das Thema Op-
fer hauslicher Gewalt erweitert hat. Es ist eine
grofRe Herausforderung, denen gerecht zu werden.
Alle haben gesagt, dass in erster Linie von Bedeu-
tung sei, die Regelsysteme zu starken. Die Opfer-
verbande haben gerade in der letzten Woche noch
einmal gedulert, welch grolRes Problem es sei,
dass die Novellierung des Opferschutzgesetzes
seit langer Zeit im Rechtsausschuss festhange.
Wir wissen alle, woran das liegt; es liegt nicht an
den Oppositionsfraktionen in diesem Hause. Das
ist in Wahrheit das wesentliche Thema.

Hier ist natlrlich das Beispiel des Hilfsfonds fiir die
Heimkinder relevant und auch wichtig in diesem
Zusammenhang zu nennen, weil man dann nam-
lich sehen kann, dass bisher kaum Geld abgeflos-
sen ist und es bisher nur wenigen Opfern gelungen
ist, von dem Hilfsfonds zu profitieren, der den Men-
schen ein schwieriges burokratisches Verfahren
aufbirdet und am Ende nur zweifelhaft sicherstellt,
dass sie eine Unterstitzung erhalten. Wenn
15 Bundeslander sagen, sie hatten Schwierigkei-
ten, da einzuzahlen, kann man das nicht als ab-
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surd abtun. Das ist ein ernstes Problem, und hier
ist noch richtig etwas zu regeln. Das hat die Bun-
desregierung versaumt, und auch die Familienmi-
nisterin hat es bisher versaumt, dort etwas zu tun.
Es hilft nicht, nur Geld einzuzahlen, wenn das An-
tragsverfahren noch nicht einmal klar ist. Das ist
die bundespolitische Diskussion.

(Beifall bei der SPD)

Wer dazu einmal etwas Authentisches hoéren will,
hat es im Moment ganz leicht. Die ARD hat auf "ta-
gesschau.de" ein Spezial dazu zusammengestellt.
Da kann man einmal reingucken, es kommen viele
Menschen zu diesem Thema zu Wort. Dann wird
man feststellen, dass die Diskussion sich um das
Thema Opferschutzgesetz dreht und um die Frage,
wie gerade Menschen, die im privaten Raum Opfer
von Missbrauch geworden sind, zum Beispiel
durch verlangerte Verjahrungsfristen profitieren
und dass es uber solch einen Fonds namlich sehr
schwierig ist. Das ware eine ernsthafte Hinwen-
dung zu diesem Thema. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Wolff, Sie
haben das Wort.

Katharina Wolff CDU:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Bei Herrn
Scheele war ich eine Sekunde zu spat, Sie haben
Ihr Manuskript schon zusammengepackt. Eine Ant-
wort auf meine Frage habe ich trotzdem leider
nicht bekommen, deswegen stelle ich mich noch
ein zweites Mal hier hin. Vielleicht kommen Sie
gleich noch einmal nach vorn,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Neel!)

und vielleicht finden Sie irgendetwas in lhrem Re-
demanuskript, was einen Aufschluss dariber zu-
lasst, warum Sie in diesen Hilfsfonds nicht investie-
ren wollen.

(Karin Timmermann SPD: Das haben Sie
doch eben gehort!)

Frau Leonhard, ich habe bei lhnen auch kein ge-
naues Argument gehdrt; deutlich fachlicher war es
— dafiir vielen Dank. Aber die GRUNEN jetzt aufzu-
fordern, ihre Oppositionsarbeit niederzulegen, weil
sie auf Bundesebene gucken sollen — das finde ich
an der Stelle ein bisschen schwach, das Thema zu
Wahlkampfzwecken zu benutzen.

(Beifall bei der CDU — Gabi Dobusch SPD:
Das erweitert den Horizont!)

Die Rede von Herrn Scheele, das hat Frau Bldme-
ke auch schon gesagt, war eine absolute Nullnum-
mer. Sie war ein gutes Beispiel dafir, wie man ei-
ne Rede halt, ohne auch nur ein einziges konkre-
tes Argument zu nennen.

(Beifall bei der CDU und bei Martina Kaes-
bach FDP)

Das Einzige, was ich gelernt habe, ist, dass ein
Brief von Herrn Scheele ahnlich viel wert ist wie
2 Millionen Euro, denn ansonsten kénnten Sie die-
sen Vergleich kaum ziehen. Herr Scheele, viel-
leicht wollen Sie dazu noch etwas sagen, wenn
nicht, dann ware das schade, denn ich habe keine
Antwort bekommen.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Herr Yildiz, Sie
haben das Wort.

Mehmet Yildiz DIE LINKE: Frau Prasidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Herr Scheele, eines der
Heimkinder, denen Sie einen Brief geschickt ha-
ben, hat mich auch besucht. Ich finde es richtig,
dass man den Menschen und ihren Wiinschen ent-
gegenkommt und sich auch einmal entschuldigt,
das ist sehr wichtig. Aber der Mann hat deutlich
gemacht, dass sie auch finanzielle Unterstiitzung
brauchen. Dass sie nicht einmal das Fahrkarten-
geld haben, um einen Psychologen zu besuchen,
und sich Geld erbetteln missen, hat er auch ge-
sagt.

Jetzt will ich Bezug auf dieses Thema nehmen.
Was Sie gesagt haben, hat mit diesem Thema in
erster Linie wenig zu tun gehabt. Die Regelsys-
teme zu starken, da bin ich lhrer Meinung, aber
hier muss der Staat auch schnell handeln. Die Re-
gelsysteme dauern und dauern, das hat man auch
bei den Heimkindern bemerkt. Die Folge ist, dass
diese Menschen dermalen traumatisiert sind, dass
sie jahrelang psychologische Betreuung brauchen,
gesundheitlich kaputt sind und nicht einmal in der
Lage sind, fur sich zu sorgen. Hier kann der Staat
sehr schnell reagieren und handeln, um zu unter-
stitzen; daher finde ich den Antrag wichtig. — Dan-
ke schoén.

(Beifall bei der LINKEN und bei Martina
Kaesbach FDP)

Vizepréasidentin Kersten Artus: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr, dann kommen wir
zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache
20/7603 an den Ausschuss fur Soziales, Arbeit
und Integration zu? — Gegenstimmen? — Enthal-
tungen? — Damit ist die Uberweisung abgelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen.

Wer mdéchte den Antrag der FDP-Fraktion aus
Drucksache 20/7603 annehmen? — Gegenstim-
men? — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag ab-
gelehnt.
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Ich rufe Tagesordnungspunkt 28 auf, Drucksache
20/7568, Antrag der Fraktion DIE LINKE: Gebuh-
renfreiheit in der Kindertagesbetreuung fur Famili-
en mit geringem Einkommen sicherstellen und Bei-
tragsrickstédnde den Kindertageseinrichtungen er-
statten.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Gebiihrenfreiheit in der Kindertagesbetreuung
fiir Familien mit geringem Einkommen sicher-
stellen und Beitragsriickstiande den Kinderta-
geseinrichtungen erstatten

— Drs 20/7568 -]

Diese Drucksache mochte die Fraktion DIE LINKE
an den Familien-, Kinder- und Jugendausschuss
Uberweisen.

Wer wiinscht das Wort? — Herr Yildiz, Sie haben
es.

Mehmet Yildiz DIE LINKE: Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Uber 160 000 Hamburger und Hamburgerin-
nen sind uberschuldet, fast 80 000 Haushalte sind
davon betroffen. Die Griinde fir die zunehmende
Verschuldung haben viele Ursachen. Die Men-
schen verdienen in der Regel immer weniger, Mie-
ten und Lebenshaltungskosten steigen — man
koénnte hier stundenlang lber die Ursachen reden.
Eine der Ursachen, weshalb Familien in Hamburg
Uberschuldet sind, sind die Kita-GeblUhren. Des-
halb haben wir von der Links-Fraktion den Antrag
gestellt, dass diese Menschen von den Kita-Ge-
buhren befreit werden. Unsere Anfrage vom Herbst
letzten Jahres hat ergeben, dass die abgefragten
310 Kitas durchschnittlich jeweils 5100 Euro Au-
Renstande haben. Das bedeutet nichts anderes,
als dass Eltern ihre Kinder in eine frihkindliche Bil-
dungseinrichtung schicken und nicht mit der Zah-
lung der Gebuhren hinterherkommen. Das sind
keine kleinen Betrage. Wenn wir das auf alle etwa
1100 Kitas hochrechnen, sind das etwa 5,6 Millio-
nen Euro Schulden, die sich aufgebaut haben.

(Glocke)

Vizeprasidentin Kersten Artus (unterbrechend):
Herr Yildiz, entschuldigen Sie bitte. Obwohl so we-
nige Leute im Plenum sind, finde ich es zu laut. Bit-
te unterhalten Sie sich drauf’en, auch Herr Ritter
und Herr Kienscherf.

Fahren Sie bitte fort mit Ihrer Rede.

Mehmet Yildiz DIE LINKE (fortfahrend): — Vielen
Dank, Frau Prasidentin.

Wenn man diese 5,6 Millionen Euro auf die Kinder
und ein Jahr herunterrechnet, dann entspricht das

17 300 Kindern, die die Kita besuchen und deren
Familien dort Schulden haben. Das ist nicht wenig.
Ich habe auf ein Jahr gerechnet, wenn man das
durch drei teilt, also auf drei Jahre rechnet, sind es
jahrlich fast 5000 bis 6000 Kinder. Problematisch
ist es vor allem fir die Familien, die von Hartz IV
leben oder Geringverdiener sind. Deswegen haben
wir in unserem Antrag diese Menschengruppe her-
vorgehoben. Fir diese Gruppe bleibt in der gegen-
wartigen Situation nur die Aussicht, das Kind abzu-
melden oder sich immer weiter zu verschulden.

Letztens kam eine alleinerziehende Mutter in mei-
ne Sprechstunde. Sie hat Schulden in der Kita, sie
hat eine Ratenzahlung abgeschlossen, und das
Problem ist, dass dieser Tilgungsbetrag so hoch
ist, dass sie mit ihren fortlaufenden Gebuihren nicht
hinterherkommt. Ich frage euch alle: Soll diese
Mutter ihr Kind abmelden und die Chance ihres
Kindes auf ein besseres Leben aufs Spiel setzen
oder lieber das Risiko eingehen, dass sie irgend-
wann einmal Insolvenz anmelden muss?

Nun kann man sagen, es handele sich bei den Be-
tragen, die die Betroffenen zu zahlen haben, um
Minimal- oder Mindestbetrage. Aber diese Mindest-
betrdge sind in der Realitdt von diesen Menschen
nicht mehr aufzubringen. Das Iasst sich auch wun-
derbar nachweisen: Im Hartz-IV-Regelsatz wird
das Existenzminimum fir ein Kind unter finf Jah-
ren mit 224 Euro angegeben. Bei der Bemessung
ist kein einziger Cent fur die Kita-Gebuhr vorgese-
hen. Das Bundesverfassungsgericht hat 2010 fest-
gestellt, dass ein kinder- und altersspezifischer Be-
darf zu berucksichtigen ist. Dieser altersspezifische
Bedarf ist bis heute bundesweit nicht in den Regel-
satzen eingetragen worden. Dass erwerbslose El-
tern ihre Kinder bisher trotzdem in die Kita
schicken, finde ich sehr wichtig und wunderbar.

(Beifall bei der LINKEN)

Um ihr Kind Uberhaupt in die Kita schicken zu kén-
nen, sparen diese Familien beim Essen oder viel-
leicht einmal daran, den Kindern Schuhe zu kaufen
oder etwas anderes flur das Kind oder die Familie.

Nun ist dem Hamburger Senat nicht direkt vorzu-
werfen, dass in den Hartz-IV-Regelsatzen nicht
eingefuhrt wird, was vorgesehen sein sollte. Aber
es geht nicht um die Zustandigkeit. Wenn die Bun-
desregierung nichts tut, dann muss Hamburg hier
eigenstandig handeln. Hamburg kann unbirokra-
tisch und unproblematisch fiir Hartz-IV- und Ge-
ringverdienerfamilien die Kita-Geblhren abschaf-
fen. Das ist mdglich, und nach einer Volksinitiative
ist es auch ab dem Jahr 2014 vorgesehen. Damit
entlasten wir nicht nur die Familien, sondern auch
die Kita-Einrichtungen, die die Gelder oft vergeb-
lich eintreiben missen. Wir kdnnen nicht zulassen,
dass Konflikte in der Beziehung zwischen Kindern,
Eltern und Erzieherinnen und Erziehern entstehen,
weil es Zahlungsprobleme gibt.
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(Beifall bei der LINKEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es kann nicht
sein, dass eine Inkassofirma oder gar ein Gerichts-
volizieher bei Familien anklopfen muss, nur weil
ein Kind in den Genuss der frihkindlichen Bildung
kommen will.

(Beifall bei der LINKEN)

So etwas ist eine Bankrotterklarung der Gesell-
schaft. Eine reiche Stadt wie Hamburg muss daflr
sorgen, dass alle Kinder tatsachlich in die Kita kon-
nen, ohne dass ihre Eltern finanziell ruiniert wer-
den. Wir haben heute mehrere Diskussionen ge-
habt. Wenn wir etwa bei der Elbphilharmonie
700 Millionen Euro flr Beton, Stahl und Glas aus-
geben, aber fir Tausende von Kindern, die unsere
Zukunft bestimmen, nicht einmal 5,6 Millionen Euro
jahrlich Gbrighaben, dann ist das eine Schande.

(Beifall bei der LINKEN)

Sogar der Senat und auch Herr Scheele selbst sa-
gen, dass frihkindliche Bildung die Chancen nach-
haltig verbessert. Deshalb ist er gefordert, die oh-
nehin benachteiligten Familien so zu unterstitzen,
dass frihkindliche Bildung nicht vom Geldbeutel
der Familien abhangt.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir fordern auch, dass der Senat die Mindestzah-
ler sofort von den Gebuhren befreit und die Schul-
den Ubernimmt, die entstanden sind. Was ich auch
kritisieren méchte und was ich nicht verstehe: Es
ist ein Thema in der Vertragskommission, es ist
SPD-intern ein Thema, und auch im Senat wird
daruber gesprochen, dass man da handeln muss
und irgendetwas geschehen muss. Dass dieser
Antrag dann nicht einmal an den Ausschuss uber-
wiesen wird, um dort sachlich zu diskutieren, wie
man vielleicht gemeinsam zu einer Losung kommt,
finde ich fiir eine SPD-Fraktion, die sich sozialde-
mokratisch nennt, peinlich. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Leonhard,
Sie haben das Wort.

Dr. Melanie Leonhard SPD: Sehr geehrte Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Fir viele Kolle-
ginnen und Kollegen hier im Haus ist dieser Antrag
— oder zumindest das Anliegen, das Sie mit die-
sem Antrag bewegen — ein alter Bekannter. Allein
in den letzten drei Jahren haben Sie viermal und
auch im Familienausschuss schon haufig Ihr Be-
dirfnis geschildert, die Leistungsbezieher von ih-
rem Mindestbeitrag zu befreien. Das ist das eine.

Als Zweites haben Sie lhren heutigen Antrag um
den Vorschlag erganzt, dass die Stadt fir die bei
den Kitas entstandenen Beitragsliicken aufkom-
men und die Zahlungsrickstande saumiger Kita-

Beitragszahler erstatten soll. An dieser Stelle soll-
ten Sie sich einmal die Frage stellen, wie das zum
Beispiel Eltern finden, die knapp Uber der Beitrags-
grenze liegen, wenn genau denjenigen, die knapp
darunterliegen, der Beitrag oder die Beitragsschul-
den erlassen werden,

(Mehmet Yildiz DIE LINKE: Beitragsfreiheit!)

oder welche Auswirkungen ein solches Signal,
dass wir alle Aulenstande zahlen, an andere EIl-
tern hatte, die regelmaRig bezahlen, oder an die
Kitas, die sich darum bemihen, mit Eltern in oft
schwierigen Verhandlungen Einzelvereinbarungen
zu treffen. Wenn Sie sich solche Fragen gestellt
hatten und auch die letzten drei Jahre zu dem The-
ma einmal hatten Revue passieren lassen, dann
hatte dieser Antrag in der Form vermutlich gar
nicht das Licht der Welt erblicken kénnen.

Dartber hinaus mdchte ich noch einmal etwas zu
dem Thema sagen, was fir eine sozialdemokrati-
sche Fraktion in Ordnung ist und was nicht: Wir ha-
ben alle gemeinsam in diesem Haus und insbeson-
dere der SPD-Senat auf dem Gebiet der Kinderbe-
treuung viel erreicht und geleistet. Ich will hier nur
ein paar Beispiele nennen, um Sie auch nicht
Uberzustrapazieren, weil wir haufig an dieser Stelle
darlber sprechen. Da ist einmal die Beitragsfrei-
heit im vorschulischen Jahr, auch fir Kann-Kinder
inzwischen, sie zahlen alle keinen Beitrag mehr.
Dann gibt es den Rechtsanspruch ab zwei Jahren
schon seit vergangenem August. Dann haben wir
das Thema der Qualitatsverbesserung bei Kita-
Plus — all das mit einem enormen Mitteleinsatz und
einem enormen Engagement; das hat die Qualitat
in den Kitas sehr verbessert. Und darlber hinaus
haben die allgemeinen Rechtsanspriiche dafir ge-
sorgt, dass immer mehr Kinder davon profitieren
kénnen.

(Beifall bei der SPD)

Darlber hinaus ist es schon heute so — das wissen
Sie auch —, dass in begriindeten Einzelfallen Kin-
dern mit dringlichem sozialem oder padagogi-
schem Bedarf die Geblihren komplett erlassen
werden. Wenn zum Beispiel die Eltern sich von
vornherein verweigern, dann eréffnet auch schon
heute das Gesetz die Mdglichkeit, in begriindeten
Einzelfallen von den Beitrdgen Abstand zu neh-
men, und das wissen Sie.

Wir als SPD-Fraktion und auch der Senat halten
sich daran, was wir mit dem Landeselternaus-
schuss vereinbart haben, und das ist die bereits
beschlossene Beitragsfreiheit — Sie haben es auch
gesagt — ab 1. August 2014. Dann entfallt sowieso
der Beitrag, und zwar fir alle Kinder durch die
Bank fir finf Stunden Betreuung plus Mittagessen.
Und wer mehr braucht, bekommt mehr, die Beitra-
ge werden dann sozial gestaffelt. Das gilt ab Au-
gust 2014. Diese und andere MalRnhahmen niitzen
dann vor allem auch den Familien, die Sie hier an-
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gesprochen haben, aber darliber hinaus eben al-
len Hamburger Kindern.

(Beifall bei der SPD)

Aus den eben genannten und eigentlich schon lan-
ge bekannten Griinden halten wir an unserem Vor-
gehen, alle Eltern finanziell ab 2014 zu entlasten,
fest. Daher kdnnen wir lhren Antrag nicht Gberwei-
sen, und wir glauben auch, dass wir ihn nicht zum
vierten Mal im Familienausschuss diskutieren mis-
sen.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Herr Dr. Scheu-
erl, Sie haben das Wort.

Dr. Walter Scheuerl CDU: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Ich
kann es kurz machen. Frau Leonhard, mit der ich
sonst nicht immer Ubereinstimme,

(Dr. Melanie Leonhard SPD: Fast nie!)

hat fast alles Wesentliche schon gesagt. Ich will
nur noch einmal betonen, dass wir uns in der CDU-
Fraktion — und ich glaube, wir alle hier im Hause —
darin einig sind, dass es unter dem Gesichtspunkt
der Chancengleichheit wichtig ist, dass alle Kinder
unabhangig vom Einkommen ihrer Eltern eine opti-
male Foérderung in den Kitas erhalten sollen und
dass gerade auch Kinder aus sozial eher schwa-
cher gestellten Familien natirlich den Zugang in
die Kitas und eine mdglichst friihe Forderung ha-
ben sollen. Man muss sich aber auch einmal vor
Augen flhren, dass in den letzten 10, 15 Jahren
die Grundsteine dafur insbesondere von den Vor-
gangersenaten unter der CDU-Regierung gelegt
worden sind, aber selbst in den letzten zwei Jahren
hat sich daran nicht viel, jedenfalls nicht zum
Schlechten fiur die Eltern verandert.

Uber welche Betrage sprechen wir? Herr Yildiz,
Sie haben mit Ihrer Anfrage eine Menge Ruckstan-
de aus den verschiedenen Kitas genannt bekom-
men, aber nur betragsmafig. Es gibt keine Infor-
mationen daruber, ob es wirklich die Mindestzahler
sind, die, wie Sie unterstellen, die Beitradge nicht
zahlen kénnen, oder ob es nicht andere Eltern
sind, die einfach einmal ihre Rechnungen Uber
300 Euro oder 500 Euro liegen lassen. Auch dieje-
nigen, die mehr zahlen, sind mdglicherweise nicht
so schnell mit dem Zahlen ihrer Rechnungen, und
da wird vielleicht auch einmal bei Privatpatienten
die Zahnarztrechnung liegen gelassen. Es ist also
eine reine Mutmalung, dass es die Mindestzahler
seien, die hier in groBer Zahl zu diesen Rickstan-
den beigetragen hatten.

Fakt ist aber doch, dass schon heute der Mindest-
anteil flr eine achtstiindige Betreuung in den
Krippen im Elementarbereich gerade einmal bei
39 Euro im Monat liegt und fiir eine vierstiindige

Betreuung gerade einmal bei 27 Euro. Auch bei
den Mindestzahlern ist es so: Wer solche Betrage
nicht zahlt, trifft eine Zahlungsentscheidung, die-
sen Beitrag, der wirklich gering ist und vom Steuer-
zahler mit vielen Hundert Euro subventioniert wird,
nicht zu zahlen und diese 27 Euro lieber fur etwas
anderes auszugeben. Ich will nicht fragen, was das
ist, aber ich finde, wir kdbnnen an die Verantwor-
tung der Eltern appellieren und sagen: Liebe El-
tern, in der Kita gibt es eine gute Forderung, und
wenn ihr die aufgrund eurer Einkommensverhalt-
nisse fur 27 Euro bekommt, dann sind diese
27 Euro wirklich verdammt gut angelegt, zahlt sie
bitte auch.

(Beifall bei der CDU)

Um das abzurunden, mochte ich zum Schluss
noch auf ein Thema eingehen, weil Sie auch den
Antrag gestellt haben, nicht nur die Beitrage fir die
Mindestzahler generell entfallen zu lassen, son-
dern auch auf die Einforderung der Riickstéande bei
den Mindestzahlern, also nur bei einem kleinen
Teil der Beitragszahler, zu verzichten. Machen Sie
sich doch einmal klar, was das fir die Zahlungs-
moral aller regelmafig Zahlenden bedeutet. Frau
Leonhard hat es am Beispiel der Kita-Zahler ange-
sprochen, aber fir alle die, die sagen, das Thema
Kita sei ihnen so fremd und so fern, nehmen wir
doch einmal das Beispiel Steuern, das im Moment
in aller Munde ist. Stellen Sie sich vor, der Bund
kame auf die Idee, per 25. April alle ausstehenden
Steuerverbindlichkeiten zu erlassen.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Auf die
Idee kdme er nicht!)

Dann wirden in diesem Hause eine ganze Reihe
aufstehen — wahrscheinlich auf Ihrer Seite — und
sagen, welch groRe Ungerechtigkeit das sei. Man
habe seine Steuern schon bezahlt und all die
Selbststandigen, die moglicherweise noch nicht
gezahlt haben, missten jetzt aber unbedingt auch
und so weiter, und jetzt zahle man auch nicht
mehr. An dem Beispiel, in das Sie sich hineinver-
setzen konnen, sehen Sie, dass es nicht hilft zu
sagen, wer bis jetzt nicht gezahlt habe, den nehme
man ohne Priifung der Ursachen und Griinde da-
von aus, sondern diese momentanen Mindestge-
bihren, die ohnehin nur noch bis 2014 gelten, die
gering sind und vom Steuerzahler hochsubventio-
niert. Sie sind gut angelegte Beitrage fur die Eltern
zur Férderung ihrer Kinder, und deswegen ist Ihr
Antrag schlicht Gberflissig in dieser Zeit. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepréasidentin Kersten Artus: Frau Blémeke,
Sie haben das Wort. Herr Ritter, Sie sind danach
dran, Sie kbnnen auch zusammen hier reden.
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Christiane Blomeke GRUNE: Genau, Herr Ritter,
kommen Sie doch her, Sie bekommen dieses Mi-
kro hier. Ich weil® aber nicht, ob wir das Gleiche
sagen.

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! DIE
LINKE legt eine gewisse Hartnackigkeit an den
Tag, das ist aber in der Politik nicht unbedingt ver-
kehrt.

(Beifall bei der LINKEN)

Man muss bei manchen Themen, die einem wich-
tig sind, schon hartnackig sein, und wenn wir ein-
mal ehrlich sind, ist auch die SPD sehr hartnackig,
wenn es darum geht, ihre Erfolge hier immer wie-
der zu prasentieren. Da hat Frau Leonhard heute
zum Glick die Kurzversion gebracht, und dariiber
bin ich auch ganz froh, weil wir sie inzwischen alle
kennen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Till Stef-
fen GRUNE - Ksenija Bekeris SPD: Wir
kennen auch Ihre Litanei!)

Es ist nicht das erste Mal, dass wir Uber Kita-Ge-
buhren reden, und ich wirde gerne noch einmal
einen anderen Zungenschlag in die Debatte hin-
einbringen. Ich finde es namlich sehr einseitig, hier
immer wieder Uber Kita-Geblhren zu reden. Wir
reden viel zu wenig Uber die Qualitat. Uber den
Ausbau und eben die Gebuhren reden wir viel,
aber die Qualitat bleibt meiner Wahrnehmung nach
auf der Strecke. Darlber haben wir auch gestern
im Familienausschuss noch einmal gesprochen.
Wenn ich von Qualitdt spreche, dann meine ich
nicht nur den Erzieher-Kind-Schlissel. Es geht al-
so nicht nur um das Betreuungsverhaltnis, wobei
das sehr wichtig ist, wenn wir einmal davon ausge-
hen, dass es in der Krippe immer noch einen Be-
treuungsschliissel von 1:6 gibt, das heil’t, dass auf
sechs Kinder eine Erzieherin kommt. Aber ich will
mich jetzt nicht wiederholen, weil ich das schon in
der letzten Debatte erzahlt habe.

Es geht auch um die Akademisierung unseres pad-
agogischen Personals, und hier haben wir dringen-
den Handlungsbedarf. Die Kolleginnen und Kolle-
gen aus dem Familienausschuss wissen es schon,
aber ich mochte das Beispiel dennoch einmal er-
zahlen. Wir waren auf einer Veranstaltung der
HAW, wo sich Studenten geaulert haben, die am
Studiengang frihkindliche Bildung der HAW teil-
nehmen. Die haben in der Diskussion um die Er-
zieherausbildung gesagt, sie kénnten keinem jun-
gen Menschen raten, diesen Studiengang anzuge-
hen. Ich finde es ziemlich dramatisch, wenn Stu-
denten und Studentinnen selbst sagen: Leute, stu-
diert nicht frihkindliche Padagogik, das lohnt sich
nicht, denn wenn wir spater in die Kitas gehen,
werden wir nicht anders bezahlt als die Erzieher
und Erzieherinnen. Das geht nicht. Wenn wir die
Kita als Bildungseinrichtung voranbringen wollen,
dann missen wir dafiir sorgen, dass wir dort einen

guten Personalmix haben, und dazu gehdrt auch
akademisch ausgebildetes Personal.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Was hat
das jetzt mit dem Antrag zu tun?)

— Das hat insofern mit dem Antrag zu tun, als wir
viel Uber Geblhren reden und wir auch einmal
einen anderen Blickwinkel haben missen, namlich
auf die Qualitat in der Kita.

Ich wollte nicht alles wiederholen, aber jetzt kom-
me ich noch einmal auf den Antrag zuriick. Er hat
natilrlich eine gewisse Berechtigung, deswegen
kann ich ihn nicht schlichtweg ablehnen und des-
wegen enthalten wir uns auch, denn wir kénnen
nicht wegreden, dass jedes vierte Kind in Hamburg
immer noch in Armut lebt und dass Entlastungen
dringend erforderlich sind. Ich finde es auch ein
bisschen vermessen, jetzt von der CDU zu héren,
die Mindestbeitragszahler wirden doch nur
38 Euro und fir finf Stunden nur 27 Euro zahlen.
Das hoért sich fur alle Normal- oder Besserverdie-
ner natlrlich nach ganz wenig Geld an, aber wir
wissen doch alle, wie hoch der Hartz-1V-Regelsatz
ist und dass diese Menschen damit wirklich am
Existenzminimum schrammen. Und ich behaupte,
dass man diese Menschen in unserer Gesellschaft
als arm bezeichnen kann. Daher ist die Intention
des LINKEN-Antrags naturlich richtig, hier zu hel-
fen und zu entlasten.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)
— Danke fiir den Beifall der Links-Fraktion.

Aber jetzt kommt etwas, wo die LINKEN gleich
nicht mehr klatschen kénnen, denn eines ist auch
gesagt worden: Der Antrag ist eigentlich nicht mehr
zeitgemal. Zwar fordert er die Entlastung sofort in
diesem Sommer, aber alle — auch die Links-Frakti-
on — wissen doch, und da hat die SPD in der Tat
einen grofen Schritt getan, dass es nachstes Jahr
die Gebihrenbefreiung fir alle gibt. Man kann jetzt
dartber spekulieren, dass sich das Ganze natur-
lich noch wunderbar als Wahlgeschenk verkaufen
lasst, wenn es erst 2014 kommt, aber sei es drum,
es kommt. Flr uns geht es zu einseitig in Richtung
Gebuhrenbefreiung, und wir erwarten hier eher ei-
ne Verbesserung in Richtung Qualitat, aber der
Antrag der LINKEN passt, wie Herr Dr. Scheuerl
auch sagte, nicht in diese Zeit. Nun kénnen die
LINKEN noch zweimal versuchen, einen solchen
Antrag zu stellen, aber die Argumente werden
nicht neuer. Wir werden die Gebuhrenbefreiung
bekommen, und in der Tat profitieren davon dann
auch die Geringverdiener.

Wichtig ist, die Qualitéat ins Spiel zu bringen, und
das wird die Kita-Debatte der Zukunft sein. Die Ge-
bihrenfrage ist jetzt abgerdumt. Ich finde nicht,
dass es noch vorab irgendwelche anderen Verbes-
serungen geben sollte, weil es schon ein ziemli-
cher Kraftakt ist, funf Stunden gebuhrenfrei darzu-
stellen. Das reicht aus unserer Sicht. Wir missen
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die Debatte zur Zukunft der Kita tGber die Qualitat
fuhren, und da wirde ich mir von der SPD wiin-
schen, dass die Antrage der Opposition nicht im-
mer einfach nur abgelehnt werden, sondern dass
sich auch die SPD einmal der Diskussion Uber die
qualitativen Verbesserungen in der Kita stellt.
Dann schauen wir einmal, was sich da in Zukunft
so ergibt, nachdem die letzten Antrage alle abge-
lehnt worden sind, aber vielleicht weitet sich der
Blickwinkel noch.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Jetzt, Herr Ritter,
haben Sie das Wort.

Finn-Ole Ritter FDP: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Frau Leonhard hat darauf hinge-
wiesen, dass wir zum vierten Mal tber das Thema
sprechen. Wir hatten schon viele Antrage zu dem
Thema, aber die Sache andert sich vom Grundsatz
her nicht, auch wenn Sie es wiederholt bringen.
Wir werden auch dieses Mal nicht zustimmen kon-
nen, das Ganze kostenlos zu machen. Zum einen
wird es ab 2014 schon kostenlos sein

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Das ist
falsch!)

— die funfstindige Betreuung, danke, Herr Hack-
busch — und zum anderen vermissen wir bei der
LINKEN immer die Gegenfinanzierung, wie es
denn alles finanziert werden soll, wenn man so et-
was fordert.

Das andere Thema, auf die Riickstande einfach zu
verzichten, widerspricht meinem grundsatzlichen
Gerechtigkeitssinn den Eltern gegeniber, die sich
das abknapsen, die fir die Kita-Geblhren arbeiten
gehen und sich praktisch den sogenannten Punkt,
Punkt, Punkt aufreiRen, um die Kita-GebUhren zu
bezahlen. Daher kann ich jetzt nicht einfach pau-
schal jemandem die Gebuhren erlassen, vor allem,
wenn nicht quantifiziert ist, wie Herr Dr. Scheuerl
sagte, wo die Beitragsriickstande Uberhaupt her-
kommen. Es ist eher eine Vermutung, Herr Yildiz,
dass das alles die Mindestbeitragszahler sind, die
Ruckstande haben. Ich finde den Antrag, je ofter er
gestellt wird, auch nicht besser, und deswegen leh-
nen wir eine Uberweisung an den Ausschuss ab.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Herr Yildiz, Sie
haben das Wort.

Mehmet Yildiz DIE LINKE: Als wir diesen Antrag
gestellt haben, haben wir intern auch in unserer Ar-
beitsgruppe darlber diskutiert, ob wir jetzt fordern,
dass die Auflensténde fir alle ibernommen wer-
den

(Finn-Ole Ritter FDP: Das ist ja noch schlim-
mer!)

oder nur fur bestimmte Gruppen.

(Prasidentin Carola Veit Gbernimmt den Vor-
sitz.)

Herr Scheuerl, ich gebe lhnen insofern recht, dass
nicht nur Geringverdiener und Hartz-IV-Empfanger
betroffen sind, sondern auch andere ihren Aufga-
ben nicht nachkommen. Im Grundsatz sind wir so-
wieso dafir, dass das gesamte Bildungssystem
gebuhrenfrei und steuerfinanziert wird. Das gilt
auch fur den Bereich Kita, aber hier haben wir eine
besondere Situation. Ich habe es in meiner Rede
erwahnt: Auch wenn die SPD sich immer wieder
auf den Standpunkt stellt, dass die Gebilhrenbe-
freiung 2014 kommt — das weil} ich auch, das war
auch ein Erfolg der Opposition mit dem Landesel-
ternausschuss, woran wir einen grofden Anteil hat-
ten —, missen wir uns aber die Frage stellen, was
wir mit den aufgehduften Schulden machen und
den Eltern, die es sich nicht leisten kbnnen zu zah-
len. Von den anderen Eltern habe ich nicht gespro-
chen, sondern speziell von dieser Menschengrup-
pe. Ein Jahr mehr bedeutet ein Jahr mehr Schul-
den und ein Jahr mehr Belastung fir diese Familie,
nicht nur finanziell, sondern auch psychisch. Es
gibt Konflikte zwischen den Kita-Erziehern und den
Eltern, und das sollten wir vermeiden. Herr Scheu-
erl vergleicht Apfel mit Birnen, Steuerhinterzieher
mit Geringverdienern. Ich weil} nicht, Herr Scheu-
erl, wo Sie leben, dass man bundesweit alle Steu-
erhinterzieher von den Steuern befreit. Hier geht
es um Menschen, in deren Regelsatz nicht enthal-
ten ist, dass Kita-Gebiihren Gibernommen werden.

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Sie ha-
ben recht, Herr Yildiz. Es ist unglaublich laut und
quasselig. Vielleicht kénnen wir diesem letzten Re-
debeitrag gemeinsam ein bisschen mehr Aufmerk-
samkeit schenken. Vielen Dank.

Herr Yildiz, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Scheuerl?

Mehmet Yildiz DIE LINKE (fortfahrend): Nein, er
kann sich noch einmal melden.

Menschen, die kein Geld haben, missen woan-
ders sparen. Das ware eine sinnvolle Investition,
aber sie haben das Geld nicht. Wir konnen diese
Familien nicht zusatzlich belasten, das hat sogar
das Bundesverfassungsgericht erwahnt.

Frau Leonhard, ich habe nicht nur in meiner Rede
erwahnt, dass Beitragsrickstande ubernommen
werden, sondern das steht auch in unserem An-
trag, wenn Sie ihn richtig lesen. Bei Punkt 2 steht:

"[...] die bisher in den Kindertagesstatten
aufgelaufenen Beitragsriickstande der El-
tern, die Mindestzahler sind, den Einrich-
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tungen zum 01.08.2013 durch die BASFI zu
erstatten”.

Ob Sie es wollen oder nicht, das wird ein Thema
von uns sein, und wir werden Sie damit nerven, bis
diese Schulden Ubernommen werden. Ich freue
mich aufs nachste Jahr, aber ich hoffe, dass wir ir-
gendwann dazu kommen, dass diese Eltern entlas-
tet werden und der Ganztag beitragsfrei wird.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat Herr Dr.
Scheuerl.

Dr. Walter Scheuerl CDU: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will
nur eines klarstellen, Herr Yildiz. Es mag an lhrer
Sprache liegen, das weil} ich nicht, aber Sie haben
mir gerade unterstellt, ich hatte Steuerhinterzieher
mit Kita-Beitragszahlern verglichen. Das ist eine
Ungehdrigkeit, wenn das ernst gemeint ist. Ich ha-
be redliche Steuerzahler mit redlichen Kita-Bei-
tragszahlern verglichen und Sie gebeten, einmal
dartber nachzudenken, was ist, wenn diejenigen,
die schon gezahlt haben, morgen héren, dass alle,
die noch nicht gezahlt haben, den Beitrag erlassen
bekommen — nicht mehr und nicht weniger. Von
Steuerhinterziehern habe ich nicht gesprochen,
und ich habe sie auch nicht gemeint. Ich meine die
redlichen Eltern, die ihre Steuern zahlen — das war
mein Vergleich —, und ich meine die redlichen EI-
tern, die ihre Beitrage zahlen und denen die 27
Euro pro Monat wichtig genug sind, um daftr fir
ihr Kind eine gute Forderung zu bekommen.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Wenn keine weiteren
Wortmeldungen vorliegen, dann kénnen wir zur
Abstimmung kommen.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache an
den Familien-, Kinder- und Jugendausschuss zu?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das
Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer mdchte den Antrag der Fraktion DIE LINKE
annehmen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Dann ist das mehrheitlich abgelehnt worden.

Wir kommen zu Punkt 12, Drucksache 20/7441,
Senatsmitteilung: Stellungnahme des Senats zu
dem Ersuchen der Birgerschaft vom 13. Juni 2012
"Erlass eines Hamburgischen Transparenzge-
setzes".

[Senatsmitteilung:

Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Biirgerschaft vom 13. Juni 2012 "Erlass ei-
nes Hamburgischen Transparenzgesetzes" (Zif-
fer 2 der Drucksache 20/4466)

— Drs 20/7441 -]

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, auf eine
Debatte zu verzichten.

Wer mochte einer Uberweisung der Drucksache an
den Justizausschuss zustimmen? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das ist dann einstimmig so
erfolgt.

Punkt 31, Drucksache 20/7588, Antrag der CDU-
Fraktion: In Hamburg ansassige Betreiber von Ha-
fenrundfahrten nicht benachteiligen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

In Hamburg ansdssige Betreiber von Hafen-
rundfahrten nicht benachteiligen

— Drs 20/7588 ]

Auch hier verzichten die Fraktionen einvernehmlich
auf eine Debatte.

Wer stimmt einer Uberweisung an den Ausschuss
fur Wirtschaft, Innovation und Medien zu? - Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dann ist auch das
einstimmig Uberwiesen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 3, Druck-
sachen 20/7541, 20/7542 und 20/7543, den Be-
richten des Eingabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 20/7541 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 20/7542 ]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 20/7543 -]

Ich beginne mit Bericht 20/7541.

Wer méchte sich der Empfehlung anschliefen, die
der Eingabenausschuss zu der Eingabe 161/13
abgegeben hat? — Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Das ist dann mehrheitlich so beschlossen.

Wer moéchte der Empfehlung zur Eingabe 168/13
folgen? — Auch hier die Gegenprobe. — Und die
Enthaltungen? — Dann ist auch das mit Mehrheit
so beschlossen.


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7441&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7588&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7541&dokart=drucksache
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Wer schlieldt sich der Empfehlung zur Eingabe
169/13 an? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
ist dann einstimmig so beschlossen.

Wer mochte der Empfehlung zu den Ubrigen Ein-
gaben folgen? — Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Das war einstimmig.

Zum Bericht 20/7542, zunachst zu Ziffer 1.

Wer mochte sich der Empfehlung anschlieen, die
der Eingabenausschuss zur Eingabe 183/13 abge-
geben hat? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Das ist dann einstimmig so beschlossen.

Wer moéchte der Empfehlung zur Eingabe 192/13
seine Zustimmung geben? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das war dann mehrheitlich.

Wer mdchte den Empfehlungen folgen, die der
Eingabenausschuss zu den Eingaben 539/12,
175/13 und 194/13 abgegeben hat? — Auch hier
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann war
auch das einstimmig.

Wer folgt den Empfehlungen zu den Ubrigen Ein-
gaben? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war
einstimmig.

Von den Ziffern 2 bis 4 hat die Birgerschaft Kennt-
nis genommen.

Wir kommen zum Bericht 20/7543. In Ziffer 1 sind
nur einstimmige Empfehlungen enthalten.

Wer mdchte sich diesen anschlielen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das war einstimmig.

Von Ziffer 2 haben wir Kenntnis genommen.

Die in der Geschéaftsordnung fir bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammeliibersicht**
haben Sie erhalten.

Ich stelle fest, dass wir von den Drucksachen unter
A Kenntnis genommen haben.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war ein-
stimmig.

Wer schlieBt sich den Ausschussempfehlungen
unter C an? — Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Dann ist auch das einstimmig so erfolgt.

Wir kommen zu Punkt 3d, Drucksache 20/7083,
das ist die GroRe Anfrage der GRUNEN Fraktion:
Sportberichterstattung im 6ffentlich-rechtlichen und
privaten Rundfunk.

[GroRe Anfrage der GRUNEN Fraktion:

**Sammeliibersicht, siehe Seite 4499f.

Sportberichterstattung im o6ffentlich-rechtli-
chen und privaten Rundfunk
— Drs 20/7083 —]

Die Fraktion der GRUNEN mdchte diese Drucksa-
che an den Sportausschuss Uberweisen.

Wer folgt dem Uberweisungsbegehren? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann ist das mehrheit-
lich abgelehnt.

Ich stelle fest, dass die Birgerschaft von der
Grofden Anfrage Kenntnis genommen hat.

Punkt 13, Drucksache 20/7547, Senatsmitteilung:
Stellungnahme des Senats zum Ersuchen der Biir-
gerschaft vom 15./16./17. April 2002 "Regelmalige
Unterrichtung der Burgerschaft Uber die Polizeili-
che Kriminalstatistik".

[Senatsmitteilung:

Stellungnahme des Senats zum Ersuchen der
Biirgerschaft vom 15./16./17. April 2002 "Regel-
méBige Unterrichtung der Biirgerschaft uber
die Polizeiliche Kriminalstatistik"

Drucksache 17/654 (Ursprungsantrag Drucksa-
che 17/317) und Plenarprotokoll 17/14

— Drs 20/7547 -]

Die Fraktion der GRUNEN méchte die Drucksache
an den Innenausschuss uUberweisen.

Wer stimmt diesem Begehren zu? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Ich stelle fest, dass wir auch hier Kenntnis genom-
men haben.

Punkt 18, Drucksache 20/7494, Bericht des Wis-
senschaftsausschusses: Schaffung eines Stif-
tungslehrstuhls fur frihkindliche Entwicklung und
Bildung.

[Bericht des Wissenschaftsausschusses uiber
die Drucksache 20/4322:

Schaffung eines Stiftungslehrstuhls fiir friih-
kindliche Entwicklung und Bildung (Antrag
FDP)

— Drs 20/7494 -]

Wer schlielt sich der Ausschussempfehlung an?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das mit
groRer Mehrheit so beschlossen.

Punkt 22, Drucksache 20/7584, Bericht des Aus-


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7083&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7547&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7494&dokart=drucksache
schnooch
Schreibmaschinentext
 **Sammelübersicht, siehe Seite 4499f.
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schusses fur Wirtschaft, Innovation und Medien:
Hafenentwicklungsplan "Hamburg halt Kurs — Der
Hafenentwicklungsplan bis 2025" und Untersu-
chung des Hamburger Hafens.

[Bericht des Ausschusses fiir Wirtschaft, Inno-
vation und Medien iiber die Drucksachen 20/
5550 und 20/3674:

Hafenentwicklungsplan "Hamburg hélt Kurs
— Der Hafenentwicklungsplan bis 2025" (Se-
natsmitteilung) und Untersuchung des Ham-
burger Hafens (Antrag der Fraktion DIE LINKE)
— Drs 20/7584 -]

Die FDP-Fraktion mochte den Bericht an den Aus-
schuss fur Wirtschaft, Innovation und Medien zu-
rickiberweisen.

Wer stimmt diesem Begehren zu? — Gegenprobe.
— Dann ist das Begehren auf Ruckuberweisung ab-
gelehnt.

Mir ist mitgeteilt worden, dass aus den Reihen der
FDP-Fraktion hierzu das Wort gewilinscht wird.
Herr Dr. Kluth, Sie haben es gemal® Paragraf 26
Absatz 6 unserer Geschéaftsordnung fur maximal
funf Minuten.

Dr. Thomas-Sonke Kluth FDP:* Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Wir erleben gerade
einen sehr ungewohnlichen Vorgang. Es gab zum
Thema Hafenentwicklungsplan einen umfangrei-
chen Dialogprozess, eine zeitaufwendige Behor-
denabstimmung und schlief3lich im Oktober des
letzten Jahres den Entwurf. Dann begann die par-
lamentarische Beratung, und wir haben in der Bur-
gerschaft diskutiert. Im Wirtschaftsausschuss ha-
ben wir die Behdrde und die HPA vortragen las-
sen. Und jetzt, nach dem Abschluss der parlamen-
tarischen Beratungen, soll die Birgerschaft einen
Hafenentwicklungsplan zur Kenntnis nehmen, von
dem wir in den letzten Wochen lernen mussten,
dass er in grof3en Teilen — nach Auskunft der Wirt-
schaftsbehérde und der HPA - Schnee von
gestern ist.

Zunachst wird uns im Hafenentwicklungsplan noch
immer eine sehr optimistische Umschlagsprognose
prasentiert. Finf Monate spater relativiert Senator
Horch das und malt die Zukunft des Containerum-
schlags eher in dusteren Farben, obwohl sich im
Grunde in den letzten funf Monaten substanziell
nichts geandert hat. Stichwort Steinwerder: Im
HEP wird von Multi-Purpose-Nutzung, Container-
umschlag, transportaffiner Produktion und Indu-
strieproduktion gesprochen, aber kein Wort zum
Thema Kreuzfahrtterminal gesagt. Mitte April ler-
nen wir dann, dass der Senat eine andere Planung
hat, und zwar ein drittes Kreuzfahrtterminal als
Zwischennutzung. Der Kostenaufwand liegt bei 50
bis 60 Millionen Euro; es herrscht allerdings keine
Kostenklarheit. In der vergangenen Woche erfah-
ren wir im Wirtschaftsausschuss, dass die fur das

erste Quartal 2013 beabsichtigte Einleitung eines
Planfeststellungsverfahrens fiir den Bereich Stein-
werder nicht stattfindet, sondern von der HPA vor-
laufig gestoppt worden ist.

Der HEP weist eine Vielzahl von Hafen- und Infra-
strukturprojekten mit einem Gesamtvolumen von
Uber einer Milliarde Euro aus. Vor drei Wochen hoé-
ren wir von Kostensteigerungen in Héhe von 300
Millionen Euro. Die Finanzierung ist unklar, und die
Realisierung und der Zeitplan sind ungewiss.

Meine Damen und Herren! Juristen wirden mit
Blick auf den Hafenentwicklungsplan von einem
Wegfall der Geschaftsgrundlage sprechen. Dieser
HEP ist Schnee von gestern und zum Teil nicht
mehr das Papier wert, auf dem er steht. FUr uns
macht es keinen Sinn, einen HEP zur Kenntnis zu
nehmen, der zu groen Teilen nicht mehr dem
Stand der Dinge entspricht. Wir haben daher auch
kein Verstandnis dafiir, dass unser Rickverwei-
sungsantrag, der der Wirtschaftsbehdrde und der
HPA Gelegenheit gegeben hatten, noch einmal
nachzubessern, nicht angenommen, sondern mit
den Stimmen der Mehrheitsfraktion abgelehnt wor-
den ist. — Danke.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat jetzt Frau
Prien.

(Zuruf aus dem Plenum: Das hatten wir doch
alles schon!)

Karin Prien CDU:* Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Wir hatten das alles schon, und
ich hoffe, wir werden es auch noch weiter mitein-
ander haben,

(Dirk Kienscherf SPD: Nicht personlich wer-
den hier!)

denn das Unbehagen, das Herr Kluth fir seine
Fraktion zum Ausdruck gebracht hat, teilen wir. Wir
haben in den letzten Wochen in rasanter Ge-
schwindigkeit erfahren missen, dass der Wirt-
schaftssenator im Hinblick auf den Hafen offen-
sichtlich vdllig planlos ist. Jedenfalls sind die Daten-
annahmen, die dem Hafenentwicklungsplan zu-
grunde liegen, auch nach Aussage des Wirt-
schaftssenators nicht mehr tragfahig. Wir warten
alle auf neue Zahlen und das neue PLANCO-Gut-
achten.

Ich wirde so weit wie Herr Kluth im Moment noch
nicht gehen, dass wir es mit einem Wegfall der Ge-
schéaftsgrundlage zu tun haben, aber es bestehen
erhebliche Zweifel an der Werthaltigkeit des Hafen-
entwicklungsplans. Deshalb hatte es der Mehr-
heitsfraktion gut angestanden, dem Rickiberwei-
sungsbegehren der FDP stattzugeben. Es ist ein
Armutszeugnis, wenn wir Uber die Entwicklung un-
seres Hafens nicht mehr gemeinsam parlamenta-
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risch sprechen kdnnen. Insofern teilen wir lhr Un-
behagen.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Wird weiter das Wort ge-
wilinscht? — Wenn das nicht der Fall ist, dann kom-
men wir zur Abstimmung Uber die Drucksache
20/7584.

Wer mdchte sich der Ausschussempfehlung an-
schliefen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Dann ist das mehrheitlich so beschlossen.

Wir kommen zu Punkt 25, Drucksache 20/7604,
Bericht des Innenausschusses: Entwurf eines Ge-
setzes zum Abkommen zwischen den Landern
Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Hamburg
Uber die Wahrnehmung der wasserschutzpolizeili-
chen Aufgaben auf der Unterelbe.

[Bericht des Innenausschusses iiber die Druck-
sache 20/6662:

Entwurf eines Gesetzes zum Abkommen zwi-
schen den Landern Niedersachsen, Schleswig-
Holstein und Hamburg lber die Wahrnehmung
der wasserschutzpolizeilichen Aufgaben auf
der Unterelbe

(Unterelbeabkommen) (Senatsantrag)

— Drs 20/7604 -]

Wer mochte der Ausschussempfehlung folgen und
das Gesetz zum Abkommen zwischen den Lan-
dern Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Ham-
burg Gber die Wahrnehmung der wasserschutzpoli-
zeilichen Aufgaben auf der Unterelbe aus Drucksa-
che 20/6662 beschliefen? — Die Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Dann haben wir das einstimmig
in erster Lesung so beschlossen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause?
— Den sehe ich nicht.

Wer méchte das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-
schlieRen? - Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Dann ist das auch in zweiter Lesung und somit
endgultig beschlossen worden.

Wir kommen zu Punkt 27, Drucksache 20/7520 in
der Neufassung, Antrag der GRUNEN Fraktion:
Vorfahrt flir den Radverkehr.

[Antrag der GRUNEN Fraktion:
Vorfahrt fiir den Radverkehr

— Drs 20/7520 (Neufassung) -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/7741 ein An-
trag der SPD-Fraktion vor.

[Antrag der SPD-Fraktion:
Vorfahrt fiir den Radverkehr
— Drs 20/7741 -]

Die Drucksache 20/7520 in der Neufassung moch-
te die Fraktion der GRUNEN an den Verkehrsaus-
schuss Uberweisen.

Wer stimmt diesem Begehren zu? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab. Zunachst zum An-
trag der GRUNEN Fraktion in der Neufassung.

Wer méchte diesem folgen? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist dann mehrheitlich abgelehnt.

Nun zum Antrag der SPD-Fraktion.

Wer moéchte diesem seine Zustimmung geben?
— Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Das ist dann einstimmig so beschlossen.

Punkt 29, Drucksache 20/7569, Antrag der Frakti-
on DIE LINKE: Beauftragung eines unabhangigen
Gutachters zur Priifung des Geschaftsmodells der
HSH Nordbank AG.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Beauftragung eines unabhangigen Gutachters
zur Priifung des Geschéaftsmodells der HSH
Nordbank AG

— Drs 20/7569 -]

Wer mochte diesem Antrag folgen? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann ist der Antrag mit
grofRer Mehrheit abgelehnt.

Punkt 34, Drucksache 20/7591, Antrag der GRU-
NEN Fraktion: Schutz und Versorgung von
Schwangeren.

[Antrag der GRUNEN Fraktion:
Schutz und Versorgung von Schwangeren
— Drs 20/7591 -]

Hierzu liegt Ihnen ein Antrag der SPD-Fraktion vor.

[Antrag der SPD-Fraktion:
Schutz und Versorgung von Schwangeren
— Drs 20/7740 -]

Beide Drucksachen mochte die GRUNE Fraktion
federfihrend an den Innenausschuss und mitbera-
tend an den Gesundheitsausschuss Uberweisen.
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Wer mdchte dem Uberweisungsbegehren folgen?
— Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist
das Uberweisungsbegehren abgelehnt worden.

Mir ist mitgeteilt worden, dass aus der Fraktion der
GRUNEN das Wort gewtlinscht wird. Frau Moller,
Sie haben es fiir maximal funf Minuten.

Antje Méller GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Ich muss an dieser Stelle doch
einmal auf die Médglichkeit des Funfminutenbei-
trags zurtckgreifen, weil wir die Situation haben,
dass die Mehrheitsfraktion mit einem Antrag auf
unseren Antrag geantwortet hat, sich inhaltlich
aber Uber ein anderes Thema auslasst. Wir hatten
hierzu dringend eine Beratung im Ausschuss nétig,
damit wir uns Uberhaupt verstandlich machen, wor-
Uber wir sprechen.

Im Kern geht es sicherlich auch der SPD um die
nicht nur nach EU-Richtlinien besonders schutz-
wirdige Gruppe von schwangeren Frauen und de-
ren Umverteilung und Aufenthaltsmdglichkeiten in
Hamburg. Sie gehen aber auf einen ganz anderen
Aspekt ein, der fur uns nicht nachvollziehbar ist.
Unser Antrag behandelt im Kern zwei Punkte. Ein-
mal geht es um die zunehmende Entwicklung,
dass die Auslanderbehdrden den Frauen nur soge-
nannte Meldeauflagen erteilen, statt ihnen umge-
hend eine Duldung auszustellen. Der zweite Punkt
ist, dass wir zunehmend Kenntnis von Frauen be-
kommen, die sich Uberhaupt nicht mehr melden,
weil sie Sorge haben, umverteilt zu werden und
aus ihrem sozialen Umfeld heraus zu mussen, sich
also wahrend der Schwangerschaft bis zur Geburt
aullerhalb des gewohnten Raumes aufzuhalten.
Das sind zwei Punkte, die nicht nur uns aufgefallen
sind, sondern mit denen sich inzwischen NGOs,
die Arztekammer und andere Institutionen in dieser
Stadt beschaftigen. Wir sollten dringend im Aus-
schuss dariber sprechen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Es gibt auch den unverblimten Vorwurf, dass so-
gar Schwangere aus der Sportallee weggeschickt
werden. Das mag Platzmangel sein. Wenn sie
aber ohne Duldung fortgeschickt werden, dann ha-
ben sie keinerlei Zugang zu sozialer und medizini-
scher Versorgung. An der Stelle kommt vielleicht
Ihr Antrag ins Spiel, der schlicht und einfach die
aktuelle Rechtsprechung beschreibt, namlich dass
Sie im Einzelfall sehr wohl auf eine Umverteilung
von Schwangeren verzichten, und zwar, wenn ein
medizinisches Risiko besteht. Gleichzeitig sagen
Sie aber auch, dass mit solch einer Stichtagslo-
sung, wie wir sie haben, ein Automatismus ge-
schaffen werden wiirde. Dann misste namlich
auch fur Frauen, die nicht schon langer hier leben,
sondern frisch eingereist sind, eine Duldung aus-
gestellt werden. Dazu kann ich nur — und vielleicht
macht das auch noch einmal den Gesprachsbedarf
deutlich — auf die Rechtsprechung des Bundesver-

fassungsgerichts verweisen. Im Ubrigen entspricht
das auch der Rechtsprechung der Bundesverwal-
tungsgerichte. Das System des Auslandergesetzes
I&sst keinen Raum fiir einen derartigen ungeregel-
ten Aufenthalt zu. Der Zeitpunkt, wann eine Dul-
dung erteilt wird, steht nicht im Belieben der Behor-
den. Dies wird aber hier und heute in Hamburg zig-
fach praktiziert, und dartiber miissen wir sprechen.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)
Prasidentin Carola Veit: Herr Schafer, bitte.

Dr. Martin Schafer SPD: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Die Sorge schwangerer Frau-
en, aus Hamburg heraus in andere Lander umver-
teilt zu werden, verstehen wir. Immer dann, wenn
eine Risikoschwangerschaft vorliegt oder medizini-
sche Grinde darauf hinweisen, dass diese Frau
nicht umziehen sollte, ist es nach Einzelfallpriifung
Usus, dass diese Frau und ihre Familie hierbleiben
dirfen. Daran moéchten wir weiterhin festhalten.
Wir wenden uns allerdings dagegen, dass hier ein
Automatismus geschaffen wird, der vor allem ein
Risiko beinhaltet. Schwangere Frauen, die in medi-
zinischer Hinsicht wahrend ihrer Schwangerschaft
gefahrdet waren, kdnnten sich, wenn dieser Auto-
matismus eingebaut wird, bei den Behdrden erst
einmal nicht melden, und zwar aus Angst, es konn-
te zu irgendwelchen Folgen kommen, die ihnen un-
angenehm sind. Sie kdnnten die 26. Woche ab-
warten, statt sich schon zuvor in medizinische Be-
handlung zu begeben, und zwar nach Mdglichkeit
in regulare medizinische Behandlung, denn grund-
satzlich ist in Hamburg jeder Frau die Mdglichkeit
eréffnet, medizinisch behandelt zu werden. Wir ha-
ben die Clearingstelle, das Medibliro und andere
Einrichtungen, die daflir sorgen, dass auch Papier-
lose, wenn es notwendig und medizinisch geboten
ist, eine adaquate Behandlung finden.

(Beifall bei der SPD)

Ich mochte ein paar Zahlen nennen, die darauf
hindeuten, dass die Einzelfallprifung in Hamburg
auch dazu fihrt, und zwar in zahlreichen Fallen,
dass Frauen hierbleiben durfen, nachdem sie sich
bei den Behdrden gemeldet haben. Sie schreiben
in Ihrem Antrag, und das ist nicht richtig, dass,
wenn ein Bundesland auf eine Umverteilung ver-
zichte und eine Duldung erteilt, dieses auf die
Quote angerechnet wiirde. Das ist dann richtig,
wenn sich jemand in einem Asylbewerberverfahren
befindet, aber nicht in der Duldung. In der Duldung
gibt es ein ziemliches Ungleichgewicht zwischen
diversen Bundeslandern. Mit Stichtag letzter Mitt-
woch sind es in Bayern entsprechend der Zahl, die
dort geduldet sein musste, 1576 Personen weniger
und in Baden-Wirttemberg 575 weniger. Jetzt
mdchte ich lhnen die zwei Bundeslander nennen,
bei denen es genau andersherum ist: Berlin mit
1389 dariber und Hamburg mit 1476 darliber. Das
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heil3t, dass Hamburg der Verpflichtung nach-
kommt, Frauen, wenn es medizinisch geboten ist,
eine Duldung zu erteilen. Insofern bleiben wir bei
unserem Antrag, die Einzelfallprifung weiterhin so
durchzufihren, wie es bisher geschehen ist, und
sehen keine weitere Notwendigkeit.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Jetzt hat Frau Schmitt
das Wort.

Heidrun Schmitt GRUNE: Frau Présidentin, mei-
ne Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen von der SPD, der Prasident der Bundesarz-
tekammer, Herr Montgomery, hat es in seiner
Presseerklarung im Marz dieses Jahres auf den
Punkt gebracht:

"Handeln Sie menschlich — nicht burokra-
tisch"

mit schwangeren Flichtlingen.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN —
Arno Munster SPD: Genau das machen wir,
Frau Schmitt!)

Zur traurigen Wahrheit gehort, dass dieser Appell,
menschlich zu handeln und nicht burokratisch — wir
haben viele birokratische Details von Herrn Scha-
fer gehort —

(Wolfgang Rose SPD: So ein Quatsch! — Ju-
liane Timmermann SPD: Genau, der Einzel-
fall, das ist menschlich!)

erst ankommt, wenn schon groRes menschliches
Unglick passiert ist. Das zeigt der traurige Fall der
ghanaischen Frau, die im Jahr 2010 in Nostorf-
Horst ihr Kind tot zur Welt gebracht hat.

(Zurufe aus dem Plenum)

— Sie reagieren darauf sehr emotional, und das ist
richtig bei diesem Thema. Das kann ich sehr gut
nachvollziehen. Ich bin mir sicher, dass Sie damals
die Entscheidung von Innensenator Ahlhaus unter-
stutzt haben, schwangere Frauen von der Umver-
teilung auszunehmen. Ich gehe davon aus, dass
Sie das damals inhaltlich unterstutzt haben.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Ehrlich gesagt ist es irritierend, dass lhr Gedacht-
nis an der Stelle derart kurz ist.

Wir haben nichts gegen die Einzelfallpriifung, die-
se kann natlrlich weiterhin stattfinden, ganz klar.
Wo Risikoschwangerschaften vorliegen, und das
schon vor der 26. Woche, sollen diese naturlich
diagnostiziert und entsprechend behandelt wer-
den. Das heiflt aber nicht, dass man nicht auch
diese Stichtagslosung als einen Schutz miteinfuh-
ren kann. Denn der Automatismus, den Sie be-
furchten, schlagt in Wahrheit heute so um, dass
sich viele Frauen bis in die spaten Schwanger-

schaftswochen hinein aus Angst vor einer Umver-
teilung und davor, aus ihren Familien und ihrem
Umfeld gerissen zu werden, gar nicht melden.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Menschlich, nicht blrokratisch — das ist der zentra-
le Punkt in Lebenslagen, in denen Gesundheit auf
dem Spiel steht. Und so ist es wahrend der Geburt
gerade die Gesundheit am Beginn des Lebens.

Ich méchte Sie bitten, unseren Antrag heute zu-
mindest zu Uberweisen, dariiber noch einmal zu
sprechen und lhrem Senator ein Zeichen zu ge-
ben, dass Sie sich einen humaneren Umgang

(Dirk Kienscherf SPD: Nee, das ist human!)

mit schwangeren Flichtlingen wiinschen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Nun hat Frau Schneider
das Wort.

Christiane Schneider DIE LINKE: Meine Damen
und Herren, Frau Prasidentin! Schon die Zahl der
Finfminutenbeitrage zu dem Thema zeigt, dass
Diskussionsbedarf besteht. Im letzten Abschnitt
der Schwangerschaft, da sollten wir uns einig sein,
ist grundsatzlich gesteigerte Sorgfalt nétig. Ich
mdchte aus einer Resolution der Arztekammer von
2012 zitieren:

"Es ist ein Akt der Menschlichkeit, diese
Frauen wenigstens am Ende ihrer Schwan-
gerschaft und rund um die Geburt aus der II-
legalitat auftauchen zu lassen und ihnen ei-
ne medizinische Versorgung in der Gesund-
heitsmetropole Hamburg zuzugestehen."

Frau Schmitt hat eben Herrn Professor Montgome-
ry zitiert. Der vorhergehende Satz lautete:

"Ersparen Sie den Frauen die Strapazen
und Unsicherheiten einer Umverteilung kurz
vor der Geburt — auch im Sinne ihrer Kin-
der."

Hier sollten wir uns einig sein. Jetzt ist die Frage,
ob eine Einzelfallprifung die notwendige Sorgfalt
und den notwendigen Schutz fiir die Frauen si-
cherstellt. Die Falle 2010 und 2012 haben gezeigt,
dass das nicht der Fall ist. Auch nach dem Be-
schluss des Oberverwaltungsgerichts soll sich
nach lhrer Vorstellung nichts grundsatzlich andern.
Wir hatten eine Schriftliche Kleine Anfrage gestellt,
und Sie haben auf die Frage nur lapidar geantwor-
tet, dass sich daran nichts andern werde, es habe
unterschiedliche Bewertungen gegeben.

Bei dem SPD-Antrag, Herr Schafer, verstehe ich
eines nicht, und ich bitte Sie oder jemand anderen,
das noch einmal zu erklaren. Vielleicht missverste-
he ich das. Ich wirde Sie gern personlich anspre-
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chen. Es geht um die Begriindung, warum Sie das
ablehnen und anders regeln wollen.

"Zudem birgt sie das gesundheitliche Risiko,
dass medizinisch notwendige Hilfen auf den
Zeitpunkt nach der 26. Schwangerschafts-
woche verschoben werden kénnten."

Das unterstellt — so verstehe ich es, und ich bitte
um Korrektur, wenn das nicht gemeint ist —, dass
Frauen das hinauszdgern und die medizinische
Versorgung vorher nicht in Anspruch nehmen, um
nicht aus Gesundheitsgriinden umverteilt werden
zu kénnen, bis sie dann ab der 26. Woche sicher
sind. Verstehe ich es richtig, dass Sie das so mei-
nen? Mir wirden die Worte fehlen, wenn Sie
schwangeren Frauen das unterstellen.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Voet van Vormizee-
le hat das Wort.

Kai Voet van Vormizeele CDU: Frau Prasidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Alle
Fraktionen wollen fir die betroffene Gruppe eine
angemessene und richtige Ldsung. Ich wirde nie-
mandem in diesem Hause vorwerfen wollen, dass
er etwas wegdriicken will oder Ahnliches. Aber die-
ses Thema im Rahmen einer Fiinfminutendebatte
zu behandeln, ist nicht angemessen und — um die-
ses lange Wort zu gebrauchen — wiirdig.

(Beifall bei der CDU)

Deswegen meine intensive Bitte, dieses Thema
bitte gemeinsam im Innenausschuss zu bespre-
chen, denn ich glaube fest, dass die Kollegen der
SPD genauso wie alle anderen Fraktionen an einer
sinnvollen, richtigen Lésung interessiert sind.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN, der LIN-
KEN und bei Carl-Edgar Jarchow FDP)

Es ist kein Thema, das dem Parteienzank und —ha-
der ausgesetzt sein sollte. Gehen Sie einen Schritt
weiter, wir kdbnnen es im Innenausschuss sachge-
recht und dem Thema angemessen besprechen.
Das hier ist keine angemessene Form.

(Beifall bei der CDU und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Ich sehe kein Signal sei-
tens der SPD-Fraktion, die Abstimmung Uber die
Uberweisung zu wiederholen. Dann kommen wir
zu den Abstimmungen, wenn keine weiteren Wort-
meldungen vorliegen.

Zunachst zum Antrag der GRUNEN Fraktion aus
Drucksache 20/7591, der ziffernweise abgestimmt
werden soll.

Wer mochte Ziffer 1 seine Zustimmung geben?
— Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
Ziffer 1 abgelehnt.

Wer mochte Ziffer 2 annehmen? — Auch hier die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann hat auch
Ziffer 2 keine Mehrheit gefunden.

Jetzt zum Antrag der SPD-Fraktion.

Wer méchte diesem seine Zustimmung geben?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist dann
mehrheitlich so beschlossen worden.

Punkt 35, Drucksache 20/7592, Antrag der GRU-
NEN Fraktion: Zweckbindung der Entflechtungs-
mittel in Hamburg fr Hochschulbau sicherstellen.

[Antrag der GRUNEN Fraktion:

Zweckbindung der Entflechtungsmittel in Ham-
burg fiir Hochschulbau sicherstellen

— Drs 20/7592 -]

Wer mdchte sich dem Antrag anschlieen? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist dann mit
Mehrheit abgelehnt.

Punkt 37, Drucksache 20/7600, Antrag der SPD-
Fraktion: Mobile Angebote der bezirklichen Kun-
denzentren als Erganzung des Leistungsspek-
trums der Bezirksverwaltung.

[Antrag der SPD-Fraktion:

Mobile Angebote der bezirklichen Kundenzen-
tren als Erganzung des Leistungsspektrums
der Bezirksverwaltung

— Drs 20/7600 -]

Die GRUNE Fraktion méchte die Drucksache an
den Verfassungs- und Bezirksausschuss tberwei-
sen.

Wer folgt diesem Begehren? — Die Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Dann ist das Uberweisungsbe-
gehren abgelehnt.

Auch hier ist mir mitgeteilt worden, dass seitens
der Links-Fraktion gemal® Paragraf 26 Absatz 6
unserer Geschaftsordnung das Wort begehrt wird.

Herr Golke, Sie haben es.

Tim Golke DIE LINKE: Fir maximal finf Minuten?
— Die werde ich nicht brauchen.

Sehr verehrte Frau Prasidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren! Ich hatte eine Ausschussuber-
weisung deutlich bevorzugt und habe ihr zuge-
stimmt. Bei dem Thema "Mobile Angebote der be-
zirklichen Kundenzentren" sind wir einer Meinung;
dartber kann man sprechen, das ist im Zweifelsfall
keine schlechte Idee. Aber das kleine Wortchen
"personalkostenneutral® im ersten Petitumspunkt
Ihres Antrags hatte ich gern genauer erlautert be-
kommen. Vor der aktuellen Berichterstattung um
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wieder verlangerte Wartezeiten relativ weit vor den
Ferien im Kundenzentrum in Bergedorf hatte ich
gern erfahren, wie Sie das stricken wollen. Das
geht aus dem Antrag nicht hervor, und es ist scha-
de, dass das im Ausschuss nicht debattiert wird.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN und bei Christiane
Blémeke und Dr. Till Steffen, beide GRUNE)

Prasidentin Carola Veit: Gibt es weitere Wortmel-
dungen? — Dann kommen wir zur Abstimmung.

Wer méchte sich dem Antrag der SPD-Fraktion an-
schlieRen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Das ist dann mehrheitlich so beschlossen wor-
den.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause?
— Den sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? — Auch
hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
dann auch in zweiter Lesung und somit endgliltig
beschlossen worden.

Punkt 38, Drucksache 20/7601, Antrag der SPD-
Fraktion: Mehr preiswerten Wohnraum durch Flexi-
bilisierung der WK-Fdrderung im 1. Férderweg.

[Antrag der SPD-Fraktion:

Mehr preiswerten Wohnraum durch Flexibilisie-
rung der WK-Férderung im 1. Férderweg

— Drs 20/7601 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/7742 in An-
trag der CDU-Fraktion vor.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Wohnungsbauférderung ja — aber richtig!
— Drs 20/7742 -]

Beide Drucksachen mochten die Fraktionen der
CDU und der LINKEN an den Stadtentwicklungs-
ausschuss Uberweisen.

Wer mochte das auch? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Damit sind die Uberweisungsbegehren
abgelehnt worden.

Auch hierzu wird gemaf Paragraf 26 Absatz 6 un-
serer Geschaftsordnung das Wort gewunscht. Zu-
nachst Herr Hamann.

Jorg Hamann CDU:* Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren, liebe Kollegen! Diesen Antrag

nicht zu Uberweisen, ist von der SPD-Fraktion im
wahrsten Sinne des Wortes nicht besonders weise.
Die Wohnungsbauférderung ist eines der zentralen
Themen lhrer Regierungszeit. Dass die bisherigen
Foérderprogramme einer Evaluierung oder Prifung
bedirfen, lasst sogar lhr Antrag erkennen, auch
wenn er sich eigentlich nur mit Wohnungen unter
40 Quadratmetern befasst.

(Dirk Kienscherf SPD: Richtig!)

Herr Kienscherf, Sie meinen, dass sonst alles in
Ordnung sei, dass man nichts machen misse und
so weitermachen kénne. Aus der Praxis und aus
Gesprachen mit Wohnungswirtschaftlern und Prak-
tikern kann ich lhnen aber erzahlen, dass es Etli-
ches gibt, was man abrundend erganzen sollte.
Positiv formuliert ist die WK sehr flexibel, was die
eigenen Forderbestimmungen anbelangt. Insofern
hatte es Ihres Antrags nicht bedurft.

(Dirk Kienscherf SPD: Verdeutlichung!)

Ich vermute, dass von der Behorde, die das ganz
nett finden wirde, weil sie es sowieso schon im-
mer anders macht, die Bitte an Sie herangetragen
wurde, diesen Antrag zu schreiben — so ahnlich
wie bei lhrem anderen Thema Wohnraumschutz.
Tatsachlich ware es doch in Ordnung, wenn wir
schon all diese Anderungsbedarfe haben, dies in
einer umfangreichen Ausschussdiskussion im Ein-
zelnen klaren. Sie lehnen die Uberweisung ab. Da-
mit sind Sie des Themas aber noch lange nicht le-
dig. Auch wenn Sie nicht Gberweisen, werden wir
selbstverstandlich weiter mit Antragen und Anfra-
gen darlber sprechen.

(Dirk Kienscherf SPD: Sehr gut!)

Vielleicht kommt die Behérde auch wieder auf Sie
zu und hat noch ein paar Vorschlage, die Sie in
Antragsform giel3en sollen.

(Dirk Kienscherf SPD: Selbstbewusst!)

— Dann und wann konnen Sie auch selbst denken.
Ich weil, das redet sich wohl jede Regierungsfrak-
tion von Zeit zu Zeit ein. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Norbert Hack-
busch DIE LINKE)

Prasidentin Carola Veit: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Dann kommen wir zu den Abstim-
mungen und beginnen mit dem CDU-Antrag,
Drucksache 20/7742.

Wer moéchte dem gern seine Zustimmung geben?
— Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
dieser Antrag abgelehnt.

Wir kommen zum Antrag der SPD-Fraktion.

Wer mochte diesen annehmen? — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Das ist dann einstimmig so be-
schlossen.
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Punkt 39, Antrag der FDP-Fraktion, Drucksache
20/7602: Verkehrsadaptive Steuerung von Lichtsi-
gnalanlagen.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Verkehrsadaptive Steuerung von Lichtsignalan-
lagen

— Drs 20/7602 -]

Die FDP-Fraktion mochte die Drucksache an den
Verkehrsausschuss Uberweisen.

Wer folgt diesem Uberweisungsbegehren? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das
Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer mochte den Antrag der FDP-Fraktion anneh-
men? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
der Antrag mehrheitlich abgelehnt.

Ich wiinsche Ihnen einen schonen Feier- und Ful}-
ballabend.

Ende: 20.36 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrage wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom

Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Olaf Duge, Dr. Eva Gimbel, Robert Heine-
mann, Klaus-Peter Hesse, Philipp-Sebastian Kiihn, Dorothee Martin, Farid Miiller, Olaf Ohlsen, Jan Quast,

Carola Thimm und Christoph de Vries


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7602&dokart=drucksache

Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 58. Sitzung am 24. April 2013 4499

Sammeliibersicht gemal § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Blrgerschaft am 24. April 2013

A. Kenntnisnahmen

Anlage

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.
3a | 6717 |Personaleinsparungen 2012
3¢ 6936 [ Schattenhaushalte und Tresorschlissel fir alle — Wie steht es um die Buch- und Kassen-
fuhrung der Stadt?
5 7127 | Sport und Klimaschutz — Unterstitzung der Vereine bei Umweltberatung und energiespa-
renden Sportanlagen in Hamburg
14 7484 | Burgerschaftliches Ersuchen vom 9. Juli 2009 — Drs. 19/3390: "Verbesserung des Krisen-
managements auf dem Gebiet der Ausbreitung von Gefahrstoffen"
17 7471 | Bericht des Europaausschusses
20 7583 [ Zwischenbericht des Haushaltsausschusses
23 7585 |[Bericht des Ausschusses flr Wirtschaft, Innovation und Medien
24 7586 | Bericht des Ausschusses fiir Wirtschaft, Innovation und Medien
26 7426 | Bericht der Hartefallkommission

B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

auf freie Trager

TOP | Drs- Gegenstand auf Uberweisung an
Nr. Antrag
der
4 7098 |Entwicklung der o&ffentlichen Unterbringung in FDP  |Ausschuss flir So-
Hamburg ziales, Arbeit und
Integration
6 7172 | Sind stadtische Baumalinahmen teurer geworden? SPD |Haushaltsauschuss
15 7582 |Burgerschaftliches Ersuchen vom 24. November 2011 — SPD und |Haushaltsauschuss
Drs. 20/2157: "Hamburg 2020: Professionelles Gebaude- FDP
management — effiziente Immobiliennutzung — Stadtische
Biroflachen reduzieren"
30 7587 | Ausweitung des Qualitatsmanagements in der Jugendhilfe SPD Familien-, Kinder-

und Jugendaus-
schuss
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C. Einvernehmliche Ausschussempfehlungen

TOP | Drs- Ausschuss Gegenstand
Nr.
16 7427 | Kulturausschuss Wer soll das Udo-Lindenberg-Museum in der
Speicherstadt bezahlen?
19 7554 | Gesundheitsausschuss Offentlich zugangliche Defibrillatoren retten Leben — der Senat

muss handeln!



schnooch
Schreibmaschinentext




